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Editorial 

Simone Prodolliet 

••• Einb u . ? rgerung. 
Die öffentlich geführten Debatten rund 
um Einbürgerungen in den letzten Mo­
naten und vergangenen Jahren haben 
zu Zerreissproben geführt. Worum geht 
es bei diesen Diskussionen? terra cog­
n ita thematisiert in dieser Ausgabe die 
Facetten des Aktes der Einbürgerung, 
welcher nicht nur für die individuellen 
Biographien der Gesuchstellenden von 
zentraler Bedeutung sind, sondern auch 
eine Herausforderung für diejenigen 
darstellen, die einbürgern. 

Pa:I•Kürzlich sassich im dicht gedrängten Bus, der Fussballfans 

zum Stadion beförderte. Ich war mit meiner zehnjährigen 

Tochter und deren Freundin auf dem Weg nach Hause. Die 

Freundin meiner Tochter, schweizerisch-italienische Doppel­

bürgerin - so wie meine eigene Tochter auch - fragte den 

gleichaltrigen Jungen, der. sich auf ein freies Plätzchen 

quetschte: «Bist du Italiener?» Der Junge, der mit seinem 

dunklen Teint und den schwarzen Haaren nicht dem gängigen 

Bild eines Schweizer Kindes entsprach, zögerte und schaute 

zu seinem Vater. Dieser sagte in forderndem Ton: «Nun sag 

schon, was du bist, du bist doch Schweizer, oder?» Der Junge 

nickte, sagte aber nichts. «Wir sind eben Schweizerinnen und 

Italienerinnen», erklärte meine Tochter, «praktisch, nicht?» 

Der Junge blickte nochmals verunsichert zu seinem Vater 

und dann zu den beiden Mädchen. Irgendwie war ihm das 

nicht geheuer. Der Vater, wohl auch etwas irritiert über den 

Verlauf des Gesprächs, meinte fast etwas entschuldigend 

zu mir: «Seine Mutter ist eben Portugiesin.» Die Freundin 

meiner Tochter stellte zufrieden fest: «Dann kommst du ja 

auch aus zwei Ländern wie wir und lernst zwei Sprachen!» 

Der Junge war erleichtert und schien froh, sich nicht auf die 

eine oder andere Seite bekennen zu müssen. Entspannt und 

voller Stolz, auch etwas zu wissen, erklärte er später den bei­

den Mädchen, ~ie darüber rätselten, welches Spiel wohl aus­

getragen werde, wie es _um die Siegeschancen von YB und 

GC stehe. Und mit einem kleinen Seitenhieb auf seinen Vater, 

der offensichtlich die Young Boys unterstützte, sagte er: «Ich 

bin für die Grasshoppers.» 

Das Gefühl, dazu zu gehören oder ausgeschlossen zu werden, 

ist ein wesentliches Element in der Identitätsbildung des ein­

zelnen Menschen. Sich zu einer Gruppe zugehörig zu fühlen ist 

auch die Voraussetzung dafür, dass Menschen gesellschafts­

fähig sind. Es gibt verschiedene Zugänge zu gesellschaftlicher 

Zugehörigkeit. Manche definieren sich über eiri religiöses Be­

kenntnis, für andere stehen die gemeinsam gesprochene Spra­

che oder geteilte kulturelle Werte im Zentrum, wieder andere 

beziehen ihre Zugehörigkeit auf die Nation, deren Staatsbürger­

schaft sie besitzen. 

Der «Gemeinschaftsnerv» 
in der Gesellschaft 

In einer zunehmend pluralistisch ausgerichteten Gesellschaft 

mag es zunächst erstaunen, wie heftig und erregt über die ver­

schiedenen Formen von Zugehörigkeit debattiert wird. Dies gilt 

im Speziellen für Diskussionen rund um Einbürgerungen und 

die Frage, wer - aus der Sicht eines Nationalstaats - in den Rang 

der Staatsangehörigen gehoben wird. Das grosse Interesse, das 

die Öffentlichkeit heutzutage dieser Angelegenheit beimisst, 

weist darauf hin, dass Fragen der Zugehörigkeit offensichtlich 

gerade in einer vielfältiger gewordenen Schweiz den «Gemein­

schaftsnerv» eines Grossteils der Bevölkerung treffen. 

Mit Blick zurück in die Geschichte der Diskurse um Einbürge­

rung zeigt Regula Argast, dass die Verknüpfung des Heimat­

bürgerrechts mit der «Armenfürsorge» im 16. Jahrhundert den 

Umgang der Gemeinden mit nicht eingesessenen Personen von 

Grund auf veränderte. Da die Bürgergemeinden diejenigen 

waren, die sich um das Wohl «ihrer» Leute zu kümmern hatten, 

war es nicht unerheblich, wer Zugang zu diesem Heimatrecht 

erhielt. Obwohl im Verlauf des 19. und 20. Jahrhunderts die 

Bürgergemeinden viele ihrer Kompetenzen an die Einwohner­

gemeinden verloren, behielt die Vorstellung des sorgsam gehü­

teten gemeinsamen Guts der verfügbaren Ressourcen in einer 

Gemeinschaft von Bürgern die Oberhand. Diese Grundhaltung 

änderte sich auch nicht wesentlich - so Isabelle lanni - anläss­

lich der Bürgerrechtsgesetzgebung von 1952. Schweizerinnen, 

die mit diesem Gesetz die Möglichkeit erhielten, das durch Hei­

rat mit einem Ausländer verlorene Bürgerrecht wieder zu be­

antragen, mussten zunächst beweisen, dass sie würdig waren, 

wieder in die Gemeinschaft aufgenommen zu werden. 



• •• 
I u 

Das heute gültige Bürgerrechtsgesetz von 1992 stellt die Z~­

gehörigkeit zur Gemeinschaft ebenfalls in den Mittelpunkt. Es 

hält fest, dass Gesuchstellende «in die schweizerischen Verhält­

nisse eingegliedert» sein müssen. Pascale Steinerbeschreibt in 

ihrem Beitrag, welche weiteren Bestimmungen die einzelnen · 

Gemeinden über diese minimalen Voraussetzungen des Bundes 

hinaus erlassen haben. Die Palette ist breit: von Gemeinden mit 

äusserst liberalen Grundsätzen, die etwa wie die Stadt Bem von 

einer «Integrationsvermutung» bei langjährig wohnhaften Per­

sonen ausgehen, bis zu Gemeinden, die sich Einbürgerungen 

vollständig verschliessen. Über die Frage, ob Einbürgerungen 

politische Entscheide sind, die dem Souverän überlassen wer­

den sollen oder ob es sich dabei um Verwaltungsentscheide 

handelt, äussem sich Etienne Grisel und Regina Kiener. 

Der Illustrationsbeitrag in diesem Heft greift die unterschied­

lichen Perspektiven aus der Feder von Schweizer Karikaturisten 

pointiert auf. Die über hundert Jahre dauernde Diskussion um 

Integration oder Ausschluss wird so auch bildlich nachvoll­

ziehbar. 

«Projekt Schweiz» 

Die aktuelle Gesetzesrevision, über deren verfassungsmässige 

Voraussetzungen in diesem Jahr abgestimmt wird, legt einen 

neuen Fokus auf die Frage der Zugehörigkeit. Jugendliche der 

zweiten Generation sollen in einem vereinfachten Verfahren 

eingebürgert und Kindern der dritten Generation soll bei der 

Geburt das Bürgerrecht erteilt werden. Diese Grundsätze, die 

die Revision vorsieht, orientieren sich an einem veränderten 

Staatsverständnis. Nicht mehr allein über Verwandtschaft ver­

erbte Rechte als Bürgerirr oder Bürger sollen Gültigkeit haben. 

Neu soll auch der aktuellen gesellschaftlichen Realität in der 

Schweiz Rechnung getragen werden. 

Si~one Prodo/liet ist Ethnologin und 
Leiterin des Sekretariats der Eidgenös­
sischen Ausländerkommission 

rung' 
Die statistische Auswertung der Volkszählung von 2000, die 

von Marcel Heiniger vorgelegt wird, belegt es eindrücklich: 

Fast jede zehnte in der Schweiz lebende Person schweizerischer 

Nationalität ist eingebürgert. Und wer selber einmal die Probe 

aufs Exempel gem.acht hat: Wer kennt in seiner Verwandtschaft 

nicht mindestens eine Person ausländischer Herkunft? Matteo 

Gianni plädiert in seinem Artikel denn auch dafür, dass die­

jenigen, die schon lange in diesem Land leben und einen un­

schätzbaren Beitrag zum Wohl des Landes erbringen, am ge­

meinsamen «Projekt Schweiz» als «volle» Mitglieder beteiligt 

werden - und dies verstanden als ein Schritt im Integrations­

prozess. Die Schweiz würde damit ein Zeichen der Offenheit 

und ein Signal für Flexibilität setzen, wie Gianni D' Amato in 

seinen Reflexionen über die auf internationaler Ebene geführ­

ten Debatten zum Thema Bürgerrecht ausführt. Die Tatsache, 

dass viele Menschen über zwei Pässe verfügen, weist darauf 

hin, dass nationalstaatliche Mitgliedschaft zu mehr als einem 

einzelnen StaatAusdruck vielfältiger Beziehungen in einer zu­

nehmend pluralistischen Welt geworden ist. Adrian Gerber 

führt aus, wie sich die Diskussion aus dem Blickwinkel des 

Völkerrechts und internationaler Verträge weiterentwickelt. 

Polyphonie der individuellen Perspektiven 

Wer sich heute einbürgern will, mag sich mit verschiedensten­

auch widersprüchlichen- Fragen konfrontiert sehen. Die Inte­

ressengemeinschaft der Secondas hat eine Reihe häufig ge­

stellter Fragen aufgelistet, Rolqnd Schärer beantwortet sie. Wie 

konkrete Einbürgerungen verlaufen bzw. wie Personen sich 

dazu stellen, die mit Einbürgerung zu tun haben, ob als Ge­

suchstellende oder als diejenigen, die «Schweizermacher» 

sind, geben die Portraits Auskunft. Die Geschichten zeigen auf 

berührende und eindrückliche Art und Weise, wie sehr es Men­

schen daran liegt, sowohl in Bezug auf ihre Herkunft wie auch 

in Bezug auf den aktuellen LebensmittelpunktAnerkennung zu 

finden. Die eingangs geschilderte Episode macht es deutlich: 

Schon für Kinder ist es ein Bedürfnis zu wissen, ob sie dazu ge­

hören oder nicht. Die Schweiz muss ein Interesse daran haben, 

dass diejenigen, die da sind, sich auch mit diesem Staat identi­

fizieren. Die Einbürgerung ist ein Weg dazu. 

terra cognita 4/2004 



Editorial 

Sirnone Prodolliet 

Au cours de ces derniers mois et de ces 
annees passees, I es debats publies concer­
nant I es naturalisations ont vire a l'epreu­
ve a outrance. Quel est l'enjeu de ces 
discussions? Dans· cette edition, terr a 
cog n ita thematise I es facettes de Ia 
naturalisation qui n'est pas seulement 
un acte important de Ia biographie 
personnelle des requerants, mais qui 
constitue egalement un vrai defi pour 
ceux qui procedent a Ia naturalisation. 

dain detendu. Au bout d'un petit moment, alors que les filles se 

demandaient quelle equipe allait gagner le match, les Young 

Boys de Beme ou les Grasshoppers de Zurich, il fit un clin d' ceil 

malicieux a son pere qui soutenait apparemment Young Boys 

et declara fierement: «Moi, je suis pour Grasshoppers.» 

Le sentiment d'appartenance ou, au contraire, d'exclusion, 

constitue un element essentiel de la formation de l'identite 

de chaque etre humain. Pouvoir sentir son appartenance a un 

groupe est aussi l'une des conditions qui rend apte a vivre en 

societe. D 'ailleurs, il existe plusieurs acces a I' appartenance 

sociale. D'aucuns se definissent par le truchement d'un credo 

ou d'une communaute religieuse. Pour d'autres, c'est la langue 

parlee en commun qui fait toute la difference, ou les valeurs 

culturelles partagees qui determinent 1, appartenance a un grou­

Recemment, j'etais assise dans un bus bonde qui transportait pe. Enfin, d'autres encore ~ondent leur appartenance sur le pays 

une horde de supporters au stade de football de Beme. Pour dont ils ont la nationalite. 

moi, c'etait le trajet de retour a la maison et ma fille et sa copirre 

m'accompagnaient. La copirre de ma fille de dix ans est double Le «nerf communautaire» 
nationale italo-suisse, tout comme ma fille, du reste. Elle de- au sein de Ia societe 
mm~a@gar~n~wn~eqcie~~ai~~a~~'~tro~ ~==========================~ 
ver un coin ou se mettredans ce bus bonde «Dis, tu es Italien?». 

Avec son teint mat et ses cheveux tres noirs, ce gar9on n'avait 

en effet pas l'air d'etre typiquement suisse ... Effarouche, il 

hesita avant de repondre, puis jeta un regard implorant a son 

pere. 
Celui-ci repondit d'un ton courrouce: «Mais dis-lui donc ce 

que tu es ... Tu es Suisse, non?» Le gar9on fit un signe de tete 

approbatif, mais ne rajouta rien. «Tu vois», lui fit alors ma fille 

«c'est que nous, nous sommes les deux a la fois, Suissesses et 

Italiennes. C'est pratique, tune trouves pas?» Le jeune gar9on, 

ostensiblement inquiet, regarda une nouvelle fois son pere 

avant de poser un regard muet sur .Jes deux fillettes. On sentait 

bien qu'il ne savait pas quoi dire. Le pere, manifesterneut irrite 

Dansune societe de plus en plus orientee vers le pluralisme cul­

turel, il peut paraltre surprenmt de constater combien le debat 

apropos des diverses formes d' appartenance est violent et pas­

sionne. 11 n 'est donc guere etonnant que ce soit aussi particu­

lierement le cas pour les debats politiques au sujet de la natu­

ralisation au sein des Chambres federales et qu'ils puissent 

soulever la question de savoir qui doit acceder au rang de res­

sortissmt suisse. L'immense interet de 1 'opinion publique a cet 

egard indique en tout cas que les questions d'appartenance tou­

chent precisement le «nerf communautaire» d'une grande par­

tie de la population d'une Suisse qui est pourtant devenue plus 

diverse dans sa composition. 

de la toumure que prenait la conversation, s 'adressa alors Regula Argast jette un regard retrospectif sur 1 'historique des 

a moi sur un ton d'excuse: «Ben ... voyez-vous, c'est que sa discours sur la naturalisation et elle montre que le lien avec le 

mere est Portugaise». C'est alors que la copirre de ma fille prit droit de bourgeoisie remonte a une pratique courante au 16"me 

la parole et fit: «Üuais, cool. .. alors tu viens aussi de deux pays siecle, pratique appelee a l'epoque «Assistance aux pauvres». 

et tu apprends les deux langues!» Le gar9on fut visiblement Ce droit de bourgeoisie allait, du reste, modifier fondamentale­

soulage et satisfait de nepas avoir du prendre parti. Il parut sou- ment la fa9on dont la commune traitait les personnes «etablies» 



face a celles qui ne 1 'etaient pas. Comme les communes de 

bourgeoisie devaient s 'occuper du salut de «leurs» gens, il 

n'etait pas insignifiant - bien au contrairel - de statuer sur qui 

avait ou non acces a ce droit de bourgeoisie. Bien qu' au cours 
des 19eme et 20eme siecles, les communes de bourgeoisie durent 

ceder nombre de leurs prerogatives aux communes des habi­

tants, le statut de bourgeois ausein d'une communaute veillant 

soigneusement et jalousement sur un patrimoine commun et sur 

les ressources disponibles devint un principe de plus en plus de­

fendu. Isabelle Ianni montre que cette attitude ne changea pas 

non plus fondamentalement dans la legislation sur le droit de 

cite de 1952. En effet, les Suissesses ayant perdu leur nationa­

lite suisse a la suite d'un mariage avec un etranger, qui pou­

vaient demander de retrouver la nationalite suisse en vertu de 

ces nouvelles dispositions legales, devaient d' abord bel et bien 

prauver qu'elles etaient dignes d'etre reintegrees dans la com­

munaute helvetique ... 

La loi federale actuellement en vigueur, datant de 1992, designe 

egalement 1 'appartenance a la communaute comme element 

central de la nationalite suisse. Les dispositions stipulent en effet 

que les requerants doivent etre integres au mode de vie suisse. 

Pascale Steiner decrit dans son article quelles autres dispositions 

complementaires les diverses communes ont edictees et qui 

vont bien au-dela de ces conditions minimales de la Confede­

ration. De fait, la palette des communes est tres coloree, puis­

qu' elle va de celles qui ont etabli des principes extremement 

liberaux, comme la ville de Berne qui part d'office d'une «pre­

somption d'integration» pour les personnes qui y sejournent 

depuis longtemps, a celles qui se ferment et s' opposent a quasi 

toute naturalisation. Etienne Grisel etRegina Kiener s'interro­

gent: I es naturalisations sont -elles des decisions politiques qui 

devraient etre Iaissees au vote du Souverain ou, au contraire, 

s 'agit-il de decisions administratives? 

Les illustrations de ce numero sont de la plume de caricaturistes 

suisses. Que de pointes et de perspectives differentes l On y de­

couvrira ainsi par 1' image I es debats animes sur 1' integration ou 

1 'exclusion. 

«Projet Suisse» 

La revision actuelle de la loi federale - rappelans a ce sujet que 

le Souverain devra se prononcer cette annee encore sur ses 

conditions constitutionnelles - presente une nouvelle focalisation 

Sirnone Prodolliet est ethnologue de forma­
tion. Actuellement elle dirige Je Secretariat 
de Ia Commission federale des etrangers. 

sur la question de 1' appartenance. Les jeunes de la deuxieme 

generation devraient pouvoir etre naturalises selon une proce­

dure simplifiee et les enfants de la troisieme generation de­

vraient obtenir la nationalite suisse a leur naissance. Ces prin­

cipes, prevus par cette revision de la loi, se fondent cependant 

sur une toute nouvelle comprehension de 1 'Etat. Ce ne sont plus 

seulement les droits transmis par la parente qui ont valeur de 

criteres pour determiner le statut de citoyen et de citoyenne. 

Phenomene nouveau en matiere de nationalite: il sera aussi 

tenu compte de la realite existant au sein de la societe suisse. 

Le depouillement statistique du recensement de la population, 

en l'an 2000, presente par Marcel Heiniger le demontre de ma- • 

niere spectaculaire: presque unepersonne suisse sur dix a ete 

naturalisee. Qui, parmi nous ne compte pas dans sa parente une 

personne au moins d'origine etrangere? L'article de Matteo 

Gianni plaide en faveur des personnes qui, vivant depuis long­

temps dans notre pays et ayalit apporte une contribution inesti­

mable a la prosperite de la nation, devraient pouvoir participer 

au «Projet Suisse» commun en tant que membres a «part en­

tiere». L' auteur pense que ceci pourrait etre compris comme un 

pas important dans le processus integratif. La nation helvetique 

donnerait donc un signe d'ouverture et de flexibilite, comme 

Gianni D'Amato l'expose dans ses reflexions sur les debats au 

sujet de la nationalite a l'echelon international. Le fait que de 

nombreuses personnes detiennent deux passeports indique 

deja, a lui seul, que l'appartenance a plus d'une nation est de­

venue 1 'expression de relations multiples au sein d '~n monde 

ayant une dimension de plus en plus pluraliste. Adrian Gerber 

expose quant a lui comment la discussion se poursuit face au 

droit international public et aux contrats intemationaux. 

Polyphonie des perspectives individuelles 

Aujourd'hui, quiconque veut etre naturalise est confronte a des 

questions aussi diverses que contradictoires. La Communaute 

d' interet des Secondas a dresse unelistedes questions le plus 

souvent posees. Roland Schärer y repond. Comment se derou­

lent concretement les naturalisations ou ce qu 'en pensent les 

personnes qui ont affaire a la naturalisation - requerants ou 

«faiseurs de Suisses» - c 'est ce que montrent les differents Por­

traits que 1' on trouvera egalement dans ce numero. Les recits 

montrent d'une maniere touchante et impressionnante com­

bien les individus tiennent a etre reconnus aussi bien quant a 

leur origine que dans leur pays d' accueil, qui determine leur vie 

quotidienne actuelle. L' episode du petit gar<;on· dans un bus de 

Berne le demontre a 1' evidence: deja tout enfant, il est extre­

mement important de savoir si l'on en fait partie ou non. Notre 

pays doit alors sans nul doute avoir interet a ce que tous ceux 

qui vivent ici puissent aussi s 'identifier a notre pays. La natu­

ralisation est un des moyens d'atteindre cet objectif. 
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Naturalisation faci I itee 

Francis Matthey 

Pers-pec • IVe 
pour u n futu r commun 

En cette annee 2004 , notre pays a deux grands rendez-vous en 

matiere de politique migratoire et d' integrationdes etrangers. 

L' un., ce printemps, devant le parlement pour l' examen. de la 

nouvelle loi Jederale sur les etrangers, l' autre, cet automne 

vraisemblablement, devant le peuple et les cantons pour la 1 o­

tation con.cernant !es modifications constitutionn.elles visant a 

Jaciliter la naturalisationdes jeunes issus de la deuxieme et de 

la troisieme generation de migrants. 

En consacrant ce quatrieme numero de terra cognita au 

theme de Ia naturalisation, La CFE remplit sa mission d'inJor-

En effet, permeure aux jeunes etran.gers de Ia deuxieme gene­

ration d' acquerir plusJaci_lement La nationalite suisse et a ceux 

de Ia troisieme generation de devenir Suisse par la naissance 

ne constitue pas un.e Javeur que nous leur accordons, mais Ia 

reconnaissance de·l' importance determinante de leur presen­

ce pour l' avenir demographique, economique et social de notre 

pays. 

La Suisse se doit de considerer ces jeunes comme siens et, 

apres les avoir Jormes' de tes in.citer a blitir ici leur plan de vie' 

de leur donner la possibilite d'y discerner unfutur assure et de 

mation en vue d' une echeance qui determinera, tant juridique- pouvoir s'y inscrire. Au vu de La mobilite croissante des tra­

ment qu' humain.ement et symboliquement, quelle place et quel . vailleurs quallfies sur le marche international de Ia main-

horizon nous aceorderans a tous ces jeun.es qui vivent parmi 

nous depuis de nombreuses annees ou qui, dans une Jorte pro­

portion, sont nes dans notre pays. 

Al' evidence, ces jeun.es sont attaches a notre pays; ils en par­

tagent le sentiment d' appartenan.ce et le plus souvent s' y iden­

tifient. N' ayant plus beaucoup de Iien avec leur pays d' origi­

ne, ils se considerent comme autochtones, dan.s les valeurs et 

!es conduites, dans I' esprit et dans le cceur. Ils construisent le 

pays avec nous, participent a Ia vie culturelle, sociale et asso­

ciative. Nous n' avons pas interet a ce qu' ils se sen.tent ecartes 

de Iew-s droits et devoirs de citoyennes et de citoyens. 

d' ceuvre ainsi que de Ia concurrence qui deja se manifeste, nous 

ne devons pas prendre le risque que nombre d' entre eux dessi­

nent ailleurs leur avenirpersonnel, proJessionnel et de citoyen. 

Apres !es echecsdes votations de 1983 et 1994 concernant ega­

lement la naturalisation facilitee des jeunes etrangers, il faut 

souhaiter que notre pays honore sa capaeile d' accueil, exprime 

clairement sa volonte d' Integration et d' ouverture ainsi que 

le respect qu' il entend accorder a une partie importante de sa 

population. I l y jouera aussi une part de ses perspectives d' ave­

nir, de son rayonnement et de sa di gnite d' Etat. 

Francis Matthey 

President de la Co mission Jederale des etrangers 



Erleichterte Einbürgerung 

Francis Matthey 

ers e n 
für eine gemeinsame 

Zukunft 
Zwei Meilenstein~ kennzeichnen im Jahre 2004 die Migrations- grafische, ökonomische und sozialpolitische Zukunft unseres 

und die In~egrationspolitik unseres Landes: Im Frühling wird Landes von grosser Bedeutung sind. 

das Parlament über das neue Bundesgesetz über die Auslän-

derinnen und Ausländer ( AuG) beraten, und im Herbst werden Die Schweiz ist es sich schuldig, diese jungen Leute als Schwei­

Volk und Stände voraussichtlich über die Verfassungs- zerinnen und Schweizer zu betrachten. Sie werden hier ausge­

änderungen betreffend der erleichterten Einbürgerung der bildet. Sie sollen auch ermuntert werden, ihr Leben in der 

zweiten und dritten Generation abstimmen. Schweiz aufzubauen. Sie sollen erkennen können, dass sie in ei-
ne gesicherte Zukunft blicken können,für welche sich der Ein­

Die vierte Nummer von terra cognita ist dem Thema Ein- satz lohnt. Angesichts der zunehmenden Mobilität der qualifi­

bürgerung gewidmet; die EKA nimmt damit im Rahmen einer zierten Arbeitskräfte auf dem internationalen Arbeitsmarkt 

längst fälligen politischen Entscheidung ihre Informationsauf- sowie des bereits offenkundigen grossen Konkurrenzkampfes 

gabe wahr: Es geht um die juristische, aber auch die mensch.,. düJfen wir nicht das Risiko eingehen, dass ein grosser Tei~ die­

lieh bedeutsame und symbolische Frage, welchenPLatz wir den ser jungen Menschen beschliesst, ihre persönliche, berufliche 

jungen Ausländerinnen und Ausländern, die seit vielen Jahren und staatsbürgerliche Zukunft anderswo zu verwirklichen. 

mit uns leben und die grösstenteils in unserem Land geboren 
wurden, einräumen und welche Perspektiven wir ihnen eröff- Nach den Niederlagen der Abstimmungen von 1983 und 1994, 

nen wollen. welche schon damals die erleichterte Einbürgerung der jungen 

Diese jungen Ausländerinnen und Ausländer sind zweifellos 

mit unserem Land verbunden. Sie teilen unser Gefühl der Zu­

gehörigkeit und identifizieren sich grösstenteils mit der 

Schweiz. Vielfach ist die Beziehung zum Herkunftsland in den 

Hintergrund getreten. In ihren Wertvorstellungen, ihrem Ver­

halten, ihrer Denkweise und ihrem Innersten verstehen sie sich 

als Einheimische. Sie bauen dieses Land gemeinsam mit uns 

auf; sie nehmen am kulturellen und gesellschaftlichen Leben 

teil. Wir können kein Interesse haben, diese staatsbürgerlich 

motivierten Personen von den Bürgerrechten und Bürger­

pflichten auszuschliessen. 

Wenn wir die jungen Ausländerinnen und Ausländer der zwei­

ten Generation erleichtert einbürgern und der dritten Genera-

tion das Schweizer Bürgerrecht durch Geburt zuerkennen, so 

Ausländerinnen und Ausländer zum Thema hatten, bleibt drin-

gend zu hoffen, dass unser Land seine Möglichkeiten aus­

schöpft, seinen Willen zur Öffnung und zur Integration klar zum 

Ausdruck bringt und damit einem wesentlichen Teil unserer Be­

völkerung die ihm gebührende Achtung bekundet. Diese Frage 

tangiert nämlich auch die Zukunftsperspektiven, die Ausstrah­

lung und die Würde unseres Staates. 

ist dies unsererseits kein Gunstbeweis, sondern wir anerkennen Francis Matthey 

damit die Tatsache, dass diese jungen Menschenfür die demo- Präsident der Eid nössischen Ausländerkommission 
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• Dessin Chappatte, dans «Le Temps». 
www.g lobecartoon.com 

• «Beschleunigtes EinbürgerungsveJfahren, 
was heisst das? » - «Dauert drei Generationen.» 
Zeichnung Chappatte, in «Le Temps >. . 
www.globecartoon.com 

Un zeste d'humour et d'insolence ... 

Combien d'emotions sont liees au passeport suisse. I1 n'y a pas 

que I es portraits des personnes concemees par la naturalisation 

qui en temoignent mais aussi les caricatures, cartoons et des­

sins qui illustrent ce numero de terra cognita. Les commen­

taires sur 1 'acquisition et la perte de la nationalite suisse, la peur 

de l'etranger ou l ' identite des Secondos sont souvent bien 

aiguises. L' illustration la plus ancienne date de 1920 et 1a plus 

recente de 2004. Nous remercions le «Nebelspalter» qui nous 

a ouvert ses archives. Nous remercions aussi 1es illustrateurs 

contemporains de nous avoir permis de publier leurs reuvres. 



Auf den Punkt gebracht 

Mit dem Schweizer Pass sind Emotionen verbunden. Das zei­

gen nicht nur die Portraits von Menschen, die mit Einbürgerung 

zu tun haben, sondern auch die Karikaturen, Cartoons und 

Zeichnungen, welche diese Ausgabe von terra cognita illus­

trieren. Mit spitzer Feder werden der Erwerb und der Verlust 

des Schweizer Passes oder die Abwehr des Fremden und das 

Selbstverständnis der Secondos kommentiert. Die älteste 

Zeichnung stammt aus dem Jahr 1920, die jüngste von 2004. 

Wir danken dem Nebelspalter, der uns für diese Recherche das 

Archiv geöffnet hat, und den zeitgenössischen Zeichnern, die 

uns die Wiederverwendung ihrer Werke gestatten. 

• «Vielleicht könnte man auch über 
eine erleichterte Ausbürgerung abstimmen ... » 
Originalbildunterschrift im Nebelspalter 1994. 
Zeichnung Ernst Feurer-Mettler . 

• «Je suis fier d' etre Suisse! » -

« ... et moije suisfier de ne pas etre Suisse .» ­
Peut-etre peut-on aussi voter pour une expa­
triation facilitee . . . 
Texte original du «Nebelspalter» 1994. 
Dessin Ernst F eurer-Mettler. 



Gemeinden im Vergleich 

Pascale Steiner 

Ei eru 

«Ich will mich einbürgern lassen. Wie 
geht das?» Eine klare Frage, die nur 
nach vielen Rückfragen einigermassen 
zufrieden stellend beantwortet wer- . 
den kann. Denn die Verfahren, die 
Kriterien, die erfüllt sein müssen, die 
G~bühren und die zuständige Instanz 
unterscheiden sich von Gemeinde zu 
Gemeinde. Zudem haben sich in den 
letzten Jahren sowohl einbürgerungs­
fördernde wie auch einbürgerungs­
hemmende Tendenzen entwickelt. Der 
Beitrag gibt einen Einblick in den fast 
unüberblickbaren Einbürgerungsalltag 
in Schweizer Gemeinden. 

>> 
gsverfa r n 

Allgemein lässt sich sagen, dass Ausländerinnen und Auslän­

der, die sich im ordentlichen Verfahren einbürgern lassen wol­

len, mindestens 12 Jahre in der Schweiz leben müssen, wobei 

die zwischen dem vollendeten 10. und 20. Lebensjahr in der 

Schweiz verbrachten Jahre doppelt gezählt werden. Um einge­

bürgert zu werden, müssen sie «in die schweizerischen Ver­

hältnisse eingegliedert» und «mit den schweizerischen Sitten 

und Gebräuchen vertraut» sein. Zudem müssen sie «die schwei­

zerische Rechtsordnung beachten» und dürfen die «äussere 

und innere Sicherheit der Schweiz» nicht gefährden. Dies sind 

aber lediglich die Bestimmungen des Bundes. Das Verfahren 

der Kantone und Gemeinden ist im Bundesgesetz nicht ge­

regelt. Den Gemeinden steht es im Rahmen des kantonalen 

Bürgerrechtsgesetzes frei, eigene, über die J!linimalen Vora~s­

setzungen des Bundes hinaus reichende Kriterien festzulegen. 

Darum gibt es in der Schweiz eine unüberschaubare Vielfalt 

von Verfahren. In Kantonen mit umfassender Gemeindeauto­

nomie - wie beispielsweise im Kanton Graubünden - stehen 

den Gemeinden weite Gestaltungsspielräume offen. Im Kanton 

Genf hingegen ist das Verfahren zentralisiert, die Gemeinden 

haben bei der Vergabe des Gemeindebürgerrechts lediglich ein 

Antragsrecht 

Niemand ist nur Schweizer oder Schweizerin. Sie ist Geaferin 2815 Möglichkeiten, 
mit Heimatort in Meyrin, er gebürtiger Bündner aus Rueun - eingebürgert zu werden 
obwohlbcide~~n~rthurgeborenundau~ew~h~n~nd. ~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~ 

Das vererbte Bürgerrecht begleitet die Menschen auch in einer 

---mobiler gewordenen Schweiz. Und die Verleihung des Bürger­

rechts an ausländische Staatsangehörige folgt diesem drei­

stufigen Muster. Wer sich in der Schweiz einbürgern lassen 

will, muss das Bürgerrecht eines Kantons und einer Gemeinde 

erlangen. Während der Bund bei der erleichterten Einbürge­

rung nach Anhörung des Kantons das Bürgerrecht aller drei 

Ebenen erteilt, sind im Bereich der ordentlichen Einbürgerung 

der Bund, der Kanton und die Geme~de aktiv beteiligt. Werden 

Einbürgerungsgesuche auf Gemeindeebene zurückgewiesen, 

so ist Gesuchstellenden auch der Zugang zur Schweizer Staats-

angehörigkeit verwehrt. 

In der Schweiz gibt es 2815 Gemeinden. Diese ausgeprägte fö­

derale Struktur führt dazu, dass auf Gemeindeebene unter­

schiedlichste Einbürgerungsverfahren anzutreffen sind: 

• In einigen Gemeinden ist der Einbürgerungsentscheid 

ein hoheitlicher, in anderen ein politischer Akt. 

• In einigen Geme~den entscheidet das Volk, ~ anderen 

das Parlament und in wieder anderen eine Exekutivbehörde. 

• Das Gemeindebürgerrecht ist entweder das Bürger­

recht einer politischen Gemeinde (z.B. Waadt) oder das Bürger-



recht einer Bürgergemeinde-(z.B. Wallis). Auch Mischformen 

gibt es: So ist in den Gemeinden des Kantons Zürich die poli­

tische Gemeinde zuständig. Das Einbürgerungsgremium aber 

setzt sich aus Mitgliedern des Gemeindepa~laments zusam­

men, die gleichzeitig auch der Bürgergemeinde angehören. 

Auf Gemeindeebene manifestieren sich die Unterschiede auch 

in den Kriterien, welche Gesuchstellende erfüllen müssen, um 

eingebürgert zu werden: 

• Während in manchen Gemeinden nur eingebürgert 

wird, wenn Gesuchstellende die lokale Sprache in Wort und 

Schrift beherrschen, werden Gesuchstellende anderswo zurük­

kgewiesen, wenn sie Sozialhilfeleistungen beziehen. 

• In einigen Gemeinden müssen ausreichende staats­

bürgerliche Kenntnisse vorhanden sein. 

• Ein weiteres Kriterium sind die kommunalen Wohn­

sitzerfordernisse. Diese betrugen vor der kantonalen Bürger­

rechtsrevision im Jahr 1993 in den Bündner Gemeinden Ma­

lans 99 (!) Jahre, in Maienfeld 80 Jahre und in Flims 40 Jahre. 

Im Gegensatz dazu muss man in den Gemeinden des Kantons 

Jura lediglich zwei Jahre in der Einbürgerungsgemeinde woh­

nen, bevor ein Gesuch gestellt werden kann. 

• Auch bei den Gebühren sind die Unterschiede gros's. 

Für die gleicpe Person kann die kommunale Einbürgerung in der 

Berner Gemeinde Ägerten 2 400 Franken, in Biel 2 700 Fran­

ken, in Ostermundigen 4 500 Franken und in Lyss 7 000 Fran­

ken kosten. In den Zürcher Gemeinden können gar Taxen bis 

zu 50 000 Franken verlangt werden. In der Waadt aber dürfen 

seit 1999 keine Gebühren mehr erhoben werden. 

Steigende Zahl der Einbürgerungen 

Im Jahr 1992 trat das bis heute gültige Bürgerrechtsgesetz des 

Bundes in Kraft. Seit diesemJahrist ein markanter Anstieg der 

Einbürgerungen zu verzeichnen. Diese Zunahme ist jedoch 

nicht nur auf neue gesetzliche Bestimmungen zurückzuführen. 

Demographische, politische, wirtschaftliche und individuelle 

Faktoren bestimmen zu einem wesentlichen Teil die Motiva­

tion von Ausländerinnen und Ausländern, sich in der Schweiz 

einbürgern zu lassen. 

• Die Zuwanderung erfolgt nicht gleichmässig. In den 

1960er Jahren wanderte eine grosse Zahl von Italienern in die 

Schweiz ein. In den 1970er Jahren kam~n viele spanische und 

portugiesische Einwanderer. In den 1980er Jahren Iiessen sich 

zunehmend Personen aus der Türkei in der Schweiz nieder. In 

den 1990er Jahren folgte eine grössere Zahl von Staatsange­

hörigen aus dem früheren Jugoslawien. 12 bis 20 Jahre nach der 

Einwanderung werden dann die ersten Einbürgerungsgesuche 

gestellt, so dass man von «Einbürgerungsphasen» sprechen 

könnte. 

• Die europäische Integration brachte EU-Angehörigen 
mehr Mobilitäts- -und Partizipationsmöglichkeiten innerhalb 

der Europäischen Union. Für Personen, denen bei Annahme'-'--~~--.-.~ 

der Schweizer Staatsbürgerschaft der Verlust des EU-Passes 
drohte, verringerte sich die Attraktivität des Schweizer Passes. ~.....__-.,._.." 

Dies traf in den 1990er Jahren auf belgische, dänische, deut­

sche und Österreichische Staatsangehörige zu . 

• Der wirtschaftliche Einbruch in den 1990er Jahren 

dürfte bei vielen Ausländerinnen und Ausländern den Wunsch 

geweckt haben, den Staatsbürgerstatus und die damit verbun­

denen Rechte zu erlangen. 

• Die Kriege in Jugoslawien stellten für viele in der 

Schweiz lebende Ausländerinnen und Ausländer die Rückkehr 

in Frage und nährten den Wunsch, sich in der Schweiz für im­

mer niederzulassen . 

• Die Migrationsgeschichte, das Alter, das familiäre 

Umfeld und die Zukunftsperspektiven sind weitere Faktoren, 

welche den Einbürgerungswunsch beeinflussen. 

Im Jahr 2000 wurde im schweizerischen Durchschnitt nur 

gerade 1% der in der Schweiz lebenden EU-Angehörigen im 

ordentlichen Verfahren eingebürgert. Hingegen lag der Durch­

schnitt bei Staatsangehörigen aus den Nachfolgestaaten des 

ehemaligen Jugoslawien bei 1,7% und bei Staatsangehörigen 

aus der Türkei gar bei 3, 7 %. 

Auffallend ist dabei, dass Staatsangehörige aus der Türkei und 

aus den Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawien in den 

1990er Jahren nicht nur überdurchschnittlich häufig einge­

bürgert, sondern auch überdurchschnittlich häufig abgelehnt 

wurden. In der Gemeinde Freienbach lässt sich anhand der Ja­

Stimmen-Anteile anlässlich der Urnenabstimmungen zwischen 

1981 und 2000 der Beliebtheitsgrad verschiedener nationaler 

Gruppen berechnen. Angehörige aus EU-Staaten vermochten 

durchschnittlich 65% der Ja-Stimmen auf sich zu vereinen. 

Diese Gruppe wurde gefolgt von der Gruppe der Staatsangehö­

rigen aus der Tschechoslowakei und Ungarn mit 61% und 

Staatsangehörigen aus Vietnam mit 59% der Ja-Stimmen. Den 

tiefsten Beliebtheitsgrad erzielten Staatsangehörige aus den 

Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawien mit 52% und 

Staatsangehörige aus der Türkei mit 49% der Ja-Stimmen. 

In den 1990er Jahren wurde 21 Personen die Aufnahme ins 

Gemeindebürgerrecht verweigert. Sie gehörten alle zu den zwei 

letztgenannten Gruppen. 
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Einbürgerungen 1981-2002 
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Die Reaktion der Gemeinden 

Zwar werden heute nur 2% der ausländischen Wohnbevölkerung 

im ordentlichen Verfahren eingebürgert, der Anstieg um das Vier­

fache seit 1992 stellte aber zahlreiche Gemeinden vor Probleme, 

vor allem jene mit aufwändigen Verfahren (Prüfung der staats­

bürgerlichen Kenntnisse, Hausbesuche, Abklärungen bei den 

Lehrkräften, den Arbeitgebern, bei Nachbarn und Freunden etc.). 

Im vergangenen Jahrzehnt wurde die Einbürgerung zusehends 

zur öffentlichen Sache. Die Gemeinde Emmen ist hierfür ein 

eindrückliches Beispiel. Im Jahr 1999 entschied die Mehrheit 

der Stimmenden, dass in der Gemeinde mit ihren 27 000 Ein­

wohnerinnen und Einwohnern und den 15 700 Stimmberech-

;L::=::::ltigten das Stimmvolk an der Urne über Einbürgerungen ent­

scheiden soll- obwohl ein Gemeindeparlament besteht. Diese 

Einbürgerungen wurden weit über die Grenzen der Gemeinde 

hinaus öffentlich diskutiert. 

Aber auch die entgegengesetzte Tendenz ist festzustellen. 

Vielerorts entwickelte sich die Einbürgerung zu einem Ver­

waltungsverfahren. Für die Gemeinden des Kantons Bern 

besteht seit der Einführung des Gemeindegesetzes am 1. Ja­

nuar 1998 die Möglichkeit, den kommunalen Einbürgerungs­

entscheid an die Exekutive zu delegieren. Im Jahr 2000 mach­

ten 14% und im Jahr 2002 bereits 35% von dieser Möglichkeit 

Gebrauch. Diese Tendenz stiess jedoch auf ein weit geringeres 

mediales Interesse. Auf lokaler Ebene lassen sich in den letzten 

zehn Jahren sowohl einbürgerungsfördernde als auch einbür­

gerungshemmende Strategien beobachten. 

Einbürgerungsfördernde Strategien 

• Professionalisierung des Verfahrens. Vor allem in 

städtischen Zentren lässt sich im Hinblick auf das Verwaltungs­

verfahren e'ine zunehmende Professionalisierung feststellen. 

Das Personal wurde geschult, und die Abläufe im Verfahren 

wurden genau geregelt. Die Professionalisierung lässt sich bei­

spielsweise in der stadtzürcherischen Bürgerrechtskommis­

sion, welche das Bindeglied zwischen Verwaltung und Politik 

darstellt, feststellen. Trotz der zunehmenden Politisierung ihrer 

Arbeit bemüht sich die Kommission, die Verfahrensverläufe zu 

verbessern, um ein faires Verfahren zu gewährleisten. 

• Minimierung des Aufwands. Die Bündner Ge­

meinde Castaneda wählte eine andere Strategie. Der Aufwand 

zur Prüfung der Gesuche wurde minimiert. Gespräche mit Ein­

bürgerungskandidatinnen und -kandidaten werden nicht mehr 

durchgeführt. Die nötigen Abklärungen erfolgen auf Kantons­

ebene. Die Stadt Bern beschritt zur Verringerung des Aufwands 

einen bemerkenswerten Weg. Mit dem revidierten Einbürge­

rungsreglement, welches am 1. Januar 2004 in Kraft getreten 

ist, wurde eine Integrationsvermutung eingeführt. Bei Perso­

nen, welche die eidgenössische Wohnsitzfrist erfüllen, wird 

davon ausgegangen, dass sie integriert sind. 

• Schaffung von Ausweichgemeinden. Die Gemeinden 

im Churer Rheintal und in der Bündner Herrschaft zeichnen 

sich durch eine vergleichsweise restriktive Einbürgerungspra­

xis aus. Zahlreiche Ausländerinnen und Ausländern wichen 

deshalb auf Bündner Gemeinden aus, die auf kommunale 



Wohnsitzerfordernisse verzichten und die für eine ausgespro­

chen liberale Praxis' bekannt sind. So wurden in der erwähnten 

Gemeinde Castaneda - einer Gemeinde mit etwas mehr als 

200 Einwohnerinnen und Einwohner - zwischen 1981 und 

2000 515 Personen im ordentlichen Verfahren eingebürgert. 

Auch in den Kantonen Baselland und Wallis finden sich solche 

freizügige Gemeinden. 

• Vermeidung von Doppelspurigkeiten. 1997 wurde 

im Kanton Bern das Verfahren geändert. Bevor der Bund seine 

Bewilligung erteilt und der Kanton aufgrund der Abklärungen 

der Gemeinde das kantonale Bürgerrecht verleiht, entscheidet 

seither die Gemeinde als erste Instanz. Damit ist der Aufwand für 

die Gemeinden in den ersten Jahren massiv gestiegen: Parallel 

zu den neu eingereichten Gesuchen musste beispielsweise die 

Gemeinde Bern über 300 hängige Gesuche des Kantons bewäl­

tigen. Danach bedeutete die Änderung der Abfolge jedoch eine 

Verringerung des Aufwands, da unnötige Parallelstrukturen ver­

mieden werden konnten. Neben dem Kanton Bern haben auch 

die Kantone Aargau, Baselland, Basel-Stadt, Graubünden, 

Luzern und St. Gallen die Abfolge des Verfahrens geändert. 

• Formulierung von Verfahrenserleichterungen. 
1994 scheiterte die erleichterte Einbürgerung von jungen Aus­

länderinnen und Ausländern am Ständemehr. In der Folge 

beschlossen die Kantone Genf, Waadt, Neuenburg, Freiburg, 

Jura, Bern und Zürich, das Verfahren für Jugendliche der zwei­

ten Generation im Rahmen eines Konkordats zu vereinfachen. 

Dadurch konnte der Verwaltungsaufwand in diesen Kantonen 

deutlich verringert werden. 

Aber auch Kantone, die nicht dem Konkordat beigetreten sind, 

haben für bestimmte Gruppen - zumeist für junge Ausländerin­

nen und Ausländer - Verfahrenserleichterungen eingeführt. So 

besteht in den Kantonen Appenzell Ausserrhoden, Basel-Stadt, 

Solothurn, Glarus, Zug, Graubünden und Tessin auf kantonaler 

oder kommunaler Ebene ein Anspruch auf Einbürgerung. Durch 

den Anspruch wird den Gesuchstellenden ein vereinfachtes Ver­

fahren und ein Verwaltungsentscheid zugestanden. Die konkrete 

Ausgestaltung des Anspruchs variiert jedoch beträchtlich: Junge 

in der Schweiz geborene oder aufgewachsene Ausländerinnen 

und Ausländer können in den Gemeinden des Kantons Grau­

bünden einen Anspruch auf Einbürgerung geltend machen, wenn 

sie während 16 Jahren in derselben Gemeinde wohnhaft sind. In 

den Gemeinden des Kantons Tessin hingegen wurde den Ge­

meinden die Entscheidkompetenz im Falle eines Anspruchs ent­

zogen. 

Einbürgerungshemmende Strategien 

• Verzögerungsstrategie. Als der Bürgergemeinderat 

von Pratteln im Jahr 1997 mit der materiellen Bearbeitung der 

Gesuche in Verzug geriet, wollte er die Zahl der Gesuche da­

durch verringern, dass während einer bestimmten Zeit keine 

neuen Gesuche mehr eingereicht werden durften. Der Kanton 

stellte sich jedoch gegen einen Einbürgerungsstopp. Er vertrat-----' 

die Meinung, dass Verzögerungs- und Behinderungstaktiken 

nicht zulässig seien. Andere Gemeinden, in welchen sich die 

Pendenzen in den 1990er Jahren angehäuft hatten, äusserten 

sich dahingehend, dass nur eine gewisse Anzahl von Gesuchen 

und nur eine bestimmte Mischung von Gesuchstellenden für 

die Stimmenden zurnutbar seien. So zeigte sich beispielsweise 

die Gemeinde Littau trotz der steigenden Zahl der eingereich-

ten Gesuche nicht bereit, jährlich mehr als 45 Gesuche zum 

Entscheid zu bringen. Dies führte dazu, dass im Jahr 2001 auf 

Gemeindeebene bereits 300 Gesuche hängig waren. 

• Formalisierung der Eignungskriterien. Unbestimm­

te Rechtsbegriffe, welche in den Gesetzen des Bundes und der 

Kantone enthalten sind, schaffen in den Gemeinden enorme Er­

messensspielräume. Damit es nicht mehr zu politischen Zer­

reissproben kommt, haben zahlreiche Gemeinden beschlossen, 

die unscharfen Eignungskriterien zu formalisieren. Auf diese 

Weise soll das Ermessen eingeschränkt und die Gleichbehand­

lung der Gesuche gewährleistet werden. Zur Formalisierung 

der Eignungsprüfung haben beispielsweise die Aargauer Ge­

meinde Möhlin, die Berner Gemeinde Ostermundigen oder die 

St. Galler Gemeinde Eschenbach Sprachtests eingeführt. In der 

Zürcher Gemeinde Dietikon müssen Gesuchstellende in einem 

Multiple-Choice-Test ihre staatsbürgerlichen Kenntnisse unter 

Beweis stellen. Durch die Formalisierung der Kriterien sollen 

die Spielräume begrenzt werden. Eine völlige Begrenzung der 

behördlichen Ermessensspielräume bei gleichzeitiger Beibe­

haltung unbestimmter Rechtsbegriffe - wie beispielsweise dem 

Integrationskriterium - wirktin der Praxis einbürgerungshem­

mend. 

• Totale Schliessung. In der Burgergemeinde Zermatt 

werden Ausländerinnen und Ausländer, die am Bürgerrecht 

interessiert sind, an den Kanton weiter verwiesen, mit der Be­

merkung, dass in der Gemeinde geringe Chancen bestehen, 

eingebürgert zu werden. Zwischen 1981 und 2000 zeigte sich 

die Gemeinde Zermatt nicht bereit, auf solche Gesuche über­

haupt einzutreten. Da im Kanton Wallis kein Anspruch auf Ein­

bürgerung besteht, ist diese Praxis nach den heute geltenden 

Gesetzen möglich. 
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Une grande diversite 
dans /es procedures 

Le systeme suisse de naturalisation est aussi 
long que complique. Comme /es communes 
ont une marge de manceuvre considerable 
en procedure ordinaire de naturalisation, 
il existe evidemment une diversite impres­
sionnante dans /es procedures. Pour ce qui 
est de Ia naturalisation ordinaire, /es com­
munes examinent, a travers une procedure 
couteuse, si /es personnes demandant a etre 
naturalisees sont aptes a etre naturalisees. 
EI/es evaluent si Je requerant ((s'integre dans 
Je milieu suisse)) et si (des us et coutumes 
suisses )) leur sont familiers. 
L'augmentation des demandes de naturali­
sation depuis Ia derniere revision du droit 
de cite, en 1992, s'est traduite dans notre 
pays par une forte hausse de naturalisations. 
Ce phenomene a incite /es communes a 
reflechir a leur pratique de naturalisation et 
a l'adapter. Tandis que quelques communes 
ont choisi des strategies permettant d'aug­
menter Je nombre de naturalisations des 
personnes interessees, d'autres communes, 
en revanche, ont opte pour des strategies 
augmentant Je nombre d'obstacles a Ia 
naturalisation. 
Avec Ia revision de Ia /oi sur Ia nationalite 
actuellement en discussion, /'Office federal 
de l'immigration, de l'integration et de 
l'emigration et Je Parlement veulent creer 
des conditions cadres de fal;on a ce que 
/es communes naturalisent desormais d'une 
maniere beaucoup plus uniforme. Mais /es 
autorites federales et Je legislateur enten­
dent continuer a laisser aux communes une 
grande marge de manceuvre dans l'examen 
de l'aptitude a acquerir Ia citoyennete suisse. 
De plus, /es communes auront encore et 
toujours Ia liberte de definir /es accents 
qu'elles voudront apposer en Ia matiere. 

\.0 
Pascale Steinerist Ethnologin. Im Rahmen 
eines Nationalfondsprojekts untersuchte 
sie zusammen mit Forschenden aus verschie­
denen sozialwissenschaftliehen Disziplinen 
die Einbürgerungspraxis in Schweizer Ge­
meinden. Als wissenschaftliche Mitarbeiterin 
im Bereich Grundlagen&Politik ist sie zudem 
im Sekretariat der Eidgenössischen Ausländer­
kommission tätig. 

Chancengleichheit herstellen 

Die Einbürgerungslandschaft der Schweiz ist durch eine über­

aus grosse Verfahrensvielfalt gekennzeichnet. Mit der Zunah­

me der Einbürgerungen waren die Gemeinden gefordert, ihre 

Einbürgerungspraxis zu überdenken und anzupassen. Während 

die Medien meist von einbürgerungshemmenden Strategien 

berichteten, lassen sich in vielen Schweizer Gemeinden auch 

einbürgerungsfördernde Strategien feststellen. Vielerorts wurde 

das Verfahren professionalisiert, wurden die Abläufe gestrafft 

und Doppelspurigkeiten vermieden. Andere Gemeinden wähl­

ten defensive Strategien. In zunehmendem Masse sistierten sie 

Gesuche, was das Verfahren um Jahre verzögerte. Einige Ge­

meinden versuchten dle Ermessensspielräume, welche sich ins­

besondere bei der Prüfung der Eignung der Gesuchstellenden 

eröffnen, einzugrenzen. Einige Gemeinden gingen gar soweit, 

dass sie mit Hilfe von standardisierten Tests darüber bestimm­

ten, wem der Zugang zum Bürgerrecht gewährt werden solle. 

Die Verfahrensvielfalt führt dazu, dass heute mit unterschied­

lichen Ellen gemessen wird. Nicht allen Ausländerinnen und 

Ausländern, die sich einbürgern lassen wollen, stehen die glei­

chen Chancen offen. Mit den durch die Bürgerrechtsrevision 

angestrebten Reformen wollen der Bundesrat und das Parla­

ment die Rahmenbedingungen für ein einheitlicheres Bürger­

recht schaffen. Im Bereich der Gebühren ist der Grundstein be­

reits gelegt. Gegen das Gesetz, welches die Gebühren auf die 

Kosten für den Verwaltungsaufwand beschränkt, wurde kein 

Referendum ergriffen. Es wird voraussichtlich im Jahr 2006 in 

Kraft treten. Auch im Bereich der kantonalen und kommuna­

len Wohnsitzfristen ist eine Vereinheitlichung geplant. Durch 

die eidgenössische Bewilligung am Schluss des Verfahrens sol­

len zudem Doppelspurigkeiten vermieden werden. 

Weiterhin grosse Spielräume werden den Gemeinden jedoch 

im Bereich der Eignungsprüfung zugestanden. Hier werden 

die Gemeinden weite!hin frei sein, eigene Akzente zu setzen. 

Werden die beiden Verfassungsänderungen im Bürgerrechts­

gesetz von Volk und Ständen gut geheissen, dann sind die 

erwähnten Beispiele vielleicht schon bald Geschichte. 
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«Traute Heimat! Die eingereiste Auslän­
derin, die einen Schweizer heiratet, Yi ird Schweize­
rin und bleibt bei uns, ungeachtet ihrer Gesinnung. 
Die Schweizerin, die einen Flüchtling heiratet, 
der unsere Auffassung von Freiheit und Menschen­
würde teilt, wird mit ihrem Mann mit Ausweisung 
bedroht.» 
Originalbildunterschrift im Nebelspalter 1950. 
(Bis 1952 verloren Schweizerinnen bei der Heirat 
mit einem Ausländer das Schweizer Bürgerrecht.) 
Zeichnung F. Gilsi, Nebelspalter. 

«Chere Suisse! L' etrangere qui epouse 
un Suisse devient Suissesse sans son avis et reste 
chez nous. La Suissesse qui epouse un refugie, 
qui partage notre liberte et notre dignite humaine, 
est menacee d' expulsion avec 'son epoux.» 
Texte original du «Nebelspalter» 1950. (Jusqu' en 
1952 Ia Suissesse perdait sa nationalite suisse par 
mariage avec un etranger.) 
Dessin F. Gi/si, Nebelspalter. 
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La loi sur Ia natio.nalite 

Isabelle lanni 

, • 
IS u 

• , 

Le projet d'une nouvelle loi federale sur la nationalite nalt au 

lendem,ain de la deuxieme guerre mondiale. Tous les Etats ont 

alors pris conscience que le sort des individus est etroitement 

lie a la nationalite qu'ils possedent. A l'instar des Etats Unis, 

de la France et de 1' Angleterre, la Suisse ouvre ses travaux. 

La question de la nationalite de la fep1me mariee subit une mu­

tation de taille: auparavant la femme d'origine suisse, epousant 

un etranger, perdait automatiquement sa nationalite suisse. La 

loi de 1952lui a donne le droit d'etre reintegree dans la natio­

nalite suisse et de recuperer ainsi son passepott a croix blanche. 

Il s'agit toutefois d ' une revolution forcee. Dans son Message 

de 1951, le Conseil federal propose la reforme tout en admet­

tant que la solution traditionnelle reste la plus adaptee aux 

m~urs de la population suisse. Les autorites s 'y resolvent parce 

que les femmes suisses, en participant aux efforts de guerre, ont 

oppose un dementi formel a leur pretendue inferiorite intellec­

tuelle - ce qui profite d' ailleurs globalement au mouvement 

La revision de Ia loi sur Ia nationalite­
soumise prochainement au verdict du 
peuple- fait couler beaucoup d'encre. 
Les controverses qu'elle souleve ne 
sont pourtant pas absolument in~­

dites. Bien que les enjeux different 
considerablement, l'elaboration de Ia 
Loi sur l'acquisition et Ia perte de Ia 
nationalite du 29 septembre 1952 a 
fomente un debat politique et identi­
taire qui donne une perspective nou­
velle a celui qui se tient aujourd'hui. 

de ses 
vieux de ·ons? 
d'emancipation feminine. Mais la pression vient aussi d'ailleurs. 

Le sort de certaines femmes d' origine suisse refoulees en temps 

de guerre aux frontieres de leur propre pays a suscite l'indi­

gnation collective. Si bien que, pendant ses travaux, la com­

mission d' experts est mise face a des faits tragiques. Le cas, par 

exemple, d'une Argovienne d'origine, veuve d'un Juif, qui, 

malgre ses demarches pour etre reintegree dans la nationalite 

suisse est morte dans un camp de concentration pres de Paris 

sous 1 'occupation allemande. 

Le .«jus soli» ecarte 

C'est depuis la guerre aussi que le peuple suisse et les politi­

ciens s 'accordent a dire que le passeport suisse est un bien pre­

cieux. La nationalite suisse attenante au statut de neutralite vaut 

eher parce qu'elle a- dans l'ideologie collective - preserve 

le peuple suisse de la violence des combats et de la penurie 

qui s 'en suit. Quand la loi est creee, le mythe du «Sonderfall» 

semble des plus credibles: on croit fermement que la Suisse suit 

un destin particulier et entretient avec la Providence un rapport 

privilegie. L'idee n'est pas sans consequence. A l 'exception 

de 1' application speciale dans le cas des enfants trouves sur le 

territoire suisse et de filiation inconnue, on exclut le Jus soli de 

la loi de 1952 parce que 1' on es time notamment que - du fait 

de sa grande valeur - la nationalite suisse ne peut etre octroyee 

qu' a des personnes jugees aptes a participer a la vie nationale 

par le biais d'une procedure. 

La haute valeur conferee a la nationalite suisse n' est pas le seul 

contre-argument a l 'introduction dujus solidans la loi de 1952. 

Le refus a aussi des connivences avec d'autres composantes de 

l'identite nationale. On estime par exemple qu'etre suisse pre­

suppose la ferme volonte du sujet. Bien que la Suisse n'ait for­
ge sa veritable unite qu'au XIX<me siecle, c'est le Pacte de 1291 

qui est considere comme son acte fondateur. La nation reposant 

sur un equilibre consenti entre des entites ayant des langues, 



des religions et des cultures differentes, le lien qui attache le 

citoyen a l'Etat doit etre volontaire et actif. Ce qui unit donc, 

c'est l'appartenance a un systeme politique commun, federa­

liste et democratique. Le Citoyen suisse ne peut donc etre que 

libre adherant, ce que le Jus soli ne garantit pas. 

Le droit du sol est aussi contraire au parti pris que la nationa­

lite est liee a unesouehe familiale .. L'enfant, soutient-on, n'ap­

prend a se comporter comme un vrai Suisse qu' au sein de sa 

famille. La realite des choses, les evidences reconnues de tout 

temps sont ses points de reperes essentiels. Son precepteur est 

le pere de famille, lequel prend appui sur des fa~ons de faire 

ayant faifleurs preuves et puise dans un repertoire de solutions 

averees. Des lors, le droit du sol est definitivement degomme 

par le privilege du sang. 

Portrait de l'etranger meritant 

L'integration des etrangers est livree a un systeme de selection 

restrictif. Le Conseil federal le souligne dans son Message de 

1951, seul l'etranger dont le gerne de vie, le caractere et l'en­

semble de la personnahte demontrent qu'il fera un bon Suisse 

est apte a devenir Suisse. Pour etre apte, il faut donc avoir re­

nonce a son identite premiere et adopter celle qui correspond 

au peuple suisse. Integree a la loi de 1952, 1 'exigence est sup­

primee dans les annees nonante ou 1' on admet pour la premie­

re fois, que l'etranger ne doit plus renoncer a son identite d'ori­

gine pour etre naturalise. 

L'idee d'assimilation mene les autorites federales chargees 

d 'elaborer la loi de 1952 a dresser un portrait de 1 'etranger me­

ritant, dont le pendant est evidemment le bon Citoyen suisse. La 

qualite principale citee est 1 'honnetete. L' etranger doit etre hon­

nete non seulement du point de vue des bonnes mreurs, mais 

egalement du point de vue public en general. Les criteres de 

1 'honnetete ne sont pas seulement ceux fixes par la loi pour 

l'ensemble de la communaute; ils derivent aussi d'une culture~ 
comprise comme un heritage inconsciemment assimile, de dis­

positions liees a l'enfance, au SOl, au rang, a «Ce qui reste quand 

on a tout oublie». L'etude de cas qui suit le demontre. 

Le cas Da Ponte: refusee pour alcoolisme 

Martha Melanie Da Ponte-Beccher est nee le 4 decembre 1887 

a St. Margrethen dans le canton de St-Gall. Cuisiniere de pro­

fession, elle est domiciliee en Italie, le pays de son defunt mari. 

En decembre 1953, elle demande le retablissement dans la na­

tionalite suisse. Sa demande est refusee deux ans plus tard avec 

l'explication qui suit (traduit de l'allemand): 

«Nous constatons que vous souffrez d' une dependance chro­

nique a l' alcool. De ce fait, et en raison de votre maladie 

consecutive a votre alcoolisme, vous avez du subir un traite­

ment dans un etablissement specialise. Partageant l' avis de la 

direction de la justice du canton d' Argovie, votre ancien can­

ton d' origine, nous estimons que vous ne remplissez pas les 

conditions d' obtention d' une reintegration visees a l' art. 58, 

al. 2 de la loi sur la nationalite. Par consequent, nous rendons 

la decision suivante: votre demande de rhntegration dans la 

nationalite suisse est rejetee.» 

C'est l'alcoolisme qui constitue ici la raison du refus. La fem­

me est donc consideree responsable de son etat et le refus de la 

reintegration dans sa nationalite d' origine intervient comme un 

chätiment. Bien qu'elle ne brave aucune loi, Da Ponte, alcoo­

lique chronique, ne correspond pas au modele du citoyen suis­

se honnete. Elle ne respecte donc pas la ligne de conduite qui 

s 'apprend au sein de la famille et qui forme un trait fonda­

mental de l'identite suisse. A cette raison vient probablement 

s'ajouter le fait que l'on a craint, qu'en cas de retour, elle au­

rait eventuellement besoin du soutien public. Sa commune 

d' origine - qui ne connalt pourtant pas une situation econo-
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Nur für «würdige» Kandidatinnen 
und Kandidaten 

Nach dem Zweiten Weltkrieg beeinflussten 
Reformbewegungen die Ausarbeitung des 
Gesetzes über den Erwerb und den Verlust 
des Schweizer Bürgerrechts, welches am 
29. September 1952 in Kraft trat. Als Gegen­
leistung für ihren grossen Einsatz im Krieg 
stellten die Frauen Forderungen, welche 
sich auf das neue Gesetz auswirken sollten: 
Schweizerinnen, die das Schweizer Bürger­
recht bei der Heirat mit einem Ausländer 
verloren hatten, konnten sich wieder ein­
bürgern lassen. Zudem waren viele Schwei­
zerinnen und Schweizer überzeugt, dass 
die Neutralität das Volk vor Verheerungen 
bewahrt hatte. Dementsprechend wurde 
das Schweizer Bürgerrecht nun als kostbares 
Gut verstanden. Die Gesetzesrevision war 
jedoch nicht nur Ausdruck dieses historischen 
Kontexts. Im neuen Bürgerrechtsgesetz 
wurde die Anpassung an die schweizerische 
Identität zentrales Kriterium bei der Prüfung 
der Eignung der Gesuchstellenden. Dasjus 
soli wurde aus der Gesetzesrevision ausge­
klammert. Nur ((würdigen)) Kandidatinnen 
und Kandidaten sollte fortan die schweizeri­
sche Staatsbürgerschaft verliehen werden. 

mique particulierement precaire - justifie ainsi son refus du 

retablissement. Mais il reste tout de meme vrai, que 1 'appel de 

Da Ponte n'inspire aucune solidarite parce que ses mceurs sont 

jugees indecentes par les autorites concemees. 

De 1 952 ä 2004: 
une lente progression vers le «jus soli>> 

Aujourd'hui, les travaux pour la revision de la loi federale sur 

la nationalite sont boucles. La demarche a ete longue et contro­

versee. Le Conseil de 1 'Europe a etabli par une convention un 

ensemble de regles sur la nationalite. Celles-ci engagent les 

Etats a faciliter la naturalisation des personnes nees sur leur 

territoire, a statuer sur les demandes de naturalisation par des 

decisions motivees, et a prevoir des voies de recours en cas de 

refus. Trois exigences que la Suisse ne satisfait pas avec la loi 

Isabelle lanni, lic. es Lettres, a mene 
ses etudes d'histoire entre /es universites 
de Geneve et de Berne. Elle a consacre 
ses recherches de memoire a l'elaboration 
de Ia loi federale de 1952 sur Ia nationalite. 

en vigueur. En outre, la convention europeenne interdit les dis­

criminations fondees sur le sexe, la religion, ou 1' origine eth­

nique; un reproche auquel la pratique des naturalisations par 

vote populaire exposait directementjusqu'a ce que le Tribunal 

federalles declare inconstitutionnelles. 

Quand la commune d'Emmen refuse la nationalite a dix-heuf 

candidats, balkaniques tandis qu'elle l'accorde aux candidats 

italiens, la nouvelle frappe vivement l'opinion publique. C'est 

le debut d'une nouvelle ere: l'arbitraire introduit par le vote 

populaire est condamne et avec lui, le systeme qui le porte. Ce 

demier consacre avant tout 1' appartenance au clan fondee sur 

1 'ethnie et conc;:oit donc la naturalisation comme une mesure 

d'exception. Or, on connait en Suisse un grand brassage de po­

pulations. Un mariage sur quatre est mixte. L'alterite est deve­

nue une source pour l'identite, de meme que les etrangers se 

sont appropries les references suisses. Si donc aujourd'hui les 

autorites suisses se penchent sur la question de la nationalite, 

c 'est sous 1' impulsion de la communaute europeenne et du 

changement qu'elle a introduit dans l'identite des peuples. Les 

autorites d' apres-guerre privilegiaient le sang au detriment du 

sol et du cantrat democratique entre 1 'individu et son etat par­

ce que la Suisse etait tenue pour un pays apart. Seul parmi tous 

a avoir ete epargne des malheurs de la guerre, son peuple etait 

envisage comme un peuple d'elus et sa nationalite evaluee au 

prix fort. Il fallait que la loi en rende compte. Aujourd'hui, 

1 'Europe communautaire conduit la Suisse a instaurer ün sys­

teme qui incline vers le Jus soli. Hier, craintives et mefiantes a 

l'egard de l'etranger, aujourd'hui formees par les references 

d'autrui, les autorites suisses abandonnent progressivement 

leur conception mythique de la nationalite. Progressivement, le 

mot est bien choisi. 



«Also Ja heisst Jaa, Joo, Jä, Ähä, 
Ju oder Mhm -je noch der Geged 

wo Sie sich wänd niederloo!» 

• Sprachkurse, sogar solche in Mundart, haben 
in Zürich eine lange Tradition . Jedenfalls war das 
«Idiotikon», das Wörterbuch schweizerdeutscher Spra­
che, bereits 1942 für den Nebelspalterein Thema. 
Zeichnung Ess 1942, Nebelspalter . 

• Les cours de Langue, meme en dialeere, 
ont une Langue tradition aZurich. Deja en 1942, 
l' «Idiotikon>> , le dictionnairedes idiomes en Suisse 
alemanique, etait un sujet pour le «Nebelspalter». 
Dessin Ess 1942, Nebelspalter. 



Paola Regazzoni 

di Dania Tropea 

• 

• s1 nas 

• Paola Regazzoni prüft Einbürgerungs­
gesuche im Tessin. Dabei legt sie grossen Wert auf 
die Bereitschaft der Kandidatin oder des Kandi­
daten sich zu integrieren. 

lingua italiana e l'impegno mostrato dal richiedente, con la sua 

serieta e preparazione. Per Paula e estremamente importante 

riuscire ad esprimersi per capire e farsi capire, per espone le 

proprie idee senza malintesi, per comprendere e seguire appie­

no la realta ehe ci circonda. D' altronde non importa se il can­

didato non si ricorda di aleune date o non ha capito aleuni con­

cetti di civica, quello ehe conta veramente eil suo interesse per 

la societa in qui vive. 

Bisogna precisare ehe alle persone ehe devono sostenere 

1 'esame, e consigliata la lettura di un manuale di storia, geo­

grafia e civica. Inoltre si richiede qualehe nozione sul comune 

di residenza. Il candidato deve percio prepararsi a studiare! Le 

domande possono spaziare dal nome dei comuni limitrofi, dei 

·fiumi e delle montagne alle regioni del cantone; dalle maggio­

ri citta svizzere alla struttura economica della nazione; dall 'or­

ganizzazione dello Stato federale al nome di qualehe consi­

gliere, fino almeno al nome del sindaco del comune. Oppure 

viene richiesta una riflessione sul significato dello stemma 

comunale ... 

Una decina di stranieri, esaminati da Paola, sono stati ritenuti 

non idonei alla nazionalita svizzera, soprattutto a causa della 

lingua. Per legge pero ogni candidato deve essere valutato 

tenendo conto del grado di istruzione raggiunto, anche per que­

Paola Regazzoni e un'esaminatrice dei candidati alla natura- sto motivo Paola, piu della quantita di nozioni memorizzate, 

lizzazione per tre comuni della periferia luganese: Pregassona, prende maggiormente in considerazione 1 'atteggiamento del 

Cadro e Davesco. Il suo lavoro e valutare l'idoneita della per- candidato verso la sua decisione di prendere la nazionalita 

sona ehe desidera ottenere la nazionalita svizzera nel caso non svizzera. Una definizione di «integrazione», ehe rappresenta il 

avesse seguito un ciclo completo di scuole in Ticino. suo modo di procedere, e secondo Paola l'interesse, la curiosi-

Valutare l'integrazione di un candidato non e un compito faci­

le, in quanto non si tratta di un concetto matematico! E questo~ 

Paola Regazzoni, 44 anni, di formazione docente di scuole 

elementari, ne e pienamente cosciente, grazie non solo ad una 

lunga esperienza acquisita nella pratica, ma anche grazie ad una 

presa di coscienza su un tema tanto delicato. In effetti, quando 

Paola valuta ogni candidato per circa un' ora, tiene conto in 

particolar modo di due elementi: il grado di conoscenza della 

ta verso il mondo ehe ci circonda. E il desiderio di conoscere 

la nuova realta locale con cui sie confrontati. Questo e il mi­

glior atteggiamento ehe permette di capire le problematiche 

e le caratteristiche del paese, raggiungendo cosi un atteggia­

mento critico difficilmente manipolabile. Anc~e se non chiede 

mai direttamente ai candidati perehe hanno deciso di natura­

lizzarsi, l'esaminatrice segue il finenon solo di_valutare l'inte­

grazione raggiunta o no, ma anche di giudicare la volonta di 
volersi integrare. 



Bajrush Zeka 

von Fabienne Stoll 

Autobahn Ausfahrt Bulle. Umgeben von einer schneebedeck- die Schweiz. Zusammen stellen sie einen Asylantrag. Eine 

ten Landschaft geht es Richtung Zentrum. Von weitem sind zweite Tochter kommt in der Schweiz zur Welt. Allerdings 

zwei blaue Wohnblocks zu sehen. In einem dieser Gebäude muss er auf Anweisung der Behörden den Kanton Thurgau 

führt eine Treppe in den ersten Stock. Am Ende der Treppe, ein verlassen und in den Kanton Freiburg, nach Bulle, ziehen. 

Herr. Freundlich und entgegenkommend heisst mich Bajrush 

Zeka in seiner geräumigen Wohnung willkommen. Bajrush Zeka und seine Familie sind glücklich. Sie haben viele 

Schweizer Freunde, und Bajrush Zeka sagt, er habe sich in die 

Bajrush Zeka kam 1992 als politischer Flüchtling m die Schweiz verliebt. Doch während er das friedliche Familienle­

Schweiz. Heute arbeitet er als Verkäufer und lebt mit seiner ben in der Schweiz geniesst, bricht 1998 im Kosovo der Krieg 

Frau und den neun Kindem in einer Hochhaussiedlung in Bul- aus. Via Fernsehen erfährt Bajrush Zeka, dass seine beiden 

le. Hier wartet er auf eine Anerkennung. Diese Anerkennung Brüder und deren Ehefrauen ums Leben gekommen sind. Kurz 

symbolisiert der Schweizer Pass. entschlossen verzichtet er auf seinen Flüchtlingsstatus, reist 

zurück in den Kosovo und holt mit Hilfe des UNHCR die sie­

Als Bajrush Zeka seine Heimat Kosovo aus politischen Gründen ben hinterlassenen Kinder seiner Brüder in die Schweiz. 

verlässt, weiss er nicht, was auf ihn zukommt. Seine Frau und sei-

ne Tochter muss er zurücklassen, seinem Studium an einer philo­

sophischen Fakultät und seinem Dorf den Rücken kehren. Er ist 

24 Jahre alt, als er erstmals die Ortstafel Frauenfeld erblickt. 

Bajrush Zeka wird von einer Familie aufgenommen, bei wel­

cher er sich sofort wohl fühlt. Schon nach kurzer Zeit hat er 

Kontakt zu Schweizerinnen und Schweizern. Seine Ehefrau und 

die Tochter holt Bajrush Zeka bald darauf aus dem Kosovo in 

• Bajrush Zeka 
quitte le Kosovo pour la 
Suisse. Il vit actuellement 
chez nous avec sa femme, 
ses deux filles et !es sept 
enfants de ses freres tues 
a la guerre. La naturali­
sation de sa famille serait 
pourluiavanttoutune 
reconnaissance. 

A 

Die Jahre verstreichen, die Schweiz wird langsam zur neuen 

Heimat. Bajrush Zeka ist der Schweiz dankbar, dass er hier ein 

geordnetes Leben führen kann: «Für mich ist es etwas Kost­

bares, in der Schweiz leben zu dürfen.» Und so kommt es, dass 

er am 17. November 2002 einen Einbürgerungsantrag für sich, 

seine Ehefrau und seine beiden leiblichen Töchter stellt. Da die 

Kinder seiner verstorbenen Brüder nicht adoptiert wurden, 

können diese nicht eingebürgert werden. Sie müssen warten, bis 

sie die gesetzlichen Vorschriften für die Einbürgerung erfüllen. 

Bajrush Zeka spricht heute fliessend französisch und deutsch, 

arbeitet als Verkäufer in der Migros und zeigt ein grosses Inte­

resse an der Schweizer Politik. Aber gleichzeitig entspricht sein 

heutiges Leben nicht der Zukunftsperspektive, die er einmal 

hatte. Er wollte studieren, nun arbeitet er in einem Supermarkt. 

«Ich mag meinen Herkunftsstaat nicht, er hat mir meine Zu­

kunftsperspektiven verbaut.» Bajrush Zekas Meinung nach 

wäre ein begabter Student wie er hier in der Schweiz gefördert 

worden. Dennoch hat er sich mit seiner neuen Situation arran­

giert und hofft, dass das Einbürgerungsverfahren bald abge­

schlossen ist. Es würde ihn sehr freuen, eines Tages stimmen 

und wählen gehen zu dürfen, um so seinem starken Interesse 

für Politik nachgehen zu können. Vor allem aber würde die 

Einbürgerung für ihn bedeuten, dass er und seine Familie von 

der schweizerischen Gesellschaft nicht nur als Flüchtlinge, 

sondern auch als Menschen anerkannt würden. 

> 
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Aktuelle Bürgerrechtsrevision 

Pascale Steiner 

E Ieichterungen 
für Jugendliche-
und Gemeinden 
Die geplante Revision des Bürgerrechts 
bringt Vereinfachungen für die Kantone 
und Gemeinden und Erleichterungen 
für Ausländerinnen und Ausländer. So­
fern die Schweizer Stimmberechtigten 
die beiden Verfassungsvorlagen zur er­
leichterten Einbürgerung von Jugend­
lichen der zweiten Generation und zum 
Bürgerrechtserwerb der dritten Gene­
ration gutheissen, können die entspre­
chenden Gesetzesanpassungen vor­
genommen werden. Damit können 
vor allem Jugendliche, die sich in der 
Schweiz eine Zukunft aufbauen wol­
len, das Schweizer Bürgerrecht ohne 
unnötige Hürden erwerben. 

Wer sich in der Schweiz im ordentlichen Verfahren einbürgern 

lassen will, muss einen langen und oftmals mit beträchtlichen 

Kosten verbundenen Instanzenweg auf sich nehmen. Neben der 

Bewilligung des Bundes müssen der Wohnkanton das Kantons­

bürgerrecht und eine Gemeinde - zumeist die Wohngemeinde -

· das Gemeindebürgerrecht erteilen. Stellt sich eine der drei In­

stanzen gegen eine Einbürgerung, bleibt den Gesuchstellenden 

auch der Weg zur Schweizer Staatsbürgerschaft verschlossen. 

Seit der letzten Bürgerrechtsrevi'sion hat sich die Zahl der or­

dentlichen Einbürgerungen verfünffacht Die Zunahme der Ein­

bürgerungsgesuche wurde insbesondere auf Gemeindeebene, 

wo sich das Verfahren umfangreich und zeitintensiv gestaltet, 

deutlich spürbar. Um die Zahl der Gesuche zu bewältigen, ha­

ben Kantone und Gemeinden unterschiedliche Strategien ge­

wählt. 14 Kant<?ne haben beispielsweise für junge Ausländerin­

nen und Ausländer Erleichterungen eingeführt, was zu einer 

Straffung des Verfahrens führte . Diese Verfahrenserleichterungen · 

haben sich in der Praxis bewährt. Die aktuelle Bürgerrechts­

revision hat zum Ziel, dass alle Jugendlichen, die in der Schweiz 

geboren oder hier aufgewachsen sind, unter einheitlichen Be­

dingungen erleichtert eingebürgert werden. Die Kantone und 

Gemeinden bleiben aktiv am Verfahren beteiligt. 



Die Revision sieht jedoch nicht nur Verfahrensvereinfachungen 

für Jugendliche vor. Auch bei den übrigen ordentlichen Ein­

bürgerungen soll das Verfahren vereinfacht werden. Mit der 

Vereinheitlichung der kantonalen und kommunalen Wohnsitz­

fristen soll der heutigen Mobilität Rechnung getragen werden. 

Wer aus seinem Wohnkanton oder seiner Wohngemeinde weg­

zieht, weil er oder sie eine Ausbildung beginnt oder den Arbeits­

platz wechselt, soll nicht unnötigerweise noch einmal viele 

Jahre warten müssen, um ein Einbürgerungsgesuch zu stellen. 

Kindem von Müttern oder Vätern, die bereits in der Schweiz 

geboren oder hier aufgewachsen sind, sollen kein Gesuch um 

Einbürgerung mehr stellen müssen. Sie sollen die Schweizer 

Staatsbürgerschaft bei Geburt erwerben. Das Bürgerrechtsge­

setz will jedoch einen Einbürgerungszwang vermeiden. Eltern 

können bis zum vollendeten ersten Lebensjahr des Kindes auf 

das Schweizer Bürgerrecht für ihr Kind verzichten. Tun sie das, 

kann das Kind, sobald es volljährig wird, die Verzichtserklärung 

der Eltern widerrufen. Viele europäische Staaten kennen ähn­

liche Regelungen. In Deutschland, wo lange Zeit das Abstam­

mungsprinzip das massgebende Kriterium dafür war, ob einem 

Neugeborenen die vollen Bürgerrechte zustanden werden oder 

nicht, trat im Jahr 2000 ein neues Bürgerrechtsgesetz in Kraft. 

Mit diesem Gesetz erhalten Neugeborene automatisch das Bür­

gerrecht, wenn sich ein Elternteil seit mindestens acht Jahren 

rechtmässig in Deutschland aufhält. 

, 
Ein Grundstein für das neue Bürgerrechtsgesetz ist bereits 2004 

gelegt. Da gegen die entsprechende Gesetzesänderung kein 

Referendum ergriffen wurde, müssen die Einbürgerungs­

gebühren in den Kantonen und Gemeinden künftig auf die 

Deckung des administrativen Aufwands beschränkt werden. 

Die Volksabstimmung im Herbst 2004 

Im Herbst 2004 (September oder November) kommen zwei 

• Die erste Vorlage bestimmt, dass der Bund Grund­

sätze für die Einbürgerung von Ausländerinnen und Ausländern 

durch die Kantone festlegt. Darüber hinaus wird die Einbürge­

rung von jungen, in der Schweiz aufgewachsenen Auslände­

rinnen durch die Kantone in der Verfassung verankert. 

• Die zweite Vorlage sieht vor, dass der Bund den Er­

werb des Schweizer Bürgerrechts durch Geburt in der Schweiz 

regelt. Voraussetzung ist, dass mindestens die Mutter oder der 

Vater des Neugeborenen in der Schweiz aufgewachsen ist. 

Das Parlament hat gleichzeitig mit den Verfassungsänderungen 

auch die entsprechenden Gesetzesänderungen beraten. Dies 

schafft Klarheit: Bereits jetzt ist bekannt, welche Gesetzes-~ 
1 anpassungen im Falle der Annahme der beiden Verfassungs-1 -,._, 

revisionen vorgesehen sind. Gegen diese Gesetze kann nach 

der Verfassungsabstimmung aber auch das Referendum ergrif-

fen werden. 

Erwartete zahlenmässige Auswirkungen 

Im Auftrag von Avenir Suisse erarbeiteten die Migrations­

experten Rainer Münz und Ralf Ulrich Szenarien, welche die 

Zahl der Einbürgerungen im Lichte der neuen Bestimmungen 

prognostizieren. Schon heute würden rund 700'000 Personen 

die formellen Voraussetzungen zur Einbürgerung erfüllen. Ge­

mäss den Modellen von Münz und Ulrich würde die Zahl der 

Einbürgerungen selbst dann steigen, wenn die beiden Vorlagen 

abgelehnt werden. Bei Annahme der Vorlage ist insbesondere 

bei Jugendlichen der zweiten Generation mit einem noch grös­

seren Interesse am Schweizer Bürgerrecht zu rechnen, was zu­

nächst zu einem starken Anstieg der Einbürgerungen führen 

wird. Danach wird sich die Zahl jedoch zunächst auf dem Ni­

veau von rund 40'000 Einbürgerungen pro Jahr stabilisieren 

und schliesslich leicht zurückgehen. 

Im Jahr 2020 wird die Zahl der Einbürgerungen gernäss den 

Prognosen Münz und Ulrich dann sogar tiefer sein als dies mit 

dem heutigen Einbürgerungsgesetz der Fall wäre. Die Annah-

Verfassungsvorlagen zur Volksabstimmung. Erforderlich sind . me der beiden Verfassungsrevisionen wird sich also nicht nur 

also Volks- und Ständemehr. für Gesuchstellende, sondern auch für die Gemeinden auszah­

len. Sie haben mittelfristig mit einer sinkenden Zahl von Ein­

bürgerungsgesuchen zu rechnen. Aufgrund der neuen Rege­

lungen können zudem Doppelspurigkeiten vermieden und 

Gesuche effizient bearbeitet werden. 
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L' actuelle revision 
de Ia loi sur Ia nationalite 

Pascale Steiner 

II II , 

pour I es jeunes et I es communes 

La rev1s1on prevue de Ia loi sur Ia na­
tionalite se traduit par des simplifica­
tions pour I es cantons et les communes 
et par des facilites pour les etrangers. 
Dans Ia mesure ou le Souverain avali­
sera les deux projets constitutionnels 
en vue de faciliter Ia naturalisationdes 
jeunes de Ia deuxieme generation et 
l'acquisition de Ia nationalite pour Ia 
troisieme generation, il sera possible 
de proceder a l'adaptation de Ia legis­
lation en Ia matiere. Ce seront donc 
surtout les jeunes qui souhaitent ac­
complir leur carriere dans notre pays 
qui pourraient ainsi acquerir Ia natio­
nalite suisse sans devoir franchir des 
obstacles inutiles. 

Aujourd'hui, quiconque souhaite se faire naturaliser en proce­

dure ordinaire doit s 'accommoder d'un long parcours admi­

nistratif, souvent lie a des frais substantiels. La Confederation 

doit certes donner son aval mais, au prealable, le canton de do­

micile du requerant a la nationalite et la commune- la plupart 

du temps, sa commune de domicile- doivent lui octroyer le 

droit de cite communal. Si 1 'une de ces trois instances se pro­

nonce contre sa naturalisation, le requerant n 'obtiendra pas la 

citoyennete suisse. 

Depuis la derniere revision du droit de cite, le nombre des 

naturalis~tions faites par la voie ordinaire a quintuple. L'aug­

mentation du nombre de demandes de naturalisation a ete 

particulierement sensible sur le plan communal. 11 est vrai que 

c'est a cet echelon-Ja que la procedure est la plus lourde et 

prend le plus de temps. Pour venir a bout des demandes, les 

cantons et les communes ont opte pour differentes strategies. 

Ainsi, 14 cantons ont par exemple introduit des facilites pour 

la naturalisation des jeunes etrangers, ce qui a permis de rac­

courcir la procedure. Ces facilites de procedure ont fait leurs 

preuves dans la pratique. La revision actuelle de la legislation 



Le peuple votera a I' automne 2004 

A 1' automne 2004 ( en septembre ou en novembre) deux pro­

jets constitutionnels seront soumis au verdict du peuple. Lama­

jorite du Souverain et des cantons seront dorre necessaires . 

• Le premier projet stipule que la Confederation fixe 

les principes de la naturalisation des etrangers operee par les 

cantons. Par ailleurs, le principe de la naturalisation des jeunes 

sur la nationalite a pour objectif que tous les jeunes etrangers etrangers ayant grandi en Suisse, a laquelle procedent les can­

qui sont nes en Suisse ou qui y ont grandi puissent etre natura- tons, est ancre dans la Constitution. 

lises en vertu de conditions uniformes. Les cantons et les com-

munes continuent .a jouer un role actif dans cette procedure. • Le deuxieme projet prevoit que la Confederation re­

gisse 1' acquisition de la nationalite suisse des personnes nees 

Mais la revision de la loi federale ne prevoit pas des simplifi- en Suisse. Ce projet prevoit une condition: que la mere ou le 

cations de procedure que pour les jeunes etrangers. En effet, il pere du nouveau-ne ait grandi en Suisse. 

est aussi question de simplifier la procedure pour les autres 

. naturalisations, dites ordinaires. L'uniformisation des regles de 

duree du domicile cantonal et communal devra tenir compte de 

la mobilite qui caracterise la societe d'aujourd'hui. Autrement 

dit, quiconque doit changer de canton ou de commune de do-· 

micile, pour des raisons de formation ou des · motifs profes­

sionnels, ne devra pas attendre encore inutilement de nom­

breuses annees avant de pouvoir presenter une demande de 

naturalisation. 

Les enfants de meres ou de peres nes en Suisse ne devront plus 

dernarrder a etre naturalises. Ils pourront acquerir d'emblee la 

nationalite suisse a la naissance. Neanmoins, la loi sur la 

nationalite veut eviter une contrairrte a la naturalisation. Les 

parents de ces enfants pourront renoncer a la nationalite suisse 

de leur enfantjusqu'a ce qu'il ait une annee revolue. S 'ils exer­

cent ce droit, 1 'enfant une fois majeur pourra toutefois revoquer 

cette declaration de renonciation des parents. De nombreux 

pays europeens connaissent et pratiquent des reglementations 

semblables. En Allemagne, Oll regnait depuis longtemps le 

principe de la filiation et Oll le critere determinant etait de 

savoir si le nouveau-ne devait ou non avoir le droit de cite 

integral, une nouvelle loi sur la nationalite est entree en vigueur 

en l'an 2000. En vertu de cette loi, le nouveau-ne acquiert 

automatiquement le droit de cite lorsque l'un des parents se­

joume legalement en Allemagne depuis au moins huit ans. 

Le Parleinent a debattu des modifications de la loi en meme 

temps que des amendements de la Constitution federale. Cette 

fa<;;on de faire a le merite d'apporter toute la clarte voulue. On 

sait d' ores et deja quelles adaptations legales il faudra prevoir 

si ces deux modifications de la Constitution federale sont adop­

tees. Mais apres la votation populaire sur la Constitution, il 

sera neanmoins possible de lancer un referendum, cette fois 

contre les lois en question. 

Les incidences attendues quant au 
nombre 

A la demande de l'organisme Avenir Suisse, les deux experts 

en matiere de migration, Rainer Münz et Ralf Ulrich, dressent 

des seenarios qui pronostiquent le nombre des naturalisations 

auxquelles il convient de s 'attendre a la lumiere des nouvelles 

dispositions legales. De fait, aujourd'hui 700'000 personnes 

rempliraient deja les conditions requises quarrt a la forme de 

la naturalisation. Selon les modeles de Münz et de Ulrich, 

le nombre de naturalisations augmenterait meme si le Peuple 

devait rejeter les deux projets qui lui sont soumis. Si le Souve­

rain acceptait les projets, ce seront avant tout les jeunes etran­

gers de la deuxieme generation qui manifesteront le plus 

d'interet asefaire naturaliser. On devra alors s'attendre a une 

sensible augmentation des naturalisations. Par la suite, leur 

nombre se stabilisera sans doute autour de 40'000 naturalisa­

Une pierre de touche en faveur de la future nouvelle loi sur la tions par annee pour finalement diminuer legerement. 

nationalite a deja ete posee en 2004. En effet, comme aucun 

referendum n'a ete lance contre la modification de la loi, les 

emoluments de naturalisation des cantons et des communes 

devront desormais se limiter a un montant couvrant les frais 

administratifs. 

En l'an 2020, toujours selon les pronostics de Münzet Ulrich, le 

nombre de naturalisations sera inferieur a celui que nous aurions 

avec la loi actu~lle. L'acceptation des deux projets d'amende­

ment constitutionnel ne sera dorre pas seulement profitable aux 

requerants, mais aussi aux communes. A moyen terme, celles-ci 

devront s' attendre a une regression du nombre de dernarrdes de 

naturalisation. L' application des nouvelles dispositions legales 

devrait permettre d'eviter des parallelismes aussi coilteux qu'inu­

tiles et de traiter les dernarrdes d'une maniere efficace. 
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Attuale revisione del diritto 
in materia di cittadinanza 

PastaleSteiner 

• • 
A evo az1on1 

00 

La prevista revisione del diritto in ma­
teria di cittadinanza prevede semplifi­
cazioni per i Cantoni e i Comuni e age­
volazioni perle persone straniere. Se il 
popolo svizzero approvera ambo i pro­
getti di revisione costituzionale concer­
nenti Ia naturalizzazione agevolata dei 
giovani stranieri della seconda gene­
razione e Ia cittadinanza alla nascita per 
Ia terza generazione, sara possibile pro­
cederealle pertinenti modifiche di Ieg­
ge. Cio consentira segnatamente ai gio­
vani stranieri ehe desiderano costruire il 
loro avvenire nel nostro Paese di otte­
nere Ia cittadinanza svizzera senza in­
correre in inutili barriere. 

• • • per 1 g1ovan1 
e per i Comuni 

Tuttora, le persone straniere desiderose di essere naturalizzate 

in procedura ordinaria devono affrontare un lungo percorso am­

ministrativo spesso legato a spese considerevoli. Oltre all'auto­

rizzazione concessa dalla Confederazione, occorre ehe il Can­

tone di domicilio conceda la cittadinanza cantanale e un Comune 

- Solitarnenteil Comune di domicilio- la cittadinanza comu­

nale. Se una delle tre istanze si oppone alla naturalizzazione, il 
richiedente non puo ottenere la cittadinanza svizzera. 

Dall'ultima revisione del diritto in materia di cittadinanza, il 

numero delle naturalizzazioni ordinarie si e quintuplicato. 

L'aumento delle domande di naturalizzazione e nettamente per­

cepibile a livello comunale, dove la procedura e piu circostan­

ziata e richiede maggior tempo. Onde fronteggiare la quantita 

di istanze, Cantoni e Comuni hanno adottato strategie diverse. 

14 Cantoni hanno introdotto delle agevolazioni per la natura­

lizzazione dei giovani stranieri, semplificando cosi la proce- . 

dura. Queste agevolazioni procedurali si sono rivelate positive 

nella prassi. L' attuale revisione del diritto in materia di citta­

dinanza e volta a concedere la naturalizzazione agevolata se­

condo criteri unitari a tutti i giovani stranieri nati o cresciuti in 

Svizzera. Cantoni e Comuni continuano a partecipare attiva­

mente alla procedura. 



La revisione tuttavia non prevede agevolazioni proeedurali 

solo per i giovani. Sono previste semplifieazioni proeedurali 

anehe perle altre naturalizzazioni ordinarie. Con 1 'unifieazione 

dei termini di residenza eantonali e eomunali s'intende tenere 

eonto della mohilita ehe earatterizza la soeieta odiema. Le per­

sone ehe laseiano il Cantoneo il Comune di domieilio per ini­

ziare una formazione o per oeeupare un altro posto di lavoro non 

dovranno piu attendere inutilmente per un ulteriore numero di 

Votazione federale nell'autunno 2004 

Nell'autunno 2004 (settembre o novembre) saranno sottoposti 

al voto popolare due progetti eostituzionali neeessitanti la 

maggioranza popolare e dei Cantoni . 

• Il primo progetto stabilisee ehe la Confederazione de­

termina i prineipi per la naturalizzazione delle persone stranie­

re da parte dei Cantoni. Inoltre, la naturalizzazione da parte dei 

Cantoni dei giovani stranieri ereseiuti in Svizzera e saneita 

dalla Costituzione . 

• Il seeondo progetto prevede ehe la Confederazione 

diseiplina 1 'aequisto della eittadinanza svizzera alla naseita 

in Svizzera. Cio a eondizione ehe almeno un genitore del neo­

nato sia ereseiuto in Svizzera. 

Il Parlamento ha diseusso le modifiehe eostituzionali eontem­

poraneamente alle pertinenti modifiehe di legge. Cio eostituisee 

un fattore di ehiarezza. Infatti e tuttora noto quali adeguamenti 

di legge saranno introdotti nel easo in eui ambo le revisioni eo­

stituzionali fossero aeeolte. Dopo la votazione sui progetti eo­

stituzionali, sara possibile laneiare un referendum eontro queste 

leggi. 

Conseguenze previste dal profilo 
delleeifre 

anni prima di poter inoltrare una domanda di naturalizzazione. Su inearieo di Avenir Suisse, Rainer Münze Ralf Ulrieh, esper-

I bambini di eui un genitore e nato o ereseiuto in Svizzera non 

dovranno piu depositare una domanda di naturalizzazione, ben­

sl aequisteranno la eittadinanza svizzera alla naseita. La legge 

sulla eittadinanza vuole tuttavia evitare un obbligo alla natura­

lizzazione. Fino al eompimento del primo anno d' eta del figlio, 

i genitori potranno pertanto rinuneiare alla eittadinanza sviz­

zera per il figlio. Quest'ultimo potra in seguito, una volta rag­

giunta la maggiore eta, revoeare la diehiarazione di rinuneia dei 

genitori. Numerosi Stati europei applieano regolamentazioni 

analoghe. La Germania, ehe ha applieato per lungo tempo il eri­

terio del rapporto di diseendenza onde stabilire se a un neona­

to spettava il pieno diritto alla eittadinanza o meno, ha posto 

in vigore, nel 2000, una nuova legge in materia di eittadinan­

ti della migrazione, hanno elaborato tre seenari possibili, eon­

eementi il numero delle naturalizzazioni, ehe potrebbero seatu­

rire dalle nuove disposizioni. Attualmente ea. 700'000 persone 

adempiono alle eondizioni formali per la naturalizzazione. 

Stando ai modelli di Münz e Ulrieh, il numero delle naturaliz­

zazioni aumenterebbe anehe in easo di rifiuto dei due progetti. 

Se il progetto eoneemente i giovani della seeonda generazione 

fosse approvato, l'interesse di queste persone alla naturalizza­

zione aumenterebbe in un primo tempo aneor piu massieeia­

mente, provoeando un forte aumento delle naturalizzazioni. 

In un seeondo tempo si assisterebbe a una stabilizzazione del 

numero delle naturalizzazioni a ea. 40'000 all' anno, numero 

ehe in seguito andrebbe tuttavia ealando lievemente. 

za. In virtu di tale legge, i neonati ottengono automatieamente Nel2020, il numero delle naturalizzazioni, giusta il pronostieo 

la eittadinanza se un genitore risiede Iegalmente in Germania di Münz e Ulrieh, sara addirittura inferiore a quello ehe si 

da almeno otto anni. avrebbe se rimanesse in vigore 1' attuale legge sulla eittadinan-

za. L' aeeettazione dei due progetti non sarebbe dunque solo 

Il fatto ehe non vi sia stato un referendum eontro la prevista nell'interesse delle persone riehiedenti la naturalizzazione, 

modifiea della legge sulla eittadinanza e gia un passo impor- bensl anehe dei Comuni. A medio termine, infatti, s1 prevede 

tante. Ne eonsegue infatti ehe le tasse eantonali e eomunali di un ealo delle domande di naturalizzazione. Le nuove regola­

naturalizzazione dovranno essere limitate alla eopertura delle mentazioni eonsentono inoltre di evitare i doppioni e di trattare 

spese amministrative. effieaeemente le domande. 
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Die Revision im Überblick 
La revision en bref 

---·· __ La revisio ~ e in breve 

• Erleichterte Einbürgerung jun­
ger Ausländerinnen und Aus­
länder der zweiten Generation 

• Ordentliche Einbürgerung 

Gesetzes-

Erleichtertes Verfahren 
• Gesuchstellung zwischen dem 

14. und 24. Lebensjahr 
• Besitz einer Aufenthalts­

bewilligung 
• Mindestensfünfjähriger Besuch 

der obligatorischen Schulen in 
der Schweiz 

• Mindestens zweijähriger 
Wohnsitz in der Einbürgerungs­
gemeinde 

• Integration in der Schweiz, Ver­
trautsein mit unseren Lebens­
verhältnissen und Kenntnisse 
einer Landesprache 

• Beachten der schweizerischen 
Rechtsordnung 

• Keine Gefährdung der inneren 
oder äusseren Sicherheit der 
Schweiz 

Ordentliches Verfahren 
• Zustimmungsrecht ersetzt Be­

willigungsveJfahren des Bundes 
• Senkung des WohnsitzeJforder­

nisses des Bundes auf 8 Jahre 
• Senkung der kantonalen und 

kommunalen Wohnsitzelforder­
nisse auf höchstens 3 Jahre 

• Naturalisationfacilitee 
des jeunes etrangers de la 
deuxieme generation 

• Naturalisation ordinaire 

Modification 

Proeidure facilitee 
• Presenter la demande entre 

!' age de 14 et 24 ans 
• Etre titulaire d' une autorisation 

de sejour 
• Avoir accompli au moins cinq 

ans de scalarite obligatoire en 
Suisse 

• Etre domicilie pendant deux 
ans au moins dans Ja commune 
de naturalisation 

• Etre integre en Suisse, etre ac­
coutume au mode de vie et aux 
usages suisses et maftriser une 
Iangue nationale 

• Respecter Ia legislation suisse 
• Ne pas compromettre Ia securi­

te Interieure ou exterieure de la 
Suisse 

Proeidure ordinaire 
• Le droit d' approbation rempla­

ce la procedure d' autorisation 
de la Confederation 

• Reduction de la duree de resi­
dence Jederale a 8 ans 

• Reduction de la duree de resi­
dence cantanale et communale 
a 3 ans au maximum 

• Naturalizzazione agevolata de i 
giovani stranieri della seconda 
generazione 

• Naturalizza::ione ordinaria 

Modifica 

Procedura agevolata 
• Domanda depositata tra il 

14° e il24° anno d' eta 
• Possesso di un permesso di 

dimora annuale 
• Almeno cinque anni difrequen­

za della scuola dell' obbligo in 
Svizzera 

• Almeno due anni di domicilio 
nel Comune di naturalizzazione 

• Integrazione in Svizzera,fami­
liarita con La realta svizzera 
e conoscenza di una lingua 
nazianale 

• Osservanza dell' ordinamento 
giuridico svizzero 

• Non minacciare Ia sicurezza in­
terna o esterna della Svizzera 

Procedura ordinaria 
• Il consenso delle autoritafede­

rali sostituisce Ia procedura 
di autorizzazione della Confe­
derazione 

• Termine di residenza Jederale 
ridotto a 8 anni 

• Termine di tesidenza cantanale 
e comunale ridotto a 3 anni al 
massimo 



Bürgerrechtserwerb von Aus­
länderinnen und Ausländern 
der dritten Generation 

Gesetzes-

• Mindestens ein Elternteil ge­
hört der 2. Generation an 

• Ein Elternteil besitzt seit min­
destens 5 Jahren eine Aufent­
halts- oder Niederlassungs­
bewilligung 

• Die Eltern können bis zur Voll­
endung des ersten Lebensjahres 
des Kindes eine Verzichtserkli:i­
rung abgeben. In diesem Fall 
kann das Kind bei Volljährig­
keit die Verzichtserklärung 
widerrufen. 

Gesetzes-

Reduktion der Gebühren auf die 
Verfahrenskosten 

Referendumsfrist ist am 
22.1.2004 ungenutzt abgelaufen 

Acquisition de la nationalite 
par !es etrangers de la troisieme 
generation 

Modification 

• Un des parents appartient a la 
deuxieme generation 

• Un des parents est titulaire 
d' une autorisation de sejour 
ou d' etablissement depuis 5 ans 

• Les parents peuvent renoncer 
a l' acquisition automatique 
jusqu' a Ia fin de la premiere 
annee de I' enfant. Dans ce cas. 
l' enfant peut revoquer Ia deci­
sion a sa majorite. 

Modification 

Limitation des emoluments a la 
couverture des frais 

Le delai referendaire n' a pas ete 
utilise le 22 .1.2004 

Cittadinanza a/la nascita per i 
giovani della terza generazione 

Modifica 

• Almeno U/1 genitore e straniero 
della seconda generazione 

• Un genitore possiede da alme­
no 5 anni un permesso di dimo­
ra o di domicilio 

• I genitori hanno Ia possibilita, 
fino al compimento del primo 
anno d' eta del figl~o. di rilas­
ciare una dichiarazione di 
rinuncia alla cittadinanza. 
In tal caso, il figlio ha la possi­
bilita, alla maggiore eta, di 
re1 ocare tale dichiarazione. 

Modifica 

Riduzione delle fasse a 
un importo volto unicamente 
a coprire le spese 

Termine inutilizzato di referen­
dum scaduto il 22.1.2004 
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Schweizer oder Schweizerin werden 
ist schwer- und vielerorts teuer. Noch gibt es 
Kantone in denen 50 000 und mehr Franken 
verlangt werden. 
Zeichnung Nico 1996, in der Sonntagszeitung . 

• «Vingt-cinq mille huit cen.t pour le premia .. » 
Devenir Suisse est difficile- et souvent che1: 
Cerrains cantons exigent encore 50 000 francs, 
voire plus. 
Dessin Nico 1996, dans le «Sonntagszeitung» . 
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«ll etait star, Je voici suisse: accepte 
par la commune de Chene-Bougeries, Alain Delon 
pretera serment devant une delegation du Conseil 
dJ Etat genevois. La taxe versee par le nouveau 
citoyen n' est pas precisee.» 
Dessin Burki 1999, du Livre «Burki 00» . 

• «Er war ein Star, nun ist er Schweizer.» 
Die Gemeinde Chene-Bougeries hat Alain Delon 
aufgenommen. Über die «Einkaufssumme» wurde 
nichts bekannt. 
Zeichnung Burki 1999, aus demBuch «Burki 00>; . 



Erste Ergebnisse aus der 
eidgenössischen Volkszählung 2000 

Marcel Heiniger 

Wer sind die eingebürgerten Schwei­
zerinnen und Schweizer, welche rund 
neun Prozent aller Schweizer Staats­
angehörigen ausmachen? Wie unter­
scheiden sie sich von gebürtigen Schwei­
zerinnen und Schweizern bzw.· von der 
ausländischen Wohnbevölkerung? Ge­
ben solche Unterschiede Hinweise auf 
den lntegrationsprozess? Der Beitrag 
präsentiert einige statistische Eckdaten 
aus der Volkszählung 2000. 

ie integriert is 
Der Erwerb des Schweizer Bürgerrechts hat keine Auswirkungen 

auf die Grösse der Bevölkerung der Schweiz. Er beeinflusst 

aber den Anteil der in der Schweiz lebenden schweizerischen 

und ausländischen Bevölkerung. Wenn viele Personen einge­

bürgert werden, sinkt die Zahl der Ausländerinnen und Aus­

länder, die Zahl der Schweizerinnen und Schweizer steigt. Da 

in der Schweiz jährlich mehr Schweizerinnen und Schweizer 

sterben als geboren werden, nimmt deren Zahl heute nur noch 

dank den Einbürgerungen zu. Die letzten zwölf Jahre waren 

geprägt von einer starken Zunahme der Einbürgerungen. Zwi­

schen 1991 und 2002 stieg deren Zahl um das Vierfache: 

236 400 in der Schweiz woqnhafte Ausländerinnen und Aus- . 

ländererwarben in dieser Zeit das Schweizer Bürgerrecht. 

Die statistischen Daten zu den Eingebürgerten sind lückenhaft. 

Die Volkszählung 2000 erlaubt nun zum ersten Mal diejenigen 

Personen zu identifizieren, die im Laufe ihres Lebens Schwei­

zer Bürger wurden. Diese Bevölkerung ist 1;echt heterogen, 

finden sich doch darunter: 

• Personen, di~ auf ein Gesuch hin eingebürgert wurden; 

• Personen, die durch Adoption oder Heirat (vor dem 

1.1.1992) mit einem Schweizer Mann automatisch den Schwei­

zer Pass erhielten; 

• gebürtige Schweizerinnen, die ihr Schweizer Bür­

gerrecht infolge Heirat mit einem Ausländer verloren hatten 

und es später wieder erwarben; 

Zwar werden Einbürgerungen in der Schweiz seit 1889 syste- • Kinder von gemischt nationalen Paaren (ausländi­

matisch erfasst. Doch ist es bis heute nicht möglich zu sagen, scher Vater, Schweizer Mutter), denen das Bürgerrecht zuer­

wie viele Gesuche in der Schweiz gestellt, wie viele zurück- kannt wurde. Die Volkszählung erlaubt jedoch keine Aussagen 

gezogen und wie viele abgelehnt werden. Zudem liessen sich über die Grösse der einzelnen Kategorien von Eingebürgerten. 

bisher über die Eingebürgerten keine Aussagen machen. Ein­

mal eingebürgert, werden diese Personen von der Statistik als 

Schweizerinnen und Schweizer ausgewiesen und auf Grund 

""ihrer Staatsangehörigkeit nicht mehr als ehemalige Auslände-

1 1 .Irinnen und Ausländer wahrgenommen. 

Ein soziodemografisches Kurzporträt 
der Eingebürgerten 

Gernäss Volkszählung lebten Ende 2000 526 700 eingebürgerte 

Schweizerinnen und Schweizer in unserem Land. Dies ent­

spricht rund 9% der Wohnbevölkerung schweizerischer Natio­

nalität. Erstmals können Aussagen zum Geschlecht, zur Zahl 

der Eingebürgerten der ersten bzw. der zweiten Generation, zur 

doppelten Staatsangehörigkeit, zur religiösen Zugehörigkeit 

und zur Sprache dieser Personen gemacht werden. 



die eingebürgerte Bevölkerung? 
Die eingebürgerte Bevölkerung ist stark weiblich geprägt. 

Rund 64% aller Eingebürgerten (338 900 Personen) sind Frauen. 

Mit der bis Ende 1991 geltenden Gesetzesbestimmung wurde 

das Schweizer Bürgerrecht allen mit Schweizern verheirateten 

Ausländerinnen automatisch verliehen. Ausländer hingegen, 

die mit Schweizerinnen verheiratet waren, mussten sich im 

ordentlichen Verfahren einbürgern lassen. Dieses Verfahren 

ist geprägt durch hohe Hürden. Es erstaunt daher nicht, dass 

unter den Eingebürgerten der Anteil der Frauen höher ist als 

jener der Männer. 

Rund zwei Drittel (357 400 Personen) der in der Schweiz le­

benden eingebürgerten Personen sind im Ausland geboren. Sie 

sind in die Schweiz eingewandert, haben viele Jahre ihres 

Lebens hier verbracht und wurden schliesslich eingebürgert. 

Lediglich ein Drittel der Eingebürgerten sind in der Schweiz ge­

boren und stammen somit aus der zweiten Ausländergeneration. 

4 7,2% aller Eingebürgerten (248 600 Personen) gaben an, ne­

ben der schweizerischen noch eine ausländische Staatsbürger­

schaft zu besitzen. Für etwas mehr als die Hälfte aller Einge­

pürgerten ist folglich die frühere Staatsangehörigkeit nicht 

verfügbar. 83,5% der Doppelbürgerinnen und -bürger (207 600 

Personen) stammerr aus Europa, drei Viertel von ihnen aus EU­

Staaten. Nach einzelnen Nationalitäten aufgeteilt dominieren 

Italienerinnen und Italiener ( 69 900 Personen bzw. 28, 1 % aller 

Doppelbürger), gefolgt von Staatsangehörigen aus Frankreich 

(30 500) und Deutschland (23 300). 

Die Einbürgerung beeinflusst auch die religiöse Zugehörigkeit 

der Wohnbevölkerung schweizerischer Nationalität. So finden 

sich unter den aufstrebenden Konfessionen z.B. die islamische 

(36 500 Personen) und die christlich-orthodoxe Religion 

(28900). Diese Zahlen sind zu 65,5% bzw. 71,6% auf Ein­

bürgerungen zurückzuführen. Ähnliches lässt sich für die 

Hauptsprache feststellen. 10,5% der 656 500 fremdsprachigen 

Personen sind eingebürgerte Schweizerinnen und Schweizer. 

Mit Fragen zur früheren Staatsangehörigkeit stösst man bereits 

an die Grenze der Brauchbarkeit der Volkszählungsdaten. Da 

die Nationalität zum Zeitpunkt der Geburt nicht erfragt wurde, 

kann diesbezüglich einzig die Angabe über eine allfällige Dop­

pelbürgerschaft einige Anhaltspunkte geben. Dass mit diesen 

Daten kein vollständiges herkunftsspezifisches Bild der Ein­

gebürgerten gezeichnet werden kann, beweist z.B. die Tat­

sache, dass einerseits zwischen 1992 und 2002 insgesamt 

26 400 Asiatinnen und Asiaten den Schweizer Pass erhielten,w 

die Volkszählung andererseits einzig 11 900 Personen mit 

einem schweizerisch-asiatischen Doppelbürgerrecht ausweist. 

Weshalb interessieren uns die 
Eingebürgerten? 

Die Bevölkerung der Schweiz besteht zu einem immer grösser 

werdenden Teil aus Menschen ausländischer Herkunft. Einge­

bürgerte Immigrantinnen und Immigranten sowie ihre im Land 

geborenen Kinder und Kindeskinder machen zusammen mit 

den ansässigen Ausländerinnen und Ausländern die Gesamtheit 

jener aus, die einen Migrationshintergrund haben. 
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Die Ergebnisse der Volkszählung 2000 ermöglichen erstmals 

einen Vergleich der Eingebürgerten mit anderen Bevölke­

rungsgruppen: den gebürtigen Schweizerinnen und Schwei­

zern (d.h. der Mehrheitsgesellschaft) einerseits und den im 

Ausland bzw. in der Schweiz geborenen (noch) nicht einge­

bürgerten ausländischen Staatsangehörigen andererseits. An­

hand der Abweichung oder Ähnlichkeit der soziodemogra­

fisch-professionellen Strukturen dieser Bevölkerungsgruppen 

Personengruppen mit Migrationshintergrund nach 
sozioprofessioneller Struktur, 2000 

j ()() '!t 

80('< 

können Aussagen im Hinblick auf ihre Integration in die 20C;i, 

schweizerische Gesellschaft gemacht werden. Damit können 

. (ansatzweise) zwei gängige Hypothesen überpruft werden: Wk 

1. Eingebürgerte weisen eine wesentlich günstigere «sozio­

ökonomische Platzierung» auf als ausländische Staats­

angehörige, d.h. ihre Position ist besser als jene von Aus­

länderinnen und Ausländern. 

2. Eingebürgerte werden häufig weiterhin als Fremde be­

trachtet und ihre Benachteiligung am Arbeitsmarkt und 

in verschiedenen Lebensbereichen setzt sich auch nach 

dem Erhalt der Schweizer Staatsbürgerschaft fort. 

Nichterwerbstätige 

• Erwerbslose 

, • E1werbstätige 

Im Folgenden sollen Unterschiede zwischen Eingebürgerten • Personen unter 15 Jahren 

und Nichteingebürgerten anhand der Sprachkompetenzen, des 

Ausbildungsniveaus und der Stellung im Arbeitsmarkt kurz 

dargeStellt werden. 

Unterschiede in Sprache und Ausbildung 

Besonders interessant sind die Unterschiede im Ausbildungs­

niveau. Unter den nicht mehr schulpflichtigen Person~n haben 

Eingebürgerte (24,7%) häufiger eine Hochschulausbildung ab­

solviert als gebürtige Schweizerinnen und Schweizer ( 17,6%) 

Das Bürgerrechtsgesetz bezeichnet die Vertrautheit mit den oder Angehörige der ersten (19,6%) bzw. der zweiten Auslän­

schweizerischen Sitten und Gebräuchen als eine Voraussetzung dergeneration (11 ,3% ). Die Anteile derer, die einzig die ob li­

für die Einbürgerung. Die Beherrschung der lokalen Sprache gatorische Schule bzw. keine Ausbildung abgeschlossen haben, 

scheint dabei ein wichtiger Faktor zu sein. 86,9% aller Einge- sind deutlich niedriger als bei ausländischen Staatsangehörigen 

bürgerten bezeichnen eine der Schweizer Landessprachen als und vergleichbar mit denjenigen der gebürtigen Schweizerin­

Sprache, in der sie· denken und die sie am besten beherrschen. nen und Schweizer. 

Der Anteil der Personen, welche eine Nicht-Landessprache als 

ihre Hauptsprache verwenden, ist bei den Eingebürgerten 

(13, 1 %) deutlich niedriger als bei den Ausländerinnen und 

Ausländern der ersten (42,3 %) und der zweiten Generation 

(20,5 %). Neun von zehn Eingebürgerten verwenden nach ei­

genen Angaben auch zu Hause im privaten Kreis eine schwei­

zerische Landessprache. Trotzdem bleibt zumindest bei einem 

Teil der Eingebürgerten die Herkunftssprache dominierend: 

Rund 30% der Eingebürgerten aus dem ehemaligen Jugoslawien 

Herkunft und 25 % derjenigen türkischer Herkunft sprechen in 

der Familie ausschliesslich die Herkunftssprache. 

Marcel Heiniger, Dip/. Geograf, ist wissen­
schaftlicher Mitarbeiter in der Sektion 
Demografie und Migration des Bundesamtes 
für Statistik. Er ist u.a. verantwortlich für 
die Diffusion und Analyse der Ergebnisse 
der laufenden Bevölkerungsstatistik. 

Die Erwerbsquoten (Anteil der Erwerbstätigen an der Gesamt­

bevölkerung) der eingebürgerten und der gebürtigen Schwei­

zerinnen und Schweizer sind fast identisch ( 61 ,3 % bzw. 

63,6% ). Sie liegen aber deutlich unter derjenigen der Auslän­

derinnen und Ausländer, welche eine höhere Erwerbsbeteili­

gung aufweisen (74,5 %). 

Der Anteil Erwerbstätiger in Führungspositionen bzw. in der 

Wissenschaft ist bei den Eingebürgerten mit 21,9% leicht hö­

her als bei_ den gebürtigen Schweizerinnen und Schweizern 

(19 ,4%), liegt jedoch deutlich über demjenigen der ausländi­

sehen Staatsangehörigen der ersten und zweiten Generation 

(jeweils 12%). Eine ähnliche Verteilung ergibt sich am ande­

ren Ende des Berufsspektrums bei den ungelernten Arbeitern 

und Angestellten: Hier positionieren sich die Eingebürger­

ten (1 0,4%) zwischen den gebürtigen Schweizerinnen und 

Schweizern (8,9%) und der ersten und zweiten Ausländer­

generation (24,2% bzw. 14,0%). 



Personengruppen mit Migrationshintergrund nach 
höchster abgeschlossener Ausbildung, 2000 

Tertiärstufe 

• Sekundarstufe !I 
Obligatorische Schule 

• Keine Ausbildung 

Auch in Bezug ~uf die Erwerbslosenquote gibt es deutliche 

Unterschiede: Eingebürgerte sind zu 4,8% erwerbslos, gebür­

tige Schweizer zu 2,5% und ausländische Staatsangehörige 

zu 8,1 %. 

Einbürgerung als wichtiger Indikator 
der Integration 

Der Vergleich mit gebürtigen Schweizerinnen und Schweizern 

und Ausländerinnen und Ausländern weist zum Teil deutliche 

Unterschiede in Bezug auf die sozioökonomische Platzierung 

der Eingebürgerten in der Gesellschaft aus, so z.B. insbeson­

dere im Ausbildungsniveau und den ausgeübten Berufen. Die 

vorliegenden Daten lassen den Schluss zu, dass Eingebürgerte 

generell eine bessere Position in der Gesellschaft einnehmen 

als ausländische Staatsangehörige. Die Einbürgerung stellt da­

mit einen wichtigen Indikator für die Integration dar. 

Diese kurzen deskriptiven Vergleiche erlauben selbstverständ­

lich keine befriedigende Antwort auf die Frage des Integra­

tionsniveaus der Eingebürgetten. Im Rahmen der Vertiefungs­

analysen der Volkszählung 2000 wird die eingebürgerte 

Bevölkerung jedoch gegenwärtig vom Schweizerischen Fo­

rum fÜr Migrations- und Bevölkerungsstudien detaillierter 

untersucht. Diese Studie dürfte eine ganze Fülle weiterer inte­

ressanter Aufschlüsse geben. 

Qui sont ces personnes naturalisees? 

A peine un Suisse/une Suissesse sur dix a ac­
quis Ia nationalite suisse par naturalisation. 
Qui sont donc ces personnes? 64 pour cent 
d'entre elles sont des femmes et 69 pour 
cent sont nees a l'etranger. Un cinquieme 
de ces personnes ont deja l'age de Ja retraite. 
Les personnes provenant d'Europe, en parti­
culier des pays voisins -1'/ta/ie, Ia France 
et I'AIIemagne - predominent. Une compa­
raison entre /es Suisses et Suissesses et Ia 
population etrangere permet de degager des 
informations sur Je statut socio-economique 
des personnes naturalisees dans notre pays. 

Wenn auch heute zum ersten Mal relativ aktuelle Daten zu den 

Eingebürgerten verfügbar sind, darf nicht vergessen werden, 

dass diese Daten -je weiter man sich vom Volkszählungsda­

tum entfernt- an Aktualität verlieren. Bei den Volkszählungen 

handelt es sich um fotografische Momentaufnahmen der Be­

völkerung, welche nur alle zehn Jahre erfolgen. Die regelmäs-

sige Aktualisierung dieser Daten und die kontinuierliche Be­

obachtung der Eingebürgerten sind nach wie vor problematisch, 

da bislang keine einzige Quelle der laufenden Bevölkerungs­

statistik dazu befriedigende Informationen liefern kann. '--J 
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Norma Riesen 

de Adrian Gerber 

\l 

I' 
convictior1 interieure>> 
Pourquoi donc ne voulait-elle passe faire naturaliser, deman­

de un medecin de 1 'h6pital dans lequel NormaRiesen travaillait 

comme infirmiere. Elle etait bien integree, parlait parfaiternent 

• NormaRiesen wurde durch Heirat 
Schweizerin. Auf ihr mexikanisches Bürgerrecht 
hat die SVP-Anhängerin bewusst verzichtet. 

la Iangue et s'engageait en faveur de la Croix-Rouge. Non, toutes les peines du monde a se rnoderer et a la laisser parler. 

repondit alors la Mexicaine, elle n'avait pas l'intention de de- Ce sont de veritables jumeaux dans leur mode de pensee, mais 

venir Suissesse pour la simple et bonne raison qu'elle ne s'y il est vrai qu'ils forrnent un couple depuis plus de trente ans. 

sentait pas prete interieurement. Ils s 'engagent ensernble dans la politique. A Vevey et dans le 

canton de Vaud, ils ont participe de maniere determinante a 
En effet, pour elle, une naturalisation avait affaire avec une pro- 1 'elaboration de la cellule locale de 1 'UDC. Les deux epoux ont 

fonde conviction interieure. C 'est a son epoux Wem er qu 'elle gagne les elections il y a trois ans et occupe un siege au Conseil 

doit mßlgre tout d'etre aujourd'hui Suissesse. Son rnariage en comrnunal. Ils ont aussi ete mernbres de la Comrnission de 

1976lui a confere automatiquement la nationalite suisse. Po ur naturalisation avant d'en dernissionner en signe·de protestation. 

elle, d'ailleurs, cela a aussietele prernier pas qui l'a arnenee a «A Vevey», nous declare Norma Riesen, <~on brade la naturali­

opter pour la Suisse. A l'epoque, elle avait renonce a sa propre sation a des personnes qui ne la rneritent pas». A ses yeux, le 

nationalite mexicaine et, d' ailleurs, depuis lors eile n 'est plus droit de cite n '.est pas la reconnaissance de droits, mais quelque 

jamais retoumee dans son pays d'origine. chose que l'on doit gagner d'abord profondernent a l'interieur 

de soi. Mais selon quels criteres doit-on evaluer cette convic­

Norma Riesen a grandi dans la Baja Califomia, tout pres de la tion interieure? C'est ce que nous voulons savoir. «Celui ou . 

frontieredes Etats-Unis d' Amerique. En 1973, eile est venue celle qui veut vrairnent obtenir la nationalite suisse devrait 

en Suisse chez son beau-frere, a La Neuveville. C'est a la blan- renoncer a son ancienne nationalite» declare Norma Riesen. 

chisserie de l'H6pital de Montreux qu'elle a cornmence a tra- Elle rejette, quant a elle, la double nationalite. 

vailler. Peu apres, un rnedecin originaire d 'Argentine 1 'a aidee 

a trauver un poste d'aide-infirrniere. Elle a appris intensive­

ment le fran<;ais et c'est aupres de la Croix-Rouge qu'elle a sui­

vi des cours de formation et de perfectionnernent profession­

nels. Elle tient a dire qu'elle a paye elle-rnerne tous les frais de 

cours de Iangue et de cours professionnels. Personne ne lui 

avait jarnais fait de cadeau a cet egard, rnais c 'etait aussi bien 

ainsi, car finalement, ne pouvait s 'integrer parfaiternent qu'une 

personne prete a consentir a des sacrifices. Le respect et la to­

lerance envers la culture suisse, dit-elle, etaient des conditions 

sine qua non. 

Dans son appartement de Vevey, des coussins brodes jonchent 

son divan. Son chat se frotte contre ses jambes. Son rnari est a 
c6te d'elle. Il participe avec passion a la discussion et a parfois 

La revision de la legislation sur la nationalite suisse n'enchan­

te guere Norma Riesen. Ellereste critique a l'egard des facili­

tations envisagees. Elle approuve cependant le fait que la de­

mande des jeunes candidats a la nationalite suisse de la 

deuxieme generation soit exarninee par le canton. A son avis, 

la pratique actuelle de la naturalisation a l'echelon des corn­

munes manque d'uniformite et d'ailleurs, pour elle, en Suisse 

romande, la pratique est beaucoup trop molle. En revanche, 

elle pense qu'il est juste de rarnener les emoluments de natu­

ralisation purement et sirnplernent au niveau des coüts adrni­

nistratifs qu'ils engendrent. A son avis, les Suisses et les Suis­

sesses en herbe ne doivent pas etre en butte a des obstacles 

financiers, car la naturalisation est finalernent une question 
d' arnour temoigne a son pays d' accueil. 



• Francisco Ruiz lebt seit 1963 in der 
Schweiz. Eine Einbürgerung kommtfür den 
Spanier nicht in Frage, denn sie käme einem 
Verrat an seinem Heimatland gleich . 

Francisco Ruiz, ressortissant espagnol, a fait un parcours sans 

faute. 40 ans en Suisse, une vie intensement vecue, une vie de 

participation, une integration parfaiterneut reussie, des decen­

nies de Iutte pour l'integration des etrangers. Pourquoi alors ne 

pas s'etre naturalise? Son explication. 

3 octobre 1963. Francisco Ruiz, ne en Andalousie, arrive a 

Neuchätel. 11 n'a que 23 ans. La theologie l'interesse et il vient 

en Suisse pour suivre une formation. Apres deux ans d'etudes 

a Lausanne, il poursuit ses etudes a Neuchätel. Parallelement 

aux etudes, il s 'occupe de ses compatriotes, emig:res dans 

le canton. La semaine il etudie la theologie, le week-end il 

accompagne et informe les Espagnols etablis dans la region. 

Sa «carriere» dans le domaine de la migration commence a ce 

moment-la, une carriere qui est, aujourd'hui, longue de 40 ans. 

Depuis 1967 il travaille au Centre Social Protestant CSP a 

Neuchätel, s'occupant essentiellerneut de la communaute es­

pagnole. Il resteradans cette ville de 1967 a 1975, en partici­

pant alors a la creation de plusieurs organisations espagnoles. 

En 197 5, on lui propose un poste au CSP a Lausanne. Il accepte 

le defi et s 'en va. 

Le travail au CSP se poursuit, son engagement aupres de sa 

communaute et dans le mouvement associatif aussi. Francisco 

Ruiz Iutte pour les droits de sa communaute a differents 

niveaux. Illa represente aupres des autorites espagnoles. Bien 

integre, connaissant bien la realite suisse, Francisco Ruiz est 

l'un des delegues choisis pour representer les organisations es­

pagnoles au sein de la CFE. En 1992 il en devient membre 

et pendant huit ans il y participe activement. Elu egalerneut aux 

Chambres consultatives de la ville de Lausanne et du canton 

de Vaud, il s'engage encore aujourd'hui au niveau cantanal 

Francisco Ruiz 

de Ana Maria Witzig 

• F 
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ne s' achete pas! 

et participe activement au Forum suisse pour l'integration des 

migrantes et des migrants, dont il a ete 1 'un des fondateurs et 

vice-president. 

40 ans en Suisse, une vie intensement vecue, une vie de parti­

cipation, des decennies de lutte pour l 'integration des etrangers. 

Pourquoi ne pas se naturaliser? 

«Dans ma famille», explique Francisco Ruiz, «seule ma fille 

cadette s 'est naturalisee. La naturalisation est tres importante 

pour la deuxieme generation. Dans les annees 80, on ne se 

posait pas cette question. On etait re~u en tant que travailleur. 

On luttait en ce temps-la pour etre bien traite. Et on ne voulait 

pas renier le pays d' origine. La situation a change avec les 

generations suivantes. Le schema de fidelite au pays d'origine 

a perdu de son acuite. On veut que les enfants aient tous les 

droits.» Lui-meme, dans les consultations au CSP, il informe et 

conseille les jeunes sur la naturalisation. Le mot «naturalisa­

tion», qui n'appartenait pas au vocabulaire de la premiere 

generation, devient quelque chose de logique pour les jeunes. 

«Non, je n' ai jamais senti le. besoin de me naturaliser», souligne 

Francisco Ruiz. «La naturalisation n 'aurait en rien change les 

bonnes relations que j 'ai avec les Suisses. Mais il y a encore 

d'autres aspects: la fidelite aux origines marque forterneut la 

premiere generation; acquerir la nationalite suisse aurait ete res­

senti comme le reniement du pays natal! Et puis, devoir payer 

pour devenir citoyen d'un autre pays, c'est une aberration!» 

Francisco Ruiz compare la naturalisation a la conversion a une 

autre religion. «Si je me convertis, je le fais parce que je sens 

que je dois le faire et parce que les autres m 'acceptent parmi 

eux. Le changement de religion ne se paie pas. On s 'achete 

un manteau, une paire de chaussures! Pas une religion, pas uneW 

nationalite! Une nationalite doit etre offerte. Elle ne doit pas 

etre achetee. 11 ne s 'agit pas d 'une marchandise.» 
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Le droit de cite 

Matteo Gianni · 

a rtici 
' a un 

En rupture avec sa logique assimila­
tionniste, Ia naturalisation est de plus 
en plus per~ue en Suisse comme etant 
un element central du processus d'in­
tegration des etrangers. Par l'obten­
tion des droits de citoyennete ces der­
niers sont susceptibles de disposer des 
ressources leur permettant de realiser 
leur pleine integrati.on. Cependant, une 
vision uniquement formelle de l'integra­
tion se heurte a des limites. En effet, elle 
ne considere pas suffisamment l'impor­
tance des logiques sociales qui sont au 
creur des trajectoires d'acceptation, 
d'integration et de reconnaissance des 
etrangers en tant que participants a un 
projet collectif commun. 

ation 
r 

• 
et 

• 

D'un point de vue formel, la naturalisation constitue l'acte 

par lequel 1 'Etat accorde aux etrangers 1 'ensemble des droits 

(politiques, sociaux, civils) de citoyennete. En ce sens, la na­

turalisation represente 1 'aboutissement, ou le stade final, d' un 

proceSSUS de transformation du Statut d'etranger a celui de Ci­

toyen. Mais la naturalisation est bien plus qu'une procedure 

formelle. 11 s'agit d'un acte fortement charge d'un point de vue 

symbolique, car il constitue la modalite· par laquelle les etran­

gers deviennent partie integrante de la communaute nationale, 

et donc par laquelle ils sont susceptibles d'adherer et de pro­

mouvoir le systeme de valeurs caracterisant et perpetuant la 
· «nation» suisse. 

Bien que constituant l'aboutissement d'un processus, la natu­

ralisation peut neanmoins etre interpretee de deux manieres fort 

differentes. La premiere consiste a voir la naturalisation - donc 

l'obtention de la citoyennete suisse - comme l'accomplisse­

ment d 'une trajectoire d' assimilation. La deuxieme, par contre, 

considere davantage la naturalisation comme un element cen­

tral de la trajectoire d'integration sociale et politique. Ces deux 

conceptions de la naturalisation soulevent des implications tres 

differentes par rapport a la gestion du multiculturalisme en 

Suisse. 



Deux conceptions de Ia natural isation 

La premiere conception est fondee sur l'idee selon laquelle les 

etrangers doivent progressivemeilt s'assimiler dans le tissu so­

cial et culturel suisse avant d 'etre admis dans la communaute 

des citoyens. Par l'aboutissement de sa trajectoire d'assimila­

tion, le naturalise s 'est symboliquement epure de 1 'heritage 

culturel qu'il avait avant d'arriver en Suisse. En ce sens, la na­

turalisation stipule le fait que, desormais, l'individu est deve­

nu suffisamment similaire a ses co-nationaux pour qu'il puis­

se obtenir le droit de faire partie de la communaute des 

citoyens, donc du Souverain politique. Ainsi con9ue, l'idee de 
naturalisation contient une dimension d'uniformisation et de 

standardisation culturelle, finalisee a la preservation des prin­

cipes, valeurs et pratiques regissant la societe suisse. Elle 

constitue l'acte final d'une trajectoire d'adaptation culturelle a 

laquelle les immigres se sont soumis. En effet, historiquement, 

la tache de s'assimiler a la societe suisse a toujours ete fonda­

mentalemeilt devolue aux immigres eux-memes, et s'est ac­

complie par le biais de leur insertion dans le tissu social, eco­

nomique et professionnel. 

Au lieu de la considerer comme un aboutissement, la deuxie­

me conception considere davantage la naturalisation comme un 

element central du processus d'integration. Selon cette pers­

pective, l'acquisition de la citoyennete, et donc de l'ensemble 

des droits qu'y sont rattaches, represente une condition neces­

saire (mais pas suffisante) pour qu'une pleine integrationdes 

tion. Selon une opinion largement repandue, des form es d' as­

similation culturelles sont necessaires pour que les immigres 

puissent s 'adapter aux principes culturels et symboliques de 

leur nouvelle societe de residence. 

La naturalisation comme facteur 
d'integration 

S'il est vrai que, d'un point de vue formel, l'obtention de la ci­

toyennete par la naturalisation constitue la meilleure approxi-Etr-llill 

mation de l'integration, il n'en demeure pas moins que cette~ 
demiere ne peut se resumer a l'enjeu - certes important- des 

droits civils, sociaux et politiques. L' acquisition de la citoyen-

nete permet certes 1' accomplissement d 'une integration statu-

etrangers puisse etre realisee. L'idee etant que de par leur par- taire (notamment beneficier du maximum de droits prevus par 

ticipation a la definitiondes valeurs collectives et aux decisions le systeme politique ), mais elle ne constitue pas une condition 

publiques, les immigres auront la possibilite de s'integrer tout. suffisante pour garantir une pleine integration sociale, cultu-

en tentant de maintenir leurs particularites culturelles. 

Certes, au vu de la realite de la naturalisation en Suisse, ces 

deux interpretations ne sont pas clairement dissociables. En ef­

fet, dans la mesure ou en Suisse la procedure de naturalisation 

est du ressort des cantons et des communes, il existe un large 

eventail de pratiques. Selon les cantons, les contenus symbo­

liques de l'acte ct'e naturalisation peuvent donc etre fort diffe­

rents, en allant d'une version tres formelle et procedurale a une 

vision plus ethnique et organique, fondee sur des criteres plus 

exigeants du degre d'assimilation demande aux inimigres. Plu­

sieurs chercheurs ont deja mis en evidence le fait que le mode-

. le suisse d'incorporation des migrants est tres exigeant en ce 

qui conceme la charge d'acculturation demandee aux etran­

gers. Le fait que, comparee a d'autres pays occidentaux, la 

Suisse ait une large communaute etrangere decoule en partie du 

caractere restrictif des procedures de naturalisations (et en par­

ticulier du caractere dominant dujus sanguinis dans l'attribu­

tion de la citoyennete). Cependant, on assiste depuis quelques 

annees a un abandon (du moins au niveau rhetorique) d'une 

vision purement assimilationniste de la naturalisation. La pro­

blematique de l'integration est desormais devenue centrale 

dans le debat public aussi bien en Suisse que dans l 'ensemble 

des democraties occidentales. Neanmoins, la question de l'as­

similation demeure presente dans la discussion sur l'integra-

relle ou economique. 

L'integration est bienplus qu'une question de statut. On peut 

disposer des droits de citoyennete, etre naturalise depuis long­

temps, et meme etre de pure souehe suisse, tout en etant peu in­

tegre dans des conte31<tes particuliers. La situation des femmes 

illustre bien une teile dynamique: la discrimination au niveau 

salarial, la sous-representation politique et dans les postes de 

cadre temoignent d'un certain manque d'integration - et ceci 

bien que la loi stipule le contraire. Par contre, il existe des 

etrangers qui, bien que ne disposant pas de la totalite des droits 

de citoyennete, se per9oivent comme etant bien integres dans 

le- contexte social et culturel dans lequel ils vivent. Il est donc 

clair que la naturalisation, meme facilitee ou fondee sur le droit 

du sol, ne peut pas en soi eliminer toute trajectoire de margi­

nalisation. 

Neanmoins, le potentiel integrateur de la naturalisation est de 

taille. L'admission des etrangers dans la communaute des ci­

toyens constitue un element symbolique crucial pour que ces 

demiers puissent se sentir reconnus comme participants a un 

projet collectif commun. L'acte de naturalisation, donc, n'est 

de loin pas seulement materiel. Il releve aussi du respect de 1' al­

terite, de la reconnaissance d'une presence qui nounit la societe 

suisse, de la possibilite offerte a tout individu soumis a la loi 
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Soziale und politische Anerkennung 

Lange Zeit war das Konzept der Einbürgerung 
verbunden mit der Idee, dass sich Auslände­
rinnen und Ausländer allmählich in das soziale 
und kulturelle Gefüge der Schweiz assimilieren, 
bevor. sie dann als Krönung dieses Prozesses 
in die Gemeinschaft der Staatsbürgerinnen 
und Staatsbürger einverleibt werden. Seit 
einigen Jahren machte diese Vorstellung 
einer integrativen Version der Einbürgerung 
Platz, welche auf der Idee aufbaut, dass die 
Verleihung der Bürgerrechte ein zentrales 
Element im Integrationsprozess darstellt. 
Selbst wenn der Erwerb der Staatsbürgerschaft 
aus einer formellen Perspektive die beste 
Annäherung an eine Integration darstellt, 
muss doch darauf hingewiesen werden, 
dass Integration wesentlich mehr darstellt 
als einen formellen Status. Die Integration 
ist abhängig von Beziehungsprozessen und 
von Dynamiken der Anerkennung. Natürlich 
ist die Einführung eines erleichterten Einbür­
gerungsverfahrens oder der Verleihung der 
Staatsbürgerschaft bei Geburt für die Förde­
rung der Integration wünschbar. Wem Inte­
gration ein Anliegen ist, der muss darüber 
hinaus gehende Aktivitäten fördern, welche 
die soziale und politische Basis der Anerken­
nung stärken. 

de participer a sa detinition. C'est en ce sens qu'un assouplis­

sement des procedures de naturalisation, entendu comme une 

forme de reconnaissance symbolique, pourrait avoir un effet 

important sur l'integration. C'est en se sentaut reconnus com­

me participants apart entiere d'un projet collectif commun que 

les etrangers pourront entamer de veritables processus d'inte­

gration politique ou sociale. 

L'integration: un processus inacheve, 
mais perfectible 

La societe helvetique, comme tout autre societe, a toujours eu 

un fort pouvoir de detinition sociale du «different», de 1' «etran­

ger», du (presume) «dangereux» pour les equilibres sociaux 

et culturels du pays. Dans les annees 60, la palme revenait aux 

Italiens et aux Espagnols, vus comme des individus ayant, par 

exemple, une ethique du travail douteuse. Ensuite, a partir des 

.:::---H_annees 80, ce sont les requerants d' asile qui les ont supplantes, 
et plus specifiquement celles et ceux provenant de l'ex-You-

Matteo Gianni, dr es Seiences politiques, est 
maitre-assistant au Departement de Seiences 
politiques de I'Universite de Geneve. 

goslavie. Le cas d'Emmen est en ce sens tres significatif. La 

liste n' est bien sur pas exhaustive, pensons par exemple a com­

ment 1' affaire des Fonds en desherence a contribue a revigorer 

unepartiedes sentiments antisemites latents dans la population. 

Il semblerait maintenant que ce soient les musulmans le cata­

lyseur de reactions de Stigmatisation sociale et culturelle. For­

ce est de constater que les constructions culturelles se modifient 

dans le temps. Il suffit d'une crise economique, par exemple, 

pour qu 'une serie de stereotypes tels que <<les etrangers nous 

volent les places de travail» se reactivent ou un flux de reque­

rants d'asile important pour que la metaphore de «la barque est 

pleine» reapparaisse dans le debat public. 

Le projet de loi visant a introduire des procedures de naturali­

sation facilitee pour les etrangers de la deuxieme generation et 

la naturalisation automatique pour celles et ceux de la troisie­

me represente certainement un pas important dans le sens d'une 

meilleure integration des etrangers. En etant rapiderneut ou 

naturellerneut reconnus comme des participants de plein droit 

a unprojet collectif commun, leur trajectoire d' integration n' en 

sera que renforcee. Le fait d' offrir aux jeunes etrangers de la 

deuxieme et de la troisieme generation la possibilite de parti­

ciper pleinement a la vie sociale et politique de la Suisse ne 

constitue pas seulement un avantage pour les etrangers eux­

memes, mais pour l'ensemble de la population suisse. 
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• Des jeunes sur un banc public se moquent 
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Pietro Ga II izia 

von Sirnone Prodolliet 

Wilhel Tel I 
Gelassen blickt der friaulische Südfrüchtehändler in die Ka-

mera. Obwohl sein Jackett etwas abgetragen, ist die Kleidung 

darunter einwandfrei: gute Hose, Hemd mit leicht lässig ge­

bundener Krawatte und Gilet. Im linken Arm hält der Einwan-

derer aus der benachbarten norditalienischen Provinz einen 

Korb mit Südfrüchten. 

Als Pietro Gallizia einen Termin im Fotoatelier vereinbarte, 

war es ihm bereits gelungen, sich als versierter Händler zu eta­

blieren. Bald würde er seine Frau Chiara, die beiden älteren 

Töchter und den kleinen Enrico nachziehen lassen. Vor weni­

gen Monaten konnte er ein Haus erstehen, denn die Geschäfte 

mit den Südfrüchten li~fen gut. Pietro Gallizia war einer der 
vielen jungen Italiener, welche damals in die Schweiz einwan­

derten. Viele kamen, um bei den riesigen Eisenbahnvorhaben 

ihre Arbeitskraft zur VerfügU:ng zu stellen. 

Bis zum Ausbruch des Ersten Weltkrieges war die Aufenthalts­

und Niederlassungsfreiheit im schweizerischen Bundesstaat 

nicht beschränkt. Die rasche Zunahme der ausländischen Be­

völkerung in der Schweiz der Wende zum 20. Jahrhundert wurde 

bald einmal zum Thema der öffentlichen Diskussion. Eine Be­

schneidung der Einwanderungs- und Niederlassungsfreiheit zur 

Lösung der «Ausländerfrage» wurde jedoch mit dem Argument 

abgelehnt, man müsse den Bedürfnissen der Wirtschaft Rech­

nung tragen und das humanistische Gedankengut hochhalten. 

Um die Zahl der Ausländer zu senken, wurde stattdessen die 

Liberalisierung der Einbürgerungspolitik ins Auge gefasst. 

Dieses Vorhaben war in Form von Gesetzesentwürfen schon 

weit fortgeschritten, als es mit dem Ausbruch des Ersten Welt­

krieges ein abruptes Ende fand. Als die Vorlagen zur Lockerung 

der Einbürgerung in den zwanziger Jahren wieder aufgenom­

men werden sollten, hatte sich das politische und wirtschaft­

liche Umfeld radikal verändert. Der «Überfremdung» sollte 

. nun nicht mehr mit Einbürgerungen begegnet werden. 

Pietro Gallizia mag sich um die Einbürgerungsdebatten jener 

wird 

• Pietro Gallizia emigra a la fin du 
19'"" siede du Frioul en Suisse et devint un impor­
tant marchand de legumes. Sanfils fut le premier 
a se naturaliser en 1939, alors qu' il avait joue 
depuis des annees le r6le de Guillaume Tell. 

durchaus ernsthaft geprüft, denn das Wohl seiner Kinder lag 

ihm sehr am Herzen. 

Zeit nicht gross gekümmert haben. Er hatte es zu einem angese- Es sollte erst sein Sohn Enrico sein, der 1939 um die schwei­

henen Geschäftsmann mit Haus und gut gehendem Früchte- und zerische Staatsbürgerschaft ersuchte. Seine Frau, ursprünglich 

Gemüsegeschäft gebracht. Beim «Italiener» kaufte man gerne Schweizerin und durch Heirat Italienerin geworden, war dabei 

ein, und seine Familie hatte sich gut eingelebt. In Zürich waren die treibende Kraft. Sie befürchtete, dass sich die politische 

sie zwar die Immigranten, aber schon zuhause, im 01t ihrer Situation nachteilig auf ihr «Ausländersein» auswirken würde. 

Herkunft, in Tolmezzo, da bezeichnete man sie als «Svizzeri». Obwohl gewisse Kreise Opposition gegen die «zunehmende 

Ob Pietro Gallizia sich als «Svizzero» verstand, wissen wir 

heute nicht. Und ob er sich hätte einbürgern lassen, wie es zu 

jener Zeit durchaus in Reichweite gestanden war, ist nicht über­

liefert. Vielleicht hatte er sich in der :rat nicht gross um eine 

Einbürgerung gekümmert. Vielleicht aber hätte er diese Option 

Überfremdung» machten, stimmte die Gemeindeversammlung 

dem Antrag zu. Pikantes Detail: Enrico Gallizia besass ausser­

ordentliches schauspielerisches Talent und spielte seit Jahren 

die Rolle des Wilhelm Tell. Dem Wilhelm Tell Enrico Gallizia 

und dessen Familie die schweizerische Staatsbürgerschaft vor­

zuenthalten, wäre wohl einem Sakrileg gleich gekommen. 



Marceline Millioud 

de Carole Patent 

Rene ntre avec u ne 

On ne «fait» pas de Suisses a coup de baguette magique! Au 

bout d'un long et couteux parcours procedurier, les candidats 

font face a des hommes et des femmes qui decident en leur äme 

et conscience s'ils peuvent acceder a la nationalite helvetique. 

Comment vivent-ils ce pouvoir relatif? Pourquoi ont-ils integre 

cette fonction? Rencontre avec une faiseuse de Suisses, le c~ur 

sur la main. 

Une sensibilite a fleur de peau et une profonde humanite, Mar­

celine Millioud, conseillere communale socialiste a Yverdon 

depuis plus de 10 ans, preside la commission de naturalisation 

de la ville. Tres tot, elle voue son temps et son enthousiasme 

a la chose publique. Neanmoins, c'est plutöt par hasard qu'elle 

a accede a sa fonction actuelle: «On m'a d'abord propose un 

poste de suppleante dans la commission. L'annee suivante, on 

m'a dit que j'allais en devenir Ia presidente.» Ses collegues 

avaient-ils pen;u en elle la fibre necessaire a un tel poste? Sfire­

ment puisqu 'elle prend cette fonction tres a c~ur. Son premier 

but est de donner un visage humain a la commission. Pour ce 

faire, elle met en place des soirees d'information. «On reunit 
/ 

toutes les personnes qui doivent se presenter dans les prochains 

mois et on leur explique qu'on est comme eux, qu'ils n'ont pas 

a avoir peur et qu'on n'est pas un tribunal.» Elle se tient aussi a 
disposition des plus apeures et les aide a se mettre au point avant 

1 'audition. «Po ur moi, c 'est aussi cela notre attribution. C 'est les 

recevoir, s'ils en ont besoin. Expliquer les institutions de fa9on 

concrete en mettant des visages sur les fonctions .» 

Feministe, elle est particulierement touchee par le destin de ces 

femmes dont la culture empeche 1' acces a Ia formation. «On 

essaie de les pousser a apprendre la Iangue pour qu'elles puis­

sent corriger les le9ons de leurs enfants et mieux s 'integrer.» 

Po ur parvenir a cela, Ia commission travaille main dans la main 

avec Caritas Vaud qui dispense gratuitement des cours de fran-

9ais . «Quelquefois on adehelles surprises: un jour, une dame 

est venue a l'audition, sans parler un mot de fran9ais. On l'a 

adressee a Caritas. Quatre mois plus tard, elle s 'est representee 

devant nous. On se demandait comment elle avait pu acquerir 

en si peu de temps les connaissances necessaires. Elle nous a 

fait une demonstration extraordinaire. On l'a meme laisse par­

ler plus longtemps, c'etait un vrai bonheur!» 

• Marceline Millioud ist sozialdemokra­
tische Gemeinderätin in Yverdon und präsidiert 
die Einbürgerungskommission. Von den Vorwürfen, 
sie «mache zu viele Schweizer» lässt sie sich nicht 
beirren. 

Une audition reussie est une victoire pour Marceline Millioud, ~ 
qui tisse souvent des Iiens profonds avec les nouveaux natura-....... 

lises. Consciente de ses respohsabilites face a la Municipalite, 

au Conseil communal et a ses concitoyens, elle fait son travail 

avec serieux et respecte toujours les exigences legales. «Pour 

moi c'est de loin la commission la plus facile. On ne travaille 

pas avec des dossiers, mais avec des humains. Il faut faire 

attention a ne pas blesser et avoir du tact et de l 'empathie.» 

Et si Marceline Millioud s 'entend souvent dire qu 'elle «fait 

trop de Suisses», elle passe outre ces remarques et promet de 

continuer a effectuer sa fonction avec humanite et droiture, tout 

en aidant les candidats a acceder au sesame a Croix-Blanche! 

terra cognita 4/2004 



Bürgerrechte in Europa 

Gianni D'Amato 

II II 

I 
der Flexibilität 

s zen! 
Nationalstaatliche Mitgliedschaft mag 
angesichtseiner zunehmend pluralisti­
schen Welt an Bedeutung verlieren. 
Dennoch gibt es eine weit verzweigte 
Bürgerrechtsdebatte, die nach Antwor­
ten auf Fragen der rechtlichen Integra­
tion in nationale Gesellschaften sucht. 
Drei Ansätze stehen dabei im Vorder­
grund: die postnationale, die nationale 
und die transnationale Staatsbürger­
schaft. 

Die enge Verknüpfung von Bürgerrechten und -pflichten mit 

dem Bürgerstatus wiift damit die Frage auf, wer ein Bürger ist 

und wie sich die Bürgerrechte auf Nichtbürger ausweiten lassen. 

Die Frage nach der Mitgliedschaft zu einem Gemeinwesen 

durch das Staatsbürgerrecht bzw. durch den Ausschluss der 

übrigen Einwohnerinnen und Einwohner ist von demokratie­

theoretischer Brisanz. Der Streit um soziale, zivile und politi­

sche Rechte, in den Immigrantinnen und Immigranten in unter­

schiedlichen Einwanderungsgesellschaften involviert sind und 

an dem sie sich auch aktiv beteiligen, stellt einen Indikator für 

die Funktionsweise politischer Systeme dar. Er kann als Lack­

mustest für die demokratische «Qualität» eines Landes dienen. 

Denn angesichts der wachsenden Minorität von Nichtbürgern 

stellt sich für viele Einwanderungsgesellschaften die Frage 

Bürgerrechte stellen nicht nur Gleichheit unter den Angehörigen nach der Legitimität ihrer demokratischen Strukturen. 

eines staatlichen Gemeinwesens her, sondern verleihen darüber 

hinaus der Person auch eine politische und soziale Würde. In Ungleichheit und Demokratie 
den demokratischen Verfassungen moderner Nationen sind in 

der Regel alle Bereiche aufgeführt, welche eine Diskriminie- Genügend Beispiele aus der Geschichte der Demokratie bele­

rung ihrer Bürgerinnen und Bürger verbieten. gen, dass die Schaffung demokratischer Systeme durchaus mit 

Ungleichheit und Ausschliessung einher gehen kann. Der mo­

Da nur Bürgerinnen und Bürger «pleno jure» den vollen Schutz derne Bürgerrechtsstatus war schon seit seinen Anfängen wäh­

des Staates und die damit verbundenen Rechte geniessen, stellt rend der Französischen Revolution - trotz universalistischer 

das nationalstaatliche Bürgerrechtskonzept Asymmetrien zwi- Postulate - männlich konnotiert. In den USA des 19. Jahrhun­

schen den Rechten und Pflichten der Bürger und denjenigen dert wurde die Idee und Institution der Staatsbürgerschaft 

der Einwohnerinnen und Einwohner des staatlichen Gemein- über die Zulassung zur Wehrpflicht konstruiert, so dass Wehr­

wesens, die keinen Bürgerstatus besitzen, her. Dadurch öffnet dienstunfähigen oder formell nicht zum Wehrdienst zuge- · 

sich ein Einfallstor für Diskriminierung, Verletzung der Würde lassenen Schwarzen oder Frauen auch der Zugang zu den Bür­

des Einzelnen sowie der Verweigerung der politischen Teilhabe. gerrechten vorenthalten blieb. Ein anderes relevantes Aus-



Schlusskriterium bestand im 19. Jahrhundert in der Klassenzu­

gehörigkeit: Es kostete der Arbeiterbewegung im letzten und in 

diesem Jahrhundert beträchtliche Anstrengungen, die politi­

schen und sozialen Rechte auf die Arbeiter auszuweiten. Zu 

den wesentlichen Erfolgen westeuropäisch-sozialistischer Be­

wegungen gehört es, mit der Einführung des Wohlfahrtsstaates 

die Diskrepanz zwischen Habenden und Nichthabenden ver­

mindert und das Recht auf Bildung, Gesundheit und•Arbeit mit 

dem Prinzip der Gleichheit gekoppelt zu haben. Heute, am 

Ende dieser Entwicklung, garantieren Bürgerrechte in der 

Regel die Gleichberechtigung hinsichtlich Zensus (der Schät­

zung der Bürger nach ihrem Vermögen), Geschlecht, Bildung, 

Beruf und Niederlassung. Trotzdem ist die Staatszugehörigkeit 

bis heute ein relevantes Kriterium zur Bemessung der Rechte 

einer Person geblieben. 

Unterschiedliche Positionen 
in der Bürgerrechtsdebatte 

Die gesellschaftliche Auseinandersetzung um die Bedeutung 

der Bürgerrechte dauert an. Heute kreist die Diskussion über­

wiegend um die ungelöste Frage der Inklusion von Auslände­

rinnen und Ausländern. Einwanderung wird zur Herausforde­

rung, weil der Aufenthalt von neuen Bevölkerungsgruppen den 

erlangten Konsens bezüglich der nationalen Integration immer 

wieder in Frage stellt. Die Nation muss sich daher angesichts 

der veränderten Rahmenbedingungen in der zunehmend plura­

listischen Welt immer wieder auf die Suche nach konkreten 

Antworten auf die Frage der Integration begeben. Blickt man 

von diesem Standpunkt auf die Debatten zur Reform der Bür­

gerrechtsgesetzgebung in den europäischen Staaten während 

des letzten Jahrzehnts zurück, so lassen sich unterschiedliche 

Positionen erkennen. Diese können den drei Kategorien der 

postnationalen, neonationalen und transnationalen Argumenta­

tion zugeordnet werden. 

Postnationa I: 
Abschied vom Territorialprinzip 

Die postnationale Argumentation lässt die bis dahin gültige Vor­

stellung des Nationalstaates hinter sich. Der nationale Staat gilt 

ihr nicht mehr als der einzige Ort, welcher staatsbürgerliche Zu­

gehörigkeit generiert. Yasemin Soysal ( 1994) zum Beispiel weist 

in diesem Zusammenhang auf verschiedene nationale und inter­

nationale Entwicklungen wie die Zunahme der Migration in 

Buropa seit dem Zweiten Weltkrieg oder die Relativierung der 

nationalen Souveränität durch den Ausbau der Europäischen 

Union (EU) hin. Anzuführen ist auch die zunehmende Entwick-

lung und Bedeutung der internationalen Regulierungen auf der 

Ebene des Völker- und Menschenrechts. So haben internatio­

nale Konventionen die Rechte von Ausländern ausgeweitet, 

wenn auch Diskriminierungen gegen sie nicht völlig unterbun­

den werden konnten. Diese Faktoren haben die ursprüngliche 

souveräne Macht der Nationalstaaten in Bezug auf die Berech­

tigung der Ausländerinnen und ~usländer· untergraben. Ge­

meinsam mit Forderungen der Migranten nach mehr Teilhabe 

haben diese Entwicklungen, so die postnationale These, zu Bür­

gerschaftsregelungen geführt, welche nicht mehr als partikularis­

tisch oder territorial auf die Nation begrenzt bezeichnet werden 

können. Die in verschiedenen Staaten eingeleiteten Reformen 

haben das Einbürgerungsverfahren, den Zugang zur Staats­

bürgerschaft durch Geburt, das Stimm- und Wahlrecht sowie die 

Möglichkeit der doppelten Staatsangehörigkeit verbessert. 

Es entsteht ein postnationales Modell der Mitgliedschaft zum 

Gemeinwesen, das sich nicht auf die Nationalität einer Person, 

sondern auf die Person und ihre Würde stützt. Gleichzeitig 

haben auch die Migranten selbst begonnen, ihre Identität neu 

zu definieren. Man spricht von transnationalen Loyalitäten 

oder von multipler Zugehörigkeit. Der Grundsatz, eine einzige 

Staatsbürgerschaft zu haben, wird in Frage gestellt. Das Wahl­

recht für Angehörige eines anderen EU-Staates ist der Forde­

rung vieler Migrantinnen und Migranten entgegen gekommen, 

Bürgerrechte und Staatsangehörigkeit zu trennen. Die EU trägt 

zu einem Bedeutungswandel nationaler Staatsbürgerschaft bei, 

indem sie eine neue Ebene der Rechtssprechung in Kraft setzt, 

auf die sich auch Migranten berufen können (siehe auch Arti­

kel «International» von Adrian Gerber auf Seite 70). 

terra cognita 4/2004 



Que signifient aujourd'hui 
/es droits de cite? 

De fait, /es droits de cite ont toujours ete 
controverses. La discussion actuelle n'est, 
quant a elle, pas differente, puisqu'elle 
est empreinte de querelies entre post-, 
neo- et transnationalistes. Tandis que /es 
postnationalistes partent d'un Etat national, 
mais dont l'importance est reduite par des 
regimes internationaux et des discours sur 
/es Droits de I'Homme et rend possible des 
politiques de droit de cite expansives; /es 
neonationalistes, eux, souhaitent revitaliser 
Je concept ((ferme>> de Ia citoyennete d'Etat 
dans /es conditions modifiees exis.tantes de 
Ia globalisation et de Ia regionalisation selon 
Je modele de /'Union europeenne. Quant aux 
transnaiionalistes, ils continuent a prendre 
tres au serieux /'Etat national, mais recon­
naissent l'existence des espaces transnatio­
naux en tant qu'innovation, qui devrait donc 
egalement dicter des innovations en matiere 
de nationalite. 

Neonational: 
Staatangehörigkeit für Auserwählte 

Die neonationale Argumentation bezieht sich auf Entwicklun­

gen, die· versuchen, die kulturellen, nationalen und transnatio­

nalen Grenzen neu auf den Plan rufen, um irgendeine Form von 

-~----sozialer Schliessung als Nation zu sichern. Diese Position kann 
-.. .. ---als Antwort auf die obgenannten postnationalen Entwicklungs-

~tendenzen verstanden werden. Sie unterscheidet sich von ur­

~ sprünglichen nationalistischen Vorstellungen der Zugehörigkeit 

Gianni D'Amato hat in Potsdam zum Thema 
der politischen Integration von Ausländern 
in Frankreich, Deutschland und der Schweiz 
promoviert. Er ist Projektleiter am Swiss 
Forum for Migration and Population Studies 
an der Universität Neuenburg. 

Zum Thema publiziert hat er unter anderem 
((Vom Ausländer zum Bürger» (2001), 
erschienen im L/T-Verlag und, gemeinsam 
mit Philippe Wanner, die Avenir-Suisse­
Studie ((Naturalisation en Suisse. 
Le roJe des changements /egislatifs 
sur Ia demande de natural/sation», 
einsehbar unter www.avenir-suisse.ch 

insofern, als dass sie diese als Grundlage für ihre Argumenta­

tion erweitert und modernisiert. Neben den Bürgerrechtsrefor­

men in den Niederlanden, in Belgien und Deutschland waren in 

den neunziger Jahren auch Einschränkungen des Staatsbürger­

schaftsrechts zu beobachten. In Frankreich zum Beispiel wur­

den mit der Reform von 1993 formelle Integrationsbedingungen 

eingeführt, von welchen eine exklusive Wirkung erwartet wird 

(Favell 1997). Die automatische Erlangung der Staatsbürger­

schaft durch Geburt wurde in ihrem Anwendungsbereich stark 

eingeschränkt und die erleichterte Einbürgerung der zweiten 

Generation an eine formelle Erklärung gebunden. Mit dieser 

Rechtsnovelle verabschiedete sich Frankreich von einem libe­

ralen Zugang zur Grande Nation. Der Vorstellung einer ge­

schlossenen Bürgerschaft wurde Vorschub geleistet und ein 

exklusives, kulturalistisches Verständnis von Nation gestärkt. 

Nicht umsonst werden in der neonationalen Argumentation Fra­

gen der 'Bürgerrechte häufig mit Bestrebungen vermengt, die 

Zugänge für Einwanderer zu schliessen. Aber auch die EU­

Bürgerschaft kann als Ausdruck der neonationalen Argumenta­

tion gelesen werden, gewissermassen als Refonnulierung na­

tionalistischer Ideen auf europäischer Ebene auf der Basis einer 

Vorstellung eines kulturell, territorial (und religiös) geeinten 

Europas, das alles Nichteuropäische fern hält. 

Transnational: 
Zugehörigkeit zu anderen Nationen 

Die dritte Position, die transnationale Argumentation, vollzieht 

zwar ähnlich der postnationalen Position einen Bruch mit gän­

gigen Vorstellungen der nationalen Mitgliedschaft, misst aber 

der Nation als strukturierendem Merkmal gesellschaftlicher Re­

alität nach wie vor Bedeutung bei. Transnationalismus ist in der 

Literatur definiert als ein Prozess, in dem Migrantinnen und 

Migranten vielschichtige Beziehungen unterhalten, welche die 

Gesellschaften der Herkunft und der Niederlassung zusammen 

verbinden (Kleger 1997). Portes et al. (2002) argumentieren, 

durch die Schaffung von intensiven grenzüberschreitenden 

Netzwerken würde Transnationalismus den Menschen ermög­

lichen, in allen Bereichen der Politik, der Wirtschaft und der 

Gesellschaft ge;yissermassen zwei Leben zu führen. Auch wenn 

diese Netzwerke zeitlich zum Teil weit zurückreichen, haben sie 

heute aufgrund der Geschwindigkeit der kommunikativen und 

transporttechnischen Möglichkeiten eine neue Qualität ange­

nommen. Die Teilnehmenden an dieser transnationalen Welt 

sind häufig mehrsprachig und bewegen sich mit Leichtigkeit in 

verschiedenen Räumen, verfügen über Wohnungen in mehreren 

Ländern und verfolgen ökonomische, politische und kulturelle 

Interessen, die ihre Anwesenheit in verschiedenen Staaten er­

fordern: Den modernen Transnationalismus prägt ein hoher 
Grad an Austausch sowie ein grenzüberschreitendes soziales 

Handeln. 

Im Bereich des Bürgerrechts hat der Transnationalismus zum 

Durchbruch von Entwicklungen geführt, welche bislang von 

den Nationalstaaten bekämpft oder gemieden worden sind. So 

hat der Europarat 1997 seine Haltung, mehrfache Staatsange-



hörigkeiten möglichst zu vermeiden, aufgegeben. Die Zahl der 

Doppelbürger ist in Buropa seit zwei Jahrzehnten rasant ange­

stiegen, was sowohl auf die Einbürgerung von Personen zurück­

zuführen ist, welche ihre ursprüngliche Nationalität behalten 

haben, als auch auf die Reformen des Bürgerrechts, welches den · 

Frauen das Recht zugesteht, die eigene Nationalität an ihre Kin­

der aus binationaler Ehe weiterzugeben. In der neuen Staatsan­

gehörigkeitskonvention des Buroparats wird deshalb die dop­

pelte Staatsbürgerschaft ausdrücklich vorgesehen. 

Seit dem 1. Januar 1992 anerkennt die Schweiz die doppelte 

Staatsbürgerschaft Seither haben die Einbürgerungszahlen 

stark zugenommen, namentlich bei Ausländerinnen und Aus­

ländern, deren Herkunftsstaaten ebenfalls die doppelte Staats­

bürgerschaft anerkennen. Mit der zur Diskussion stehenden 

Bürgerrechtsrevision, welche für die erste Generation die Fris­

ten senkt, für die zweite Generation die Einbürgerung erleich­

tert und für die dritte Generation das Geburtsrecht einführt, 

würde sich die Schweiz einen Schritt weit von einer neonatio­

nalen Position hin zu einer post- oder transnationalen Position 

bewegen. Die Reform ist ein Versuch, die Vererbbarkeit zu über­

winden. Und schliesslich ist die Frage der Einbürgerung auch 

ein Indikator für den Charakter und die Reaktionsfähigkeit 

einer Demokratie. Denn der Einwanderungsprozess lässt das 

System nicht unverändert. 
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KARIKATUR JALS 

«Man kann nie wissen, was gefragt wird ... » 
Zeichnung ]als 2004, in der Neuen Luzemer Zeitung. 

• «On ne peut jamais savoir ce qu' on va 
demander . .. » 
Dessinlais 2004, dans la «Neue Luzemer Zeitung». 



Diego Rodriguez 

di Rossella Baldi 

• 

di un'ombra 
Diego Rodriguez diee di essere un'ombra, una figura dai eon­

torni non definiti e variabili. A 34 anni, lui ehe ha appena 

riehiesto la naturalizzazione, pensa ehe la sua sia una non 

esistenza e ripete spesso, parlando, di essere «disintegrato», 

intendendo forse «non integrato», a eui aggiunge poi «mi 

sento deeentrato». None faeile fare il ritratto di qualcuno ehe 

si vuole senza fisionomia propria. Eeeo allora perehe Diego ha 

seelto piuttosto di raceontare la storia ehe ha portato un' ombra 

a prendere forma, se forma puo avere ... 

Diego e ereseiuto in Svizzera, i suoi genitori sono rifugiati 

politici cileni giunti nel Canton Vaud 23 anni fa. Quando gli 
____ .-"si ehiedorio maggiori dettagli sul suo rapporto ,alla Svizzera, 

egli eerea di evitare di rispondere e non parla volentieri della 

sua vitaedel suo passato, eosi fa rendere aneora piu indefini-

to il suo «personaggio». 

Diego non ha eompletato la formazione seolastiea, perehe al-

1 'eta di 12 anni, per ragioni ehe preferisee non spie gare, e stato 

messo in internato per quattro anni e separato dalla sua famiglia. 

Dall'eta di 16 anni, eglivive in una situazione di instabilita eeo­

nomiea, a eui ha tentato di porre fine sperando in una earriera 

ealcistiea dapprima e studiando musiea poi, ma inutilmente. 

Solo di reeente ha seguito dei eorsi pagati dall' assistenzaper ot­

tenere un eertifieato di livello medio. Anehe sulla sua famiglia, 

Diego preferisee taeere. Tutto quello ehe diee e ehe suo padre 

abita attualmente in Florida e ehe suo fratello si trova in un 

ospedale psiehiatrieo. E' evidente la paura di laseiarsi seappare 

qualcosa di sbagliato o ehe gli «sv~zzeri» potrebbero reputare 

offensivo, soprattutto adesso ehe sta aspettando una risposta 

sulla sua proeedura di naturalizzazione. Seeondo lui, uno stra­

niero non ha il diritto di esprimere il suo malessere nei eonfronti 

del nostro paese, eome inveee tanti svizzeri fanno, perehe le 

autorita potrebbero obbligarlo ad andarsene ... 

• Diego Rodriguez sagt von sich selber, er 
habe keine eigene Identität, kein Heimatland. Nach 
Chile zurück will er nicht, in New York konnte er 
nicht leben. Am bestenfühlt er sich in der Schweiz . 
Ob der Rosenverkäufer je Schweizer werden kann, 
ist ungewiss. 

ma una rieerea delle sue origini in Cile, dove sirende eonto ehe 

non eondivide eon i eileni la mentalita e i valori, perehe i suoi 

sono in fondo quelli ehe ha ineorporato durante la sua adole­

seenza in Svizzera. Si sente a disagio in mezzo a persone ehe 

vedono in lui un privilegiato, e non eapiseono pereio eome 

possa non essere riceo abitando a Losanna. In seguito e in due 

eitta estranianti eome New York e Parigi ehe Diego eapisee di 

non aver un luogo suo nel quale tornare. La gente lo eonsidera 

un eileno e eerea in lui, nel suo modo di fare, di eomportarsi, 

gli Stereotipi legati ai sudamerieani, ehe evidentemente Diego 

non soddisfa. Inoltre, a New York Diego ha dei problemi eon 

1 'uffieio immigrazione ehe minaeeia di rispedirlo a easa, ma 

non in Svizzera. 

Diego deeide allora di tornare in Svizzera. Dopo pareeehi 

anni vuole presentare una riehiesta di naturalizzazione. E sta­

bilito nel Giura ed ha ottenuto una rendita AI, ehe arrotonda 

faeendo del porta a porta per vendere rose. 

Eeeo perehe quindi lui si sente un'ombra. Perehe non ha un'i­

dentita sua, non ha un paese suo, non si trova bene nelluogo in 

eui sta ma erede di non avere il diritto di dirlo a voee alta. Il pas­

saporto di una nazione ehe in fondo lo ha escluso rappresente­

rebbe per lui la sieurezza, la eertezza di sentirsi finalmente li­

Sono state le sue partenze ed i suoi ineontri eon l'alterita a far- bero di andare alla rieerea di una sua identita, di vivere 

gli prendere eoseienza della sua eondizione di ombra. Dappri- un'esistenza vera . . . senza la paura di un ritorno forzato in Cile. 



Emine Yakin 

von Christoph lmhof und Silvia Hugi 

<< om en Sie 
Sie ist die Mutter berühmter Schweizer Fussballspieler, hat so­

mit wesentlich zum aktuellen Erfolg des Schweizer Fussballs 

beigetragen. Doch den Schweizer Pass hat Emine Yakin bisher 

nicht erhalten - weil sie zu wenig deutsch kann. 

Gerne wäre sie mit nach Argentinien ins Trainingslager gegan­

gen, erzählt Emine Y akin. Als türkische Staatsangehörige hat sie 

jedoch kein Visum erhalten. Sie hätte gerne ihre zwei prominenten 

Fussballersöhne begleitet, denn jetzt habe sie Zeit, erklärt sie. Alle 

ihre acht Kinder leben selbständig, haben ihre eigene Familie. 

Es ist ein regnerischer Freitagnachmittag anfangs Januar. Wir tref­

fen Emine Yakin in einem Cafe in der Nähe des Fussballstadions 

St.Jakob-Park in Basel. Sie erscheint zum verabredeten Gespräch, 

das auf Türkisch geführt wird, auf ihrem dreirädrigen Velo. 

«Sieben Leute sassen in dem Raum, wo der Test durchgeführt 

wurde», schildert sie das Prozedere bej der Einbürgerungs­

gemeinde. «Sie fragten mich nach dem wichtigsten Feiertag 

der Schweiz. Ich habe es nicht gewusst.»- «Ja, dann lernen Sie 

noch ein bisschen besser deutsch!» Mit 30 Jahren hatte Emine 

Yakin Istanbul verlassen, um für ihre Familie ein besseres Aus­

kommen zu finden. So kam sie 1970 in die Schweiz. Sechs 

ihrer acht Kinder waren bereits geboren. 

«'Warum sind Sie nie in einen Migroskurs gegangen', haben 

sie mich auf dem Einbürgerungsamt gefragt», fährt Emine 

Yakin fort. «Ich hatte nie Zeit. Und auch kein Geld. Ich habe 

acht Kinder grossgezogen. Ich habe sie in die Schule gebracht, 

nach Hause geholt, zum Fussballtraining gebracht. Und jetzt 

sind sie sogar berühmt geworden. Ich habe meinen Kindem nie 

einen Schlüssel um den Hals gehängt, bin immer für sie da ge­

wesen. Aus allen ist etwas Rechtes geworden. Ist es nötig, dass 

ich deutsch spreche? Zudem: Das Nötigste kann ich sagen.» 

Der berühmten Fussballer-Mutter kommt es vor, als sei sie 

zwar in der Türkei geboren, aber in der Schweiz aufgewach­

sen. Die Schweiz kenne sie auch viel besser, da ihre Kinder sie 

überallhin mitnehmen würden. Sie erzählt von Bergen, vom 

Leukerbad, von St. Gallen. Ohne Schweizerpass fühle sie sich 

jedoch manchmal wie in einem Gefängnis. 

• Emine Yakin est la mere de deuxfootbal­
leurs suisses celebres. Elle n' a cependant pas ( en­
core) rer;u le passeport suisse - car elle ne maftrise 
pas assez l' allemand. 

Familie, über die Wohnung. Auf Deutsch. ~<Ich bin nicht 

Schweizerin geworden, weil ich zu wenig Deutsch kann. Mei­

nen Kindem haben sie den Pass gegeben. Aber sie denken nicht 

daran, wer diese Kinder aufgezogen hat. Alle arbeiten und zah­

len Steuern. Es gibt kein Dankeschön!» 

Emine Yakins Leidenschaft ist der Fussball. Sie verpasst kaum 

ein Training, geschweige denn ein Spiel. «Der Apfel fällt eben 

nicht weit vom Stamm», erklärt sie, und erwähnt das Fussball­

feld vor ihrem Haus, auf dem sie. ihre Kinder von klein auf zum 

Fussball Spielen anregte. Und heute möchte sie ihre Söhne zu 

den Spielen im Ausland begleiten können. Deshalb hat sie 

Einmal monatlich trifft sich Emine Yakion nun mit einer hilfs- einen Wunsch an di~ Verantwortlichen der Einbürgerungs­

bereiten Dame, die sie in Deutsch unterrichtet. Ohne Buch. Sie gemeinde: «Es wäre so schön, wenn sie mal anrufen würden 

unterhalten sich übers Essen, über den Freundeskreis und die und sagten, 'Frau Yakin, kommen Sie und holen Sie Ihren Pass'». 
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Geschichtlicher Rückblick 

Regula Argast 

eme 
O.as Schweizer Gemeindebürgerrecht 
hat seit der Entstehung des schweize­
rischen Bundesstaats mehr und mehr 
an Bedeutung verloren. Trotzdem sind 
in der Schweiz noch immer die Gemein­
den und die Kantone für die ordent­
liche Einbürgerung zuständig. Mit den 
willkürlichen und diskriminierenden 
Einbürgerungsentscheiden einzelner 
Gemeinden hat die Frage nach der Be­
deutung des dreistufigen Schweizer 
Bürgerrechts an Brisanz gewonnen. 

Am 13. Juni 1999 nahmen die Emmener Gemeindebürgerinnen 

und -bürger die SVP-Initiative «Einbürgerungen vors Volk!» 

mit einer .knappen Mehrheit von 51,5 % an. Bis im Sommer 

2003 wurden in dieser Gemeinde an der Urne wiederholt die 

Einbürgerungsgesuche von Menschen aus dem ehemaligen 

Jugoslawienaufgrund ihrer Herkunft abgelehnt. Scho? im Jahr 

2000 beanstandete die Europäische Kommission gegen Ras­

sismus und Intoleranz (ECRI) die besagte Einbürgerungs­

praxis. Drei Jahre später erbrachte eine Studie im Auftrag der 

Eidgenössischen Kommission gegen Rassismus den Beleg für 

den Zusammenhang zwischen nicht begründbaren, direkt­

demokratischen Entscheiden und den hohen Ablehnungs­

quoten bei Gesuch Stellenden vorwiegend aus den Nachfolge­

staaten des ehemaligen Jugoslawien und aus der Türkei. Das 

Fazit der Studie: Das Prinzip qer Gleichbehandlung kollidiere 

mit freien Einbürgerungsentscheiden des Souveräns. 

•• ur 

Nachdem der Ständerat in seiner Sitzung vom 17. Juni 2003 das 

Beschwerderecht aus dem Entwurf zu einem neuen Bundesge­

setz über den Erwerb und Verlust des Schweizer Bürgerrechts 

gestrichen hatte, erklä.J.te das schweizerische Bundesgericht mit 

seinen Urteilen vom 9. Juli 2003 die Zürcher SVP-Initiative 

«Einbürgerungen vors Volk!» und Einbürgerungsentscheide an 

der Urne für ungültig. Urnenabstimmungen über Einbürge-. 

rungsgesuche verstossen, so die Begründung, gegen die in der 

Bundesverfassung verbrieften Willkür- und Diskriminierungs­

verbote. Angesichts dieser Entwicklungen stellt sich die Frage, 

unter welchen Bedingungen in Zukunft am Gemeindebürger­

recht festgehalten werden kann, wenn rechtsstaatliche Normen 

und - in Anbetracht der multikulturellen Gesellschaft in der 

Schweiz - gesellschaftspolitische Forderungen nach einer Libe­

ralisierung der Einbürgerung ernst genommen werden sollen. 

Die Angst vor armen Neubürgern 

Die Entstehung des Gemeindebürgerrechts in der Schweiz führt 

.ins 16. Jahrhundert zurück. Ein wichtiger Faktor bildete damals 

die allmähliche Verknüpfung der obligatorischen Armenpflege 

Il!it den Heimatgemeinden. Die Frage, wer zu den Eigenen ge­

hören soll und wer nicht, wurde für die Gemeinden von zentra­

ler Bedeutung; der Umgang mit nicht eingesessenen Personen 

veränderte sich von Grund auf. Zuvor, im Mittelalter, waren die 

Städte zur Vermehrung ihrer Wehr- und Wirtschaftskraft und die 

Dörfer zur Kultivierung von Boden und Wald an der Zunahme 

von «Burgern» beziehungsweise «Dorfgenossen» interessiert 

gewesen. Dochjetzthielten sowohl die Stadt- als auch die Land­

gemeinden die Zahl der Personen, die im Verarmungstall ein 

Amecht auf Unterstützung besassen, so gering wie möglich. 

In der Folge zeichnete sich das Gemeindebürgerrecht bis zum 

Ende des 18. Jahrhunderts durch eine weit gehende Schliessung 

aus; Einbürgerungen wurden kaum mehr vorgenommen und 

die Bürgerbasis in den Gemeinden wurde zusehends kleiner. 



II 

Diese Situation änderte sich mit der Einsetzung des helveti­

schen Einheitsstaats im Jahr 1798. Um die schweizerische 

«Einheit», das «allgemeine Wohl» und «den Erwerbsfleiss» zu 

fördern, löste das helvetische «Gesetz über die Bürgerrechte» 

vom 13. Februar 1799 die Bürgergemeinden in ihrer Funktion 

als politische Gemeinden auf. Sie besassen nunmehr lediglich 

den Status von Nutzungskorporationen. Die Funktion der 

politischen Gemeinde übernahmen die vom helvetischen Staat 

geschaffenen Einwohnergemeinden, die so genannten Munizi­

palitäten. Politisch berechtigt waren darin nebst den bisherigen 

Bürgern alle helvetischen Staatsbürger, die seit fünf Jahren in 

einer Gemeinde niedergelassen waren. Der finanziell schwache 

helvetische Staat sah sich jedoch nicht in der Lage, die auf den 

bisherigen Bürgergemeinden basierende Armenfürsorge zu 

tragen. Dem Mitgliederverband der ehemaligen Bürger­

gemeinde blieb deshalb die wichtige Aufgabe der Armen­

unterstützung für seine Bürgerinnen und Bürger erhalten. 

Bürgergemeinden ver I ieren 
politische Kompetenzen 

Nach der Auflösung des helvetischen Einheitsstaats im Jahr 1803 

• 

neue liberale Staats- und Wirtschaftsordnung zu gewährleisten, 

hielt die Verfassung von 1848 die Niederlassungsfreiheit für 

männliche Schweizer christlicher Religion fest sowie deren 

rechtliche Gleichstellung mit Kantonsbürgern in allen kanto­

nalen Angelegenheiten nach einer zweijährigen Niederlassung 

im Kanton. Schliesslich garantierte die revidierte Bundes­

verfassung von 1874 allen männlichen Schweizer Bürgern 

schon nach einer Niederlassung von drei Monaten in einem 

andern Kanton das Stimm- und Wahlrecht in kantonalen und 

kommunalen Angelegenheiten. Die von oben verordneten 

Rechte für niedergelassene Schweizer Bürger - die Frauen 

blieben bekanntlich bis 1971 von der politischen Mitsprache 

ausgeschlossen - setzten der Bürgergemeinde als politischer 

Gemeinde ein Ende. 

setzten die meisten Gemeinden die Bürgergemeinden wieder in Keine Chance für ein schweizerisches 
ihrer Funktion als politische Gemeinden ein. Doch die kommu- <dndigenat» 

n~~~r~dcr~~~d~w~~ddcrZ~zw~~~1~8~d -----------------------------
1803 zum ersten Mal durchgesetzt worden waren, wurden mit 

den demokratischen Bewegungen der 1830er Jahre, spätestens 

aber mit der Bundesstaatsgründung im Jahr 1848 wieder auf­

gegriffen. So zeichnete sich im Verlauf des 19. Jahrhunderts die 

Tendenz ab, dass die Bürgergemeinden immer mehr politische 

Kompetenzen an die Einwohnergemeinden abtraten. 

Dies geschah in manchen Gemeinden wie beispielsweise in 

Zürich aus freien Stücken. Andernorts markierten die Bundes­

verfassungen von 1848 und 1874 wichtige Einschnitte. Um die 

Trotzdem konnte sich das dreigliedrige System des schweize­

rischen Bürgerrechts bis heute halten. Ein Grund dafür war, 

dass der Prozess der Ablösung der Armenfürsorge vom Heimat­

prinzip länger dauerte als die Ablösung der politischen Ge­

meinde von der Bürgergemeinde. Schon vor rund hundert 

Jahren wurde nämlich über den Sinn des Gemeindebürger-

rechts nachged~cht. Damals drängten Politiker und Experten 

auf eine neue Bundesgesetzgebung. Sie sahen in der Steigerung 

der Einbürgerungsquote das wichtigste Mittel, um den als 
bedrohlich hoch wahrgenommenen Ausländeranteil in der • ....__ ___ 
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Le droit de cite communal 
bientot depasse? 

Depuis Ia creation de /'Etat federal, Je droit 
de cite communal a de plus en plus perdu 
d'importance. Et malgre cette realite, en 
Suisse, /es communes et /es cantans de­
meurent competents pour Ia naturalisation 
ordinaire. A Ja suite des decisions de natura­
lisation arbitraires et discriminatoires dans 
certaines communes, Ja question du droit 
de cite suisse a trois echelons est devenue 
cruciale. Pour pouvoir maintenir a l'avenir 
egalement ce triple echelon dans Je droit 
de cite suisse, l'auteure est d'avis que tant 
Ia Confederation que /es communes doivent 
prendre tres au serieux Je postulat de Ja 
societe demandant une liberalisation des 
naturalisations. L'auteure estime qu'il fau­
drait deplacer Ja competence des naturali­
sations du Jegislatif communal a l'executif 
communal et introduire un droit de recours 
a l'echelon federal. 

~::;;:., 

Schweiz von 11,6% im Jahr 1900 zu senken. Am weitesten 

ging dabei das Postulat des Arbeitersekretärs Herman Greulich 

im Jahr 1909. Er forderte einen Bericht des Bundesrats zur 

Frage, ob ein schweizerisches «Indigenat» eingeführt werden 

könne. Dies hätte eine Loslösung des Schweizer Bürgenechts 

vom Gemeindebürgenecht bedeutet. Doch gerade das vieler­

orts noch immer geltende Heimatprinzip bei der Armenfür­

sorge machte eine solche Änderung zu einem undurchführ-

baren Projekt. Obwohl sich das Wohnortsprinzip bei der 

Armenunterstützung nach dem Ersten Weltkrieg in den Kanto­

en und Gemeinden immer mehr durchzusetzen begann, soll-

te es noch bis ins Jahr 197 5 dauern, bis die Gemeinden zur 

Unlerstützung der kantonsfremden und in der Gemeinde 

niedergelassenen Schweizer Bürgerinnen und Bürger vom 

Bund de jure verpflichtet wurden. 

Heute besteht die Bedeutung des Gemeindebürgenechts vor 

allem in der Stärkung eines kommunalen Gemeinschaftsge­

fühls und - wo die Einbürgerungen durch und in die Bürger­

gemeinde erfolgen - in der Aufrechterhaltung der Bürger­

gemeinden. Diese nehmen mancherorts noch immer wichtige 

Aufgaben wahr. Nebst der Verwaltung des eigenen Bürgerguts 

Regula Argast, Historikerin, arbeitet an 
einer Dissertation zur Geschichte der 
schweizerischen Staatsbürgerschaft 

unterhalten sie beispielsweise wohltätige Stiftungen oder 

verwalten eine bürgerliche Fürsorge. Die Bürgergemeinde 

der Stadt Basel ist sogar mit der Sozialhilfe für Niedergelassene 

betraut. Das Argument allerdings, dass das Gemeindebürger­

recht zusammen mit direktdemokratischen Einbürgerungs­

entscheiden ein Garant für die Aufrechterhaltung der schwei­

zerischen Demokratie sei, ist ein Trugschluss. Gerade das vom 

Bundesgericht im Sommer 2003 durchgesetzte Willkür- und 

Diskriminierungsverbot bei Einbürgerungen bildet eine Vo­

raussetzung für die dringend notwendige Erweiterung der 

demokratischen Basis in unserer Gesellschaft. So misst sich der 

Verwirklichungsgrad der schweizerischen Demokratie unter 

anderem an der rechtlichen Integration der Migrantinnen und 

Migranten, die schon lange in der Schweiz leben. 

Beispielhaftes Reglement der Stadt Bern 

Soll auch in Zukunft am dreigliedrigen Bürgenecht in der 

Schweiz festgehalten werden, so muss sich die kommunale 

Einbürgerungspolitik und -praxis den rechtsstaatliehen Grund­

sätzen und den Herausforderungen einer schweizerischen Ein­

wanderungsgesellschaft stellen. Dabei tragen jedoch nicht nur 

die Gemeinden eine wichtige Verantwortung, sondern auch der 

Bund. Denn die Annahme, dass der Bund grundsätzlich eine 

liberalere Einbürgerungspolitik als die Gemeinden oder Kan­

tone verfolgt, lässt sich aufgrund der historischen Entwicklung 

nicht bestätigen. Gerade die grösseren Stadtgemeinden wie 

Zürich und Genf nahmen gegen Ende des 19. Jahrhunderts 

eine wichtige Voneitenolle für die Liberalisierung der Ein­

bürgerungspolitikdes Bundes ein. In der Zeit nach dem Ersten 

Weltkrieg bis ins letzte Drittel des 20. Jahrhunderts wares-bei 

vorerst abnehmenden Ausländerzahlen - schliesslich derB und, 

der eine von nationalen Gemeinschaftsvorstellungen geprägte, 

äusserst restriktive Einbürgerungspolitik verfolgte. Einen 

Höhepunkt bildete beispielsweise die Einführung der noch 

heute gültigen zwölfjährigen Wohnsitzfrist im Jahr 1952. 

Deshalb gilt es heute, gesetzliche Leitlinien aufzustellen, die 

nicht nur Vorkommnisse wie in der Gemeinde Emmen verun­

möglichen, sondern alle an der Einbürgerung beteiligten Be­

hörden an rechtsstaatliche Grundsätze binden und gesell­

schaftspolitisch in die Pflicht nehmen. Dabei scheint es nicht 

angezeigt, die Einbürgerungen aus der Kompetenz der Bürger­

gemeinden auszuscheiden und grundsätzlich in die Kompe­

tenz der Einwohnergemeinden zu überführen. Denn diese ver­

folgen keineswegs immer eine offenere Einbürgerungspraxis 

als BÜrgergemeinden. Beispielsweise praktiziert der Gemein­

derat der Stadt Basel auf der Grundlage der kantonalen Ge­

setzgebung gegenwärtig eine der liberalsten Einbürgerungs­

politiken der Schweiz. 



Eine Lösung scheint dagegen im Verbot direktdemokratischer 

Einbürgerungsentscheide zu liegen - sowohl an der Urne als 

auch innerhalb von Gemeindeversammlungen. Die Luzerner 

Gemeinde Beromünster hat die Risiken gerade solcher Ab­

stimmungen auf erdrückende Art und Weise deutlich gemacht. 

Dort wurde an der Gemeindeversammlung im Dezember 1999 

die Einbürgerung zweier aus dem Kosovo stammenden und in 

der Gemeinde aufgewachsenen Schwestern zum dritten Mal 

abgelehnt. Die Verlagerung der Einbürgerungen von der Ge­

meindelegislative zur Gemeindeexekutive und die Einführung 

eines Rekursrechts bilden denn auch die beste Gewähr für die 

Verhinderung willkürlicher und diskriminierender Einbürge­

rungsentscheide. 

Integrationsvermutung 

Diese Haltung kommt auch im neuen Einbürgerungsreglement 

der Stadt Bern vom 18. Mai 2003 zum Tragen. Hier hat bei der 

Zuständigkeit für Einbürgerungen eine Kompetenzverschie­

bung von der Legislative zur Exekutive stattgefunden .. Auch in 

anderer Hinsicht entspricht das Berner Reglement den heutigen 

· gesellschaftspolitischen und rechtsstaatliehen Anforderungen. 
So hält dieses ·eine Integrationsvermutung für Bürgerrechts­

bewerberinnen und -bewerber fest, die während der gesetz­

lichen Frist von zwölf Jahren in der Schweiz gelebt haben. 

Zudem hat die Stadt Bern ein Beschwerderecht für abgelehnte 

Gesuche eingeführt. Nachdem auch der Bund die Einführung 

eines Beschwerderechts vorgesehen hatte, sieht die bereinigte 

Fassung des Bundesgesetzes über den Erwerb und Verlust des 

Schweizer Bürgerrechts vom 3. Oktober 2003 ein solches nicht 

mehr vor. Die geplanten Änderungen bringen zwar eine Libe­

ralisierung der Einbürgerungsbestimmungen für Auslände­

rinnen und Ausländer der zweiten und dritten Generation mit 

sich, doch dem liberaleren Gemeindevorbild der Stadt Bern ist 

der Bund nicht gefolgt. 

• «Ältere Schweizer von Ausländerinnen 
wieder bevorzugt.» Ledige - auch ältere - Schweizer 
Männer waren in den fünfziger Jahrenauf dem 
deutschen Heiratsmarkt sehr beliebt. 
Zeichnung Bö 1952, im Nebe!spalter . 

• «Les hrangeres prejerent de nouveau 
les Suisses ti.ges» - Dans les annees cinquante, 
les Suisses celibataires - meme ti.ges - haient 
tres demandes sur le marche des mariages en 
Allemagne. 
Dessin Bö 1952, dans le «Nebelspalter». 



«Samuel Blumental» 

von Ruth K. Tennenbaum 

<<Oberst 

• Samuel Blumental (nom change) et 
sa famille ont fait de douloureuses experiences 
avec le systeme suisse de naturalisation. On a 
refuse la naturalisation a son pere, venu en 
Suisse en 1912 en tant que P olonais juif, parce 
qu' il etait juif. 

l01926 wurde Samuel Blumental (Name geändert) in der Schweiz 

als polnischer Staatsbürger geboren. Das Schweizer Bürger­

echt hat ihn und seine Eltern einengrossen Teil des Lebens be­

schäftigt. Der beschwerliche Weg dazu wurde als Demütigung 

erlebt. 

Der Vater stammte aus einem kleinen Dorf in der Nähe von 

Lemberg, das damals zu Polen gehörte und heute zur Ukraine 

zählt. Da Juden. keine Perspektiven hatten und sehr arm waren, 

wanderten viele von ihnen vor dem Ersten Weltkrieg nach Ame­

rika, Australien oder Westeuropa aus. So kam der Vater von 

Samuel Blumental 1912 mit knapp 20 Jahren nach Tavannes. 

In einer Uhrenfabrik verbesserte er seine handwerklichen Fer­

tigkeiten. Hier lernte er seine künftige Frau kennen. Durch die 

Heirat im Jahr 1924 verlor Samuel Blumentals Mutter, die in der 

Schweiz geboren und aufgewachsen war, ihre Schweizer Staats­

bürgerschaft. Damit verbunde.n war auch der Verlust der Hei­

matgemeinde, welche Angehörige in Zeiten der Not unterstützt 

hätte. Als Ausländer und wegen des latenten Antisemitismus 

s bot 
die Würde 
der Menschen se_in>> 
war es schwierig, eine Wohnung zu mieten und Arbeit zu fin­

den. So sah sich der Vater von Samuel Blumental gezwungen, 

ohne Mittel ein Haus zu erwerben und selbständig zu arbeiten. 

Während und nach dem Zweiten Weltkrieg wurde das Bürger­

recht dann für die ganze Familie im~er wieder beantragt und 

mit der Begründung «Nicht-Assimilation» abgewiesen. Dank 

Bergier-Bericht erfuhr Samuel Blumental, dass seine Einbürge­

rung im Rahmen von Sondervollmachten des Bundesrats ver­

unmöglicht worden war. Diese Bestimmungen forderten für 

bestimmte Personengruppen eine spezielle Überprüfung der Vo­

raussetzungen und hatten eine überaus restriktive Einbürge­

rungspraxis zur Folge. In den 1950er Jahren stellte Samuel 

Blumental dann ohne seine Eltern ein Gesuch um Einbürgerung. 

Dieses wurde zwei Jahre später von der Gemeinde gutgeheissen. 

Er war damals bereits verheiratet, seine Tochter kam noch als 

polnische Staatsbürgerin zur Welt. Kurze Zeit danach wurde ihm 

und seiner Familie das Schweizer Bürgerrecht zugesprochen. 

Seine Eltern blieben jedoch polnische Staatsangehörige. 

1952 wurde ein Gesetz erlassen, das es Frauen, welche durch 

Heirat das Schweizer Bürgerrecht verloren hatten, erlaubte, 

sich wieder einbürgern zu lassen. Bundesrat Feldmann nannte 

dies «ein wahrlich väterliches Gesetz». So wurde die Mutter 

von Samuel Blumental endlich wieder Schweizer Bürgerin. 

Sein Vater stellte im Alter von 65 Jahren nochmals ein Gesuch 

um Einbürgerung. Fast sein ganzes Leben hatte er in der 

Schweiz verbracht. Er fühlte sich als Schweizer und wünschte 

sich als solcher zu sterben. Ihm wurde kurz vor seinem Tod 

vom Stadtrat (Legislative) seiner Wohngemeinde mit der Dif­

ferenz von einer Stimme das Bürgerrecht zugestanden. 

Samuel Blumental erlebte den Erwerb des Bürgerrechts als 

eine Reihe von Demütigungen. Er hat ihm und seiner Familie 

viel Ungemach bereitet. Mit 77 Jahren ist er froh, darüber spre­

chen zu können. Er hofft, dass solche Praktiken nie mehr mög­

lieh sein werden. Das oberste Gebot der Einbürgerungspraxis 

müsse die Würde der Menschen sein. 



• 
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Heimweh nach der Schweiz habe er nie, sagt Edwin Fritsi. Hin­

gegen mache sich, wenn er in der Schweiz sei, schnell einmal 

Heimweh nach Tansania bemerkbar, «vor allem nach dem 

Meer». Edwin Fritsi (er heisst tatsächlich Fritsi und nicht Frit­

schi), 1945 als Schweizer geboren und in Murgenthai (AG) 

aufgewachsen, war nämlich Seemann. Nach der Lehre als 

Werkzeugmacher ist er für die Schweizerische Reederei AG in 

Basel «drei Jahre auf See» gewesen und in nicht weniger als 

34 Länder gekommen. 

Wieder zurück in der Schweiz, habe er sich bei der Arbeit in 

einem Konstruktionsbüro «wie im Gefängnis» gefühlt. Des­

halb habe er sich nach einem Job im Ausland umgesehen. Und 

er fand diesen Job bei einer Schweizer Firma in Tansania, die 

Sisal anbaut und verarbeitet. Am 1. Januar 1972 kam er auf dem 

Flughafen in Dar es Salaam an. Anderntags ging es weiter nach 

Tanga, wie Dar es Salaam am Indischen Ozean gelegen, also 

ganz im Osten Tansanias. Von 1977 bis 1981 war er für diese 

Firma in Mosambik und seither wieder in Tansania. Er ist als 

Technischer Manager für den Maschinenpark der Amboni­

Plantations in der Region Tanga zuständig. Unterdessen ist die 

Firma nicht mehr-schweizerisch, sondern englisch. Und weil 

die Engländer keine Pensionskasse hätten, sei ihm dieses Geld 

beim Verkauf der Firma ausbezahlt worden. So konnte er sein 

stattliches Haus in Pangani fertigsteilen lassen. Dazu baute er 

in Ushongo unweit von Pangani am weissen Sandstrand ein 

Hotel. Dies sei sozusagen seine Altersvorsorge neben der AHV. 

Seit über 32 Jahren lebt Edwin Fritsi nun also schon in Afrika. 

«Ich will hier beerdigt werden», sagt er mit Bestimmtheit. Er 

Edwin Fritsi 

von Christian Moser 

• 

• 

• Ewin Fritsi, l' Argovien, vit en Afrique 
depuis plus de 30 ans. Depuis 10 ans il a Ia double 
nationalite. Il est devenu Tanzanien parce qu' il 
n' aimait vivre nulle part, mais aussi parce qu' il 
avait quelques petits problemes. 

Weshalb aber wollte er das tansanische Bürgerrecht? Beim 

Landkauf für das Haus und das Hotel habe sich gezeigt, «dass 

die hier immer mehr Geld rausholen wollten». Und auch bei 

der Erneuerung der Arbeitsbewilligung sei die hohle Hand ge-

macht worden. Als Tansanier habe er solche Probleme nicht 

mehr. Das Einbürgerungsverfahren habe 1992 «im Dorf be­

gonnen», wo er kein Problem hatte, die nötige Empfehlung zu'--J 

kriegen. Nachher ging das Gesuch zu den Distrikt- und den Re­

gionalbehörden. In Dar es Salaam schliesslich blieb das Dos-

sier «zwei Jahre lang auf dem Haufen liegen». Er habe aber ein-

fach gewartet und nie etwas «geschmiert», um das Verfahren 

zu beschleunigen. 

habe seiner Familie auch schon den Platz gezeigt, an dem erbe- Seit fast zehn Jahren hat Edwin Fritsi nun einen tansanischen 

graben werden möchte. Es sei «ein schöner Platz mit schöner Pass. Er ist Doppelbürger. Den Pass mit dem weissen Kreuz 

Aussicht aufs Meer». Edwin Fritsi hat mit seiner tansanischen habe er in der Schweiz deponiert. Bei seinen Besuchen hinter­

Ehetrau und mit einer zweiten Tansanierin, seiner Partnerin im lege er jeweils den tansanischen Ausweis .und behändige den 

Hotel, insgesamt sechs Kinder im Alter zwischen 4 und 26 Jahren. schweizerischen. 
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Debat I Debatte 

Regina Kiener 
Etienne Grisel 

ln den 1990er Jahren mehrten sich Be­
richte über willkürliche und diskrimi­
nierende Einbürgerungsentscheide in 
einigen Schweizer Gemeinden. Diese 
Entscheide lösten sowohl auf politischer 
als auch auf gesellschaftlicher Ebene 
heftige Diskussionen aus. Sind Einbürge­
rungen politische Entscheide oder Ver­
waltungsentscheide? Was soll höher ge­
wichtet werden, die Volksrechte oder die 
verfassungsmässig garantierten Grund­
rechte? Wie viel Spielraum soll den 
Kantonen und Gemeinden bei der Ver­
leihung des Bürgerrechts zugestanden 
werden? 

Mitten in diesen Diskussionen fällte das 
Bundesgericht am 9. Juli 2003 zwei 
richtungsweisende Urteile (BGE 1·29 I 
217 und 129 I 233). Nach Ansicht der 
Lausanner Richter soll es zwar auch 
künftig den Kantonen überlassen sein 
zu bestimmen, wer auf kantonaler und 
kommunaler Ebene für den Einbürge­
rungsentscheid zuständig ist, jedoch 
muss gewährleistet sein, dass rechts­
staatliche Prinzipien - insbesondere das 
Diskriminierungsverbot - nicht verletzt 
werden. Da diese Voraussetzung bei 
Urnenentscheiden nicht gewährleistet 
seien, wurden solche als unzulässig 
erklärt. Dieser Entscheid schlug hohe 
Wellen und löste eine heftige Debatte 
über das Verhältnis zwischen Justiz 
und Politik und zwischen zentralisier­
ter und föderalistischer Staatsgewalt 
aus. Regina Kiener, Professorin für 
Öffentliches Recht an der Universität 
Bern und Etienne Grisel, Professor für 
Verfassungsrecht an der Universität Lau­
sanne vertreten diesbezüglich unter­
schiedliche Standpunkte 

L dr its 
fondamentaux 
violes ou les droits 
democratiques 

bafou, s? 
• Regina Kiener: Die Bundesverfassung hält fest, dass 

in unserem Gemeinwesen das Recht Grundlage und Schranke 

allen staatlichen Handeins bildet (Art. 5 Abs. 1 BV). Zudem ist, 

wer staatliche Aufgaben wahrnimmt, an die Grundrechte ge­

bunden (Art. 35 Abs. 2 BV). Nach dem verbindlichen Willen 

von Volk und Ständen gibt es in unserem Gemeinwesen mithin 

keine rechtsfreien und erst recht keine grundrechtsfreien Räu­

me. Jede Behörde und jedes Staatsorgan ist bei der Aufgaben-

-erfüllung an Gesetz und Verfassung gebunden - und damit 

auch das Volk selber, wenn es Hoheitsakte erlässt, welche die 

Rechtsstellung von Einzelpersonen direkt betreffen. 

In seinen Urteilen hat das Bundesgericht festgehalten, dass es 

sich ?ei Einbürgerungsentscheiden um Rechtsanwendungsak­

te (Verfügungen) handelt, und nicht um rein politische Akte. Zu 

Recht: Mit der Einbürgerung wird über die Staatsbürgerschaft 

und damit über den rechtlichen Status einer Person im .Ge­

meinwesen befunden (und nicht etwa um die Besetzung eines 

politischen Amtes durch Wahlakt der Stimmberechtigten). 

Dass bei Einbürgerungen weite Ermessensspielräume beste­

hen, vermag daran nichts zu ändern. Zwar besteht nach wie vor 

kein Rechtsanspruch auf Einbürgerung, wohl aber ein An­

spruch auf ein grundrechtskonformes Verfahren. Der Entscheid 

darf damit weder willkürlich noch diskriminierend sein, er 

muss die Persönlichkeitsrechte der Betroffenen wahren, und er 

muss begründet werden. Eben diese Garantien können nicht 

eingehalten werden, wenn über eine Einbürgerung an der 

Urne entschieden wird. Eine willkürfreie Handhabung des 

Ermessens verlangt nach rationalen, verfassungsrechtlich halt­

baren Kriterien; bei Urnenabstimmungen beanspruchen die 

Stimmbürgerinnen und Stimmbürger aber einen Entscheid 

nach Belieben, ·wie sie es von jeder anderen Abstimmung her 

kennen. Auch Verstösse gegen das Diskriminierungsverbot 

sind nicht auszuschliessen. Vor allem aber kann die verfas­

sungsrechtliche Begründungspflicht nicht erfüllt werden, ist 

der Entscheid der Stimmbürger doch ein kommentarloses Ja 

oder eben Nein. Kurz: Bei Einbürgerungen an der Urne sind 

Grundrechtsverletzungen geradezu programmiert. Das Bundes­

gericht hat solche Verfahren deshalb zu Recht als verfassungs­

widrig bezeichnet. 



Grundrechte 

I 
oder Volkssouve; änität 

• 

Den bundesgerichtliehen Urteilen wird vorgeworfen, sie wür­

den das Demokratieprinzip verletzen. Demokratie bedeutet je­

doch nicht unbegrenzte Herrschaft der Mehrheit. Vielmehr fin­

det die direkte Demokratie ihre Grenze an der Verfassung und 

den dort verankerten - demokratisch legitimierten! -Grund­

rechten. Zum Schutz der elementarsten Rechte jedes Einzelnen 

gegen die Willkür der Mehrheit errichten die Grundrechte jene 

Schranken, die auch das Mehrheitsprinzip nicht überschreiten 

darf. Im Übrigen behält die direkte Demokratie bei Einbürge­

rungen nach wie vor ihre Bedeutung: Parlament und Volk 

bleiben zum Erlass der Einbürgerungsgesetze zuständig, und 

ebenso können die Mitglieder der (verfassungskonformen) 

Einbürgerungsbehörde durch das Volk gewählt werden. Rechts­

staatlichkeit und Demokratie sind demnach keine unversöhn­

lichen Gegensätze, sondern sich ergänzende Prinzipien ge­

rechter Staatlichkeit, die bei Einbürgerungen ihre je spezifische 

Geltung haben. 

• 

11 ressort clairement du systeme constitutionnel et legal actuel 

que la naturalisation a ete consideree jusqu' a maintenant com­

me un acte politique et, par suite, discretionnaire. La Constitu­

tion federale laisse les cantons libres d'octroyer ou non la na­

turalisation, se contentant de poser des exigences minimales. 

Celles-ci font l'objet d'un controle du Departement federal de 

justice et police, sans recours ni au Conseil federal ni au Tri­

bunal federal, la loi d' organisation judiciaire excluant expres­

serneut tout recours de droit administratif qans ce domaine. La 

decision de naturaliser, dans les communes comme dans les 

cantons, a toujours ete confiee a un organe politique, qui ne 

peut prendre que des decisions politiques, suivant des criteres 

politiques. 

Aujourd'hui, un recours de droit public; au Tribunal federal ne 

devrait pas etre possible: puisqu'il est irrecevable contre lade­

cision du departement federal, a plus forte raison l'est-il aussi 

contre les decisions cantanales et communales. Dans 1 'affaire 

• Etienne Grisel: La Constitution federale prevoit que . d'Emmen, le recours aurait donc du etre ecarte pour ce motif. 

les etrangers sont naturalises «par les cantons». En reservant Quanta la legislation future, les debats parlementaires sont en-
ainsi la decision aux autorites locales, la Confederation montre 

qu'elle n 'entend pas leur forcer la main ni les obliger a octroyer 

le droit de cite a quiconque; simplement, elle a posedes condi­

tions minimales, qui doivent etre reunies pour qu'un canton 

accorde la naturalisation. CeJle-ci ne peut etre prononcee par 

aucune autorite federale. Dans ces conditions, il est naturel que 

la Constitution et les lois cantanales definissent les organes 

competents pour statuer. Suivant une tradition seculaire, ces 

organes sont democratiques (Landsgemeinde, Parlement, 

Assembleegenerale des citoyens). 11 est vrai que, plus la pro­

cedure se deroule devant le peuple, et moins les garanties indi­

viduelles peuvent etre protegees. Voila pourquoi le referendum 

sur les naturalisations est une institution inopportune. Mais 

cela ne veut pas dire qu'elle est inconstitutionnelle. En presen­

ce d'un conflit virtuel entre les droits fondamentaux de la per­

sonne et les droits democratiques des citoyens, il faut bien 

faire un choix, et les constituants et les legislateurs ontjusqu'ici 

donne davantage de poids aux prerogatives de 1' organe de suf­

frage. C'est d'ailleurs a ce dernier seul qu'il appartient de fixer 

les limites de la democratie directe. 

core en cours. 11 s'agit bien entendu d'une discussion purement 

politique. A l'unanimite moins une voix, la Commission du 

Conseil des Etats a propose d' exclure explicitement le recours 

de droit public en matiere de naturalisation. Pour sa part, le Ple­

num a pris une decision un peu plus nuancee, en reservant le 

recours aux violations graves des principales garanties de pro­

cedure. 11 va de soi que le legislateur pourrait aussi ouvrir 

purement et simplement un recours au Tribunal federal, en 

reconnaissant un droit, au moins relatif, a la naturalisation. 

C'est a lui, et a lui seul, qu'appartient le pouvoir de trancher, 

non au Tribunal federal. 

Puisque le Tribunal federal n'a pas le pouvoir d'accorder les 

naturalisations ni de contraindre les cantons a les octroyer, les 

deux arrets du 9 juillet 2003 ont une portee faible. 11s pourraient 

meme aller a fin contraire, si certaines communes persistent a 

opposer un moratoire aux requetes de naturalisation. En re­

vanche, au regard des principes, les jugements du 9 juillet por­

tent une grave atteinte a la souverainete du peuple, auquel ils 

refusent la competence de fixer lui-meme les limites de lade-
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Une experte, un expert, 
deux opinions ... 

Regina Kiener, professeur a l'universite de 
Berne, estime que Je Tribunal federal a juge 
a juste titre que, dans /es decisions de natu­
ralisation, il s'agit d'actes concernant l'appli­
cation du droit. Autrement dit, qu'il s'agit 
de deci~ions devant etre motivees. II est clair 
qu'il n;existe toujours pas un droit a Ia natu­
ralisation, mais seulement un droit a voir 
appliquer des regles de procedure conformes 
au droit fondamental. Les droits fondamen­
taux de Ia Constitution federale concernent 
aussi Je peuple. Aux yeux de Regina Kiener 
/es arrets du Tribunal federal ne· constituent 
pas des violations du principe democratique, 
puisque Ia Constitution reflete precisement 
Ia volonte du peuple. La democratie ne signi­
fie pas Ia domination illimitee de Ia majorite, 
puisqu'elle s'arrete aux limites fixees par Ia 
Constitution et precisement dans /es droits 
fondamentaux. Ces droits fondamentaux 
creent une barriere permettant de proteger 
/es droits /es plus elementaires de tout indivi­
du et de Je proteger egalement de l'arbitraire 
de Ia majorite. Le principe de Ia majorite ne 
peut pas non plus depasser cette Iimite. 

Eine Expertin, ein Experte, 
zwei Meinungen 

Anderer Meinung ist Etienne Grisel, Professor 
an der Universität Lausanne. Die beiden Bun­
desgerichtsentscheide würden die Kantons­
souveränität, die direkte Demokratie und 
die Rollenteilu_ng zwischen Richtern und 
Gesetzgebern in Frage stellen. Aus dem Ver­
fassungssystem gehe klar hervor, dass Ein­
bürgerunge!J politische Akte seien. Politische 
Entscheide könnten und müssten nicht be­
gründet werden. Bei Einbürgerungsentschei­
den, die durch das Volk gefällt würden, 
könnten individuelle Grundrechtsgarantien 
deshalb nur bedingt gewährleistet werden. 
Deshalb seien Volksentscheide aber nicht ver­
fassungswidrig. Es sei die Aufgabe des Volkes, 
die Grenzen der direkten Demokratie zu be­
stimmen. Der Bundesgerichtsentscheid sei da­
her ein Verstoss gegen die Volkssouveränität. 

mocratie. Enfin, ils creent une insecurite juridique, en laissaut 
ouverte la question si la naturalisation peut encore etre decidee 

dans les assemblees generalesdes communes. En definitive, on 
peut sans doute considerer que la procedure actuelle de natu­
ralisation est insatisfaisante, voire anachronique. Mais seul le 
constituant federal serait habilite a conferer un droit a la natu­
ralisation. C 'est donc au peuple et aux cantons qu 'appartient la 
solution, et non pas aux juges. 
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Die Position der EKA 

In einer Medienmitteilung vom 10. Juli 2003 hat die Eidge­
nössische Ausländerkommission die Bundesgerichtsentscheide 

begrüsst. Diese würden einen Neuanfang ermöglichen. Das 
Bundesgericht habe sich mit seinem Entscheid nicht gegen die 
Demokratie ausgesprochen, sondern das delikate Verhältnis 

zwischen Demokratie und Grundrechten geklärt. Gemeinsam 

mit den Vorschlägen zu einem neuen Bürgerrechtsgesetz wür­
den die Urteile des Bundesgerichtes die Chance zur Verwirkli­

chung eines zeitgernässen Einbürgerungsrechts in unserem 
Land'bieten. 

La position de Ia CFE 

Dans son communique de presse date du 10 juillet 2003, la 

Commission federale des etrangers saluait les arrets du Tri~u­

nal federal en la matiere. Ils permettent sans aucun doute une 

nouvelle orientation. De 1 'avis de la CFE, le Tribunal federal 
ne s'est pas prononce contre la democratie, mais a elucide le 
rapport, fort tenu et delicat, entre democratie et droits fonda­

mentaux. La CFE estime que les arrets du Tribunal federal, 
conjointement aux propositions en vue d 'une nouvelle loi sur 

la nationalite, offrent a notre pays une chance de realiser un 
droit adapte a notre epoque en matiere de nationalite. 

Regina Kiener ist Professorin für Staats- und 
Verwaltungsrecht an der Universität Bern. 

Etienne Grisel est professeur de droit: consti­
tutionnel a I'Universite de Lausanne. 



• Zeichnung I Dessin Pfuschi. 



Alfred Dürig 

von Monika Hächler 

«Bei den Einbürge­
rungen. geht es um 

ensc 
u 

• um e1ne 
Der 55jährige Alfred Dürig ist Präsident der Bürgerrechts­

kommission der Gemeinde Littau im Kanton Luzern. Seit 1996 

ist er als Vertreter der CVP Mitglied der Kommission und seit 

gut drei Jahren präsidiert er diese. Er handle nach der Devise: 

«Bei den Einbürgerungen geht es um Menschen und nicht um 

. eine Ware.» Einfach aber sei seine Arbeit nicht, meint er, «vor 

allem ist sie sehr zeitaufwändig». Deshalb ist es Alfred Dürig 

wichtig, dass alle politischen Parteien im Einwohnerrat (Ge­

meindeparlament) das Vorgehen der Kommission unterstützen. 

Im Klartext heisst das für ihn, dass die Einwohnerräte so über 

die Gesuche entscheiden, wie dies die Kommission vorschlägt. 

Dieses Ziel sei heute mehrheitlich erreicht; nur noch in Aus­

nahmefällen werde ein von der Kommission zur Annahme 

empfohlenes Gesuch im Einwohnerrat abgelehnt. Wenn ihm im 

Einwohnerrat eine Mehrheit nicht vertraue, sagt der Kommis­

sionspräsident, wisse er manchmal nicht, wozu er diese Arbeit 

überhaupt mache. 

In der Gemeinde Littau werden Einbürgerungsgesuche von 

einer fünfköpfigen Bürgerrechtskommission vorbehandelt, be­

vor im Einwohnerrat darüber abgestimmt wird. Die Kommis­

sionsmitglieder holen bei der Gemeinde, bei der Polizei und 

beim Arbeitgeber Informationen über die Gesuchstellenden ein 

und besuchen diese zu Hause. Einen zeitlichen Rahmen für 

diese Besuche gibt es nicht. Alfred Dürig braucht dazu jeweils 

etwa eine halbe Stunde. Die Diskussion mit Menschen, mit 

denen er sonst nicht ins Gespräch käme, sei für ihn eine per­

sönliche Bereicherung und dabei habe er auch schon viel ge­

lernt. Um möglichst detaillierte Auskünfte zu erhalten, infor­

miert sich Dürig häufig auch beim Hauswart und in der 

Nachbarschaft der Gesuchstellenden, obwohl die Aussagen 

dieser Personen natürlich kritisch zu hinterfragen seien. Nach 

. Alfred Dürig est le «Faiseur de Suisses» 
de Littau, canton de Lucerne. En tant que president 
de la commission, il ne peut pas decider lui-meme 
des demandes. Il peut juste donner son avis pour 
ou contre. 

der Phase der Vorabklärungen haben die Gesuchstellenden vor 

der Bürgerrechtskommission zu erscheinen. Dort werden all­

fällige weitere Fragen geklärt. Auf Grund aller vorliegenden 

Informationen gibt die Kommission ihre Abstimmungsemp­

fehlung an den Einwohnerrat ab. 

«Wir haben ein sauberes Verfahren», meintAlfred Dürig. Aber 

eine Verbesserung kann er sich trotzdem vorstellen: «Das Tüpfchen 

auf dem 'i' wäre, wenn wir in einer erweiterten Kommission 

mit zehn bis zwölf Mitgliedern absehEessend über ein Gesuch 

entscheiden könnten. Dann würden die geheimen Abstimmun­

gen im Einwohnerrat wegfallen und man könnte richtig be­

gründen, weshalb man zu einer Einbürgerung 'nein' oder auch 

'ja' sagt.» Er selber sei sehr kritisch bei der Beurteilung der Ge­

suche und verlange dies auch von den anderen Kommissions­

mitgliedern: «Mir ist es wichtig, dass man der Kommission auf 

keinen Fall etwas vorwerfen kann. Wenn etwas gegen eine Ein­

bürgerung spricht, soll man nicht einbürgern. Aber wenn nichts 

dagegen spricht, sehe ich keinen Grund, weshalb jemand nicht 

eingebürgert werden soll.» Heikle Gesuche bearbeitet der Prä­

sident immer selber. Aber mehr als 90 Prozent der Gesuche 

seien problemlos. Trotzdem ist Alfred Dürig froh, wenn er 

dieses aufwändige Amt an einen hoffentlich motivierten Nach­

folger abgeben kann. 



Le parcours de Mohammed Mechkour (38 ans), etudiant en 

journalisme a l'Universite de Fribourg d'origine marocaine et 

fraichement naturalise est assez peu commun. Apres avoir quitte 

son pays d' origine par soif de decouvertes et un crochet par les 

Pays-Bas, Mohammed est tombe amoureux d 'une Suissesse, 

puis de la Suisse tout entiere. Rencontre. 

Tout commence au Maroc, dans la region de Fez. Apres une sca­

larite normale et de premieres etudes universitaires, Mohammed 

decide de partir pour l'Europe: «A l'epoque, je savais deja que 

j 'epouserais une occidentale, c 'etait un reve. Beaucoup de 

choses me revoltaient au Maroc, et j 'idealisais 1 'Europe, syno­

nyme de liberte.» Apres plusieurs essais, «car le systeme d'at­

tribution des visas etait anarchique», Mohammed peut enfin 

s 'ernbarquer pour la Hollande, ou de la famille peut 1' accueillir. 

ltine aire 
d'un et diant 

ourlin 
Au moment de 1 'expiration de son visa, Mohammed doit faire 

un choix: trauver une epouse hollandaise («La demiere des so­

lutions, jamais je n'aurais ete jusque-la!») ou recommencer des 

etudes. «J'avais etudie la litterature anglaise au Maroc, et j'ai 

pu suivre des cours de hollandais dans les ecoles publiques hol­

landaises gratuitement.» Apres quelques annees d'etudes finan­

cees par des jobs clandestins (Coiffeur OU livreur de joumaux), 

Mohammed a le «mal du plat»: «La Hollande me deprimait. 

Rien ne me rappelait les reliefs de mon pays avec ses montagnes 

et ses vallees. J'hesitais entre 1' Allemagne, 1 'Italie, la Suisse . . . » 

Heureusement dans le cas de Mohammed le hasard fit bien les 

choses. Le choix allait s'imposer a lui de la plus seduisante des 

fac;ons: en rencontrant celle qui allait devenir sa femme. 

Quelques mois apres leur rencontre, les deux tourtereaux deci­

dent de se marier. Ils demandent donc un visa suisse pour Mo­

hammed. «J'ai bien sfir du retourner au Maroc pour rechercher 

une paperasse monumentale, mais les choses sont allees tres 

vite pour moi. Il n'a fallu qu'un mois!» Arrive en Suisse, c'est le 

• Mohammed Mechkour stammt aus 
Marokko und studiert an der Universität Freiburg. 
Er hat sich zuerst in eine Schweizerin, dann in 
die Schweiz selber verliebt. Seit kurzem ist er 
selber Schweizer. 

Mohammed Mechkour 

de Bertrand Ta 

bonheur: «Une vraie therapie! L' accueil, le paysage ... Tout etait 

fidele a mes reves.» Apres avoir obtenu le permis de sejour, Mo­

hammed se retrouve confronte a deux problemes de taille: il ai­

merait reprendre des etudes, mais il ne peut pas suivre des cours 

d'allemand (il vit dans le canton de Beme), et son bagage uni­

versitaire marocain n 'a aucune valeuren Suisse. «Je dois avouer 

que beaucoupdes problemes que j'ai eus auraient pu etre evi­

tes, si j 'avais ete mieux informe. J' ai malheureusement consta­

te que la Suisse avait de gros problemes au niveau de la circu­

lation des informations pour les ·etrangers. Car contrairement a 

ce que l'on m'avait dit,je pouvais m'immatriculer a l'universi­

te et suivre des cours d'allemand gratuitement!» Ayant depuis 

beneficie de la naturalisation facilitee au mois d'octobre 2003, 

Mohammed peut a nouveau faire ce qui lui tient le plus a creur: 

voyager. Excepte que maintenant, il ne le fait plus seul. Fin heu­

reuse d'un parcours de vie atypique ... 

ue 
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ABC der Einbürgerung 

Secondas 
Roland Schärer 

I 
• 
I 

Sich in der Schwei:~ einbürgern zu las­
sen, ist kompliziert. Der Weg zum 
Schweizer Pass ist beschwerlich - aber 
nicht überall gleich beschwerlich. Einiges 
ist gar unverständlich. Mitglieder von 
IG Secondas haben für terra cognita 
solche Fragen zusammengestellt. Roland 
Schärer, Leiter der Sektion Bürgerrecht 
im Bundesamt für Zuwanderung, Inte­
gration und Auswanderung IMES, be­
antwortet sie. 

u 

Secondas: Während ich in meiner Wohngemeinde drei Jahre 

leben muss, bevor ich mich einbürgern lassen kann, sind in der 

Nachbargemeinde sechs Jahre nötig. Auch kostet das Verfah­

ren nicht in beiden Gemeinden gleich v,iel. Während in meiner 

Gemeinde jemand bei mir zu Hause vorbeikommt, werde ich in 

der Nachbargemeinde zu einem Gespräch eingeladen. Wieso 
gibt es von Gemeinde zu Gemeinde so unterschiedliche Re­
gelungen? 

Roland Schärer: Die Gemeinden sind bei der Erteilung ihres 

Bürgerrechts autonom. Sie können daher voneinander abwei­

chende Wohnsitzfristen, Gebühren oder Verfahren vorsehen. 

Diese Autonomie soll jedoch durch die hängige Bürgerrechts­

revision eingeschränkt werden. Danach könnten die Gemein­

den in Zukunft nicht mehr als drei Jahre Wohnsitz in der 

Gemeinde vorsehen und nur noch Gebühren, welche die Ver­

fahrenskosten decken, erheben können. 



Ich verstehe nicht, weshalb ich mich. in der Bürgergemeinde 

meines Wohnortes einbürgern lassen muss, wenn ich Schweizer 

Bürger werden möchte. 

Das Schweizer Bürgenecht ist dreistufig. Schweizer Bürgerin 

oder Bürger kann nur sein, wer zugleich Bürger eines Kantons 

und einer Gemeinde ist. Sind in einem Kanton die Bürgerge­

meinden für die Erteilung des Gemeindebürgenechts zustän­

dig, so ist der Erwerb des Bürgenechts der Bürgergemeinde für 

den Erwerb des Schweizer Bürgenechts erforderlich. 

Nach der traditionellen Auffassung entspricht die Einbürgerung 

auf Gemeindeebene einer politischen Wahl. Die Beteiligten 

müssten demnach bereit sein, alle für die Einbürgerung nötigen 

Informationen offen zu legen. Das Bundesgericht hat letztes 

Jahr jedoch entschieden, dass Einbürgerungen vielmehr Ver­

waltungsakte sind. Demnach muss das Grundrecht der Wah­

rung der Privatsphäre beachtet werden. In Zukunft werden die 

Gemeinden dieser bundesgerichtliehen Rechtsprechung nach­

kommen müssen. 

Vor zwei Jahren reichte ich mein Einbürgerungsgesuch bei der 

Oft hört man, dass Fussballspieler schneller eingebürgert wer- Bürgergemeinde ein. Seither ist das Gesuch hängig. Ich habe 

den, damit sie für die Schweizer Nationalmannschaft Tore nichts mehr gehört und mache mir Sorgen. Ist es normal, dass 

schiessen können. Stimmt das? man so lange keine Nachricht erhält? Wo kann ich mich über 

Auch Fussballspieler müssen die normalen Einbürgerungs­

voraussetzungen, insbesondere die Wohnsitzfristen, erfüllen. 

Bei Personen, die Aussicht haben, in der Nationalmannschaft 

zu spielen, wird jedoch vielfach das Verfahren beschleunigt, 

damit es nicht Jahre dauert. Dies trifft - wenigstens was das 

Verfahren auf Bundesebene anbelangt- aber auch für andere 

Personen zu, welche für ihre Berufsausübung auf das Schweizer 

Bürgenecht angewiesen sind (z.B. Polizisten oder Grenz­

wächter). 

Seit ich in meiner Wohngemeinde ein Einbürgerungsgesuch 

gestellthabe, werden über mich Erkundungen eingeholt. Mei­

ne Vorgesetzte, der Lehrer meiner Tochte1~ der Hauswart und 

mein Nachbar mussten über mich und über mein Verhalten 

Auskunft geben. Wozu dienen diese Nachforschungen? 

Nach dem Bürgenechtsgesetz kann nur eingebürgert werden, 

wer u.a. in die schweizerischen Verhältnisse eingegliedert ist, 

mit den schweizerischen Lebensgewohnheiten, Sitten und Ge­

bräuchen vertraut ist und die schweizerische Rechtsordnung 

beachtet. Die Abklärungen dienen der Überprüfung, ob diese 

Voraussetzungen erfüllt sind. 

Mit dem Einbürgerungsgesuch musste ich zahlreiche Unter­

lagen (Auszug aus dem Straf-, Steuer- und dem Betreibungs­

und Konkursregister, Wohnsitzbestätigungen , Erklärung be­

treffend laufende Strafverfahren, Geburtsschein, 'Aufstellung 

der Wohnorte, Schulorte und Arbeitsstellen etc.) einreichen. 

Auch im Bericht, den die Polizei angefertigt hat, sind zahl­

reiche Informationen zu meiner Person enthalten. Vor der 

Gemeindeversammlung können die Stimmbürgerinnen und 

Stimmbürger alle Unterlagen einsehen. Wieso muss ich wie 

eine öffentliche Person auftreten? Es geht doch hier um eine 

Einbürgerung und nicht um eine Wahl! 

den Stand der Dinge erkundigen? 

Es ist nicht normal, dass ein Gesuch zwei Jahre bei einer Ge­

meinde hängig ist, ohne dass der Gesuchsteller über den Stand 

des Verfahrens informiert wird. Sie sollten sich bei der Ge­

meinde erkundigen. 

Da beim Gespr(ich mit der Einbürgerungskommission nicht 

nur die Sprachkenntnisse, sondern auch die Staatskundekennt­

nisse geprüft werden, beschäftige ich mich seit geraumer Zeit 

mit der Geschichte der Schweiz. Nun merke ich, dass meine 

Schweizer Kolleginnen und Kollegen die Fragen, die ich ihnen 

stelle, nicht beantworten können. Sagt es etwas dar~ber aus, 

ob ich mich für die Einbürgerung eigne, wenn ich über ein 

breites staatskundliches Wissen verfüge? 

In vielen Gemeinden sind staatsbürgerliche Kenntnisse eine 

Voraussetzung für die Einbürgerung, da das mit dem Bürger­

recht verbundene Stimm- und Wahlrecht nur beim Vorhanden­

sein von grundlegenden staatsbürgerlichen Kenntnissen kom­

petent ausgeübt werden kann. Die von den Gemeinden für die 

Einbürgerung verlangten staatsbürgerlichen Kenntnisse sollten 

jedoch nicht über diejenigen eines Durchschnittschweizers 

hinausgehen. Die Gemeinden sind· aber frei, den Grad der von 

ihnen verlangten Kenntnisse zu bestimmen. 

Ich lebe seit 25 Jahren in der Schweiz, habe in dieser Zeit im­

mer gearbeitet und meine Steuern pünktlich bezahlt. Auch nach 

meiner Pensionierung möchte ich hier bleiben und habe darum 

ein Einbürgerungsgesuch gestellt. Nachdem mir die Gemeinde 

das kommunale Bürgerrecht erteilt hatte, erhielt ich eine Rech­

nung von 10000 Franken. Die Einbürgerung auf Kantons­

ebene wird vermutlich auch einige tausend Franken kosten. Ich 

frage mich, wieso ich für die Einbürgerung einen so hohen 

Betrag bezahlen muss. Wozu werden diese Taxen ve1wendet? 
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Les questions-reponses en fran~ais sont 
accessibles sur Je site www.eka-cfe.ch sous 
Ia ru.brique ccthemes)). 

Le domande-risposte in italiano sono acces­
sibili sul sito www.eka-cfe.ch sotto Ia rubrica 
cctembJ. 

Ich bin libanesischer Staatsbürger und lebe seit meiner Kind­

heit in der Schweiz. Seit sieben Jahren wohne und arbeite ich 

nun in der Stadt Zürich. Vor einem Jahr konnte ich das Gesuch 

um Einbürgerung stellen. Nun hat mir mein Arbeitgeber ange­

boten, während ~drei Jahren bei einer Tochtergesellschaft in 

London zu arbeiten. Bedeutet dies, dass ich deshalb hier in der 

Die Einbürgerungsgebühren sind historisch damit zu erklären, Schweiz nicht eingebürgert werden kann? Darf ich als Auslän­

dass die Gemeinden früher für die Unterstützung ihrer Ge- der nach drei Jahren wieder in die Schweiz zurückkehren? 

meindebürger unabhängig von deren Wohnort aufkommen 

mussten. Die Gebühren flossen in die Unterstützungsfonds. 

Heute ist die Wohngemeinde zur Unterstützung verpflichtet, 

somit sind hohe Einbürgerungsgebühren nicht mehr gerecht­

fertigt. Zum Teil fliessen die Einbürgerungsgebühren immer 

noch in Unterstützungsfonds, zum Teil aber in den allgemeinen 

Haushalt der Gemeinden und Kantone. Die zurzeit hängige 

Revision des Bürgenechts sieht ausdrücklich nur noch kosten­

deckende Gebühren vor. 

Mein Einbürgerungsgesuch stellte ich, weil es umständlich ist, 

jedes Mal ein Transitvisum zu beantragen, wenn ich meine Ver­

wandten besuchen will. Man weiss ja nie, plötzlich wird meine 

Mutter krank oder mein Vater stirbt und dann muss man noch 

so viel Papierkram erledigen, bevor man nach Hause fahren 

darf Darf ich dies als Grund nennen, wenn ich vor der Ein-

Wohnsitz in der Schweiz ist eine Voraussetzung für die Ein­

bürgerung. Das Einbürgerungsverfahren kann erst nach der 

Rückkehr in die Schweiz weitergeführt werden. Nach gelten­

dem Recht kann bei der Abreise ins Ausland die Nieder­

lassungsbewilligungwährend zwei Jahren, nach der vorgese­

henen Revision des Ausländergesetzes während drei Jahren, 

aufrechterhalten werden. 

Vor 25 Jahren hatte ich einen schweren Arbeitsunfall. Heute 

kann ich nur noch leichte Arbeiten verrichten. Um den Lebens­

unterhalt der Familie zu sichern, arbeitet meine Frau. Ich selber 

beziehe eine IV-Rente. Da es uns hier gut gefällt, möchten wir 

gerne Schweizer werden. Glauben Sie, dass wirtrotz meiner 

Behinderung Chancen haben, eingebürgert zu werden? 

bürgerungskommissionmeine Motive zur Einbürgerung nen- Der Bezug einer IV-Rente sollte kein Hindernis für die Bin­

nen muss oder soll ich besser etwas anderes sagen? bürgerung darstellen. Es ist Ihnen aber anzuraten, sich bei der 

Einbürgerungsgemeinde über die entsprechende Praxis zu er-

Die Gemeinden gehen normalerweise davon aus, dass jemand kundigen. 

aufgrund seiner Verbundenheit mit der Schweiz und nicht aus 

rein utilitaristischen Motiven ein Einbürgerungsgesuch stellt. 

Eine Begründung der Einbürgerung aus reinen Nützlichkeits- Vor einiger Zeit reichte ich mein Einbürgerungsgesuch bei der 

erwägungenkann daher kontraproduktiv sein. Gemeinde ein. Nach einigen Monaten erhielt ich die Bewilli-

Meine Frau und ich haben vor einem Jahr ein Einbürgerungs­

gesuch gestellt. Im vergangenen Februar ist mein Vater in der 

Türkei schwer erkrankt. Um die teure Behandlung bezahlen zu 

können, nahmen wir einen Kleinkredit auf Seither zahlen wir 

jeden Monat einen Teil des Betrages zurück. Können Sie uns 

sagen, ob sich die Schulden negativ auf unser Einbürgerungs-

gesuchauswirken werden? 

Je nach Gemeinden können sich solche Schulden in der Tat 

negativ auf das Einbürgerungsgesuch auswirken. Es gibt aber 

auch Gemeinden, in welchen die erwähnten Schulden kein 

Hindernis für die Einbürgerung darstellen. 

Roland Schärer leitet die Sektion Bürgerrecht 
im IMESr dem Bundesamt für Zuwanderung, 
Integration und Auswanderung und ist-Ex­
perte in Bürgerrechtsfragen. 

gung des Bundes. Einige Zeit später wurde mir das Kantons­

bürgerrecht verliehen. Ich bezahlte die Einbürgerungsgebühr 

und reichte bei der Gemeinde ein weiteres Gesuch ein. Dieses 

Gesuch wurde leider abgelehnt. Ich verstehe nicht, warum ich 

nicht eingebürgert werde, wenn ich alle Voraussetzungen er­

fülle und auch die Einbürgerungsgebühren pünktlich bezahlt 

habe. 

Wir gehen davon aus, dass Sie in einem Kanton wohnen, in 

welchem nach derErteilungder Bewilligung des Bundes eine 

weitere Bewilligung der kantonalen Verwaltung .erforderlich 

ist, bevor die Einbürgerung in der Gemeinde und schliesslich 

im Kanton erfolgen kann. Hier ist es aufgrund der Autonomie 

der Gemeinde möglich, dasstrotzdes Vorliegenseiner Bewil­

ligung des Bundes und des Kantons sowie der Bezahlung der 

Einbürgerungsgebühr die für die Erteilung des Gemeindebür­

genechts zuständige Behörde die Einbürgerung ablehnt. Nach 

der bundesgerichtliehen Rechtsprechung besteht in diesem Fall 

jedoch ein Beschwerderecht wegen Verletzung des verfas­

sungsmässigen Diskriminierungsverbotes. 



• Die mangelnde Heiratsbereitschaft junger 
Schweizerinnen war Ende der vierziger Jahre ein 
Thema der öffentlichen Diskussion. Glücklicher­
weise konnten da «ehefreudigere Ausländerinnen» 
vermittelt werden (offensichtlich gegen gutes Geld). 
Zeichnung W. Büchi 1949, im Nebelspalte1: 

• A lafin des annees quarante, le manque 
de jeunes Suissesses pretes au mariage erait 
Uf!. theme d' actualite. Heureusement que l' on 
pouvait compter sur des «etrangeres ouvertes a 
la demande» (manifestement contre une certaine 
somme d' argent) . 
Dessin W Büchi 1949, dans le «Nebelspalter». 



• Eine Bürger-Gemeindeversammlung in 
Geroldswil. Geroldswil (damals 43 Bürger) nahm 
1920 61 Juden aus der Stadt Zürich auf, die dort 
wegen besonders hoher Hürdenfür «Ostjuden» 
keine Chance auf Einbürgerung hatten. 
Zeichnung F. Boscovits 1920, im Nebelspalter . 

• Uneassemblee bourgeoisiale a Geroldswil. 
Geroldswil (autrefois 43 bourgeois) acceptait en 
1920 61 juifs de la ville de Zurich, qui n' avaient 
la-bas aucune chance de naturalisation a cause 
de leur appartenance juive. 
Dessin F Boscovits 1920, dans le «Nebelspalter». 



Ein «Einbürgerungs-Markt» in Emmen . 
Die Urnenabstimmungen mit ausführlichen 
«Steckbriefen» über Einbürgerungskandidatinnen 
und-kandidatenwurden in den letzten Jahren 
häufig öffentlich diskutiert und karikiert. 
Zeichnung Chappatte 2000, in der Weltwoche 

Le «marche aux natu.ralisations>) a Emmen. 
Les votations aux urnes avec !' «·avis de recherche» 
dument rempli sur les candidats a la naturalisation 
ont amene de nombreuses discussions ces dernieres 
annees .. . et de nombreux dessins . 
Dessin Chappatte 2000, dans la «Weltwoche >) 



International 

Adrian Gerber 

Jeder Mensch hat das unantastbare 
Recht auf eine Staatsangehörigkeit. Ist 
diese Zuordnung von Personen zu Na­
tionalstaaten aber noch zeitgemäss? 
Immer mehr Menschen besitzen mehr 
als eine Staatsbürgerschaft. Der Beitrag 
zeichnet die entsprechenden Entwick­
lungen im europäischen Raum nach. 

Mit dem Staatsbürgerrecht sind üblicherweise die Verfügung 

Das Recht auf Staatsangehörigkeit ist 
ein Menschenrecht 

Auf der globalen Ebene des Völkerrechts gilt der von der UNO 

in ihrer Erklärung der Menschenrechte von 1948 festgelegte 

Artikel 15: «Jeder hat das Recht auf eine Staatsangehörigkeit, 

niemandem darf seine Staatsangehörigkeit willkürlich entzo­

gen noch das Recht versagt werden, seine Staatsangehörigkeit 

zu wechseln.» Basierend auf diesem Grundsatz wurde das Völ­

kerrecht im Hinblick auf die Vermeidung der Staatenlosigkeit 

fortentwickelt, was insbesondere der klaren Zuordnung der 

Personen zu Nationalstaaten sowie der Gewährleistung der 

Grundfreiheit des Individuums, die Staatsangehörigkeit unter 

bestimmten Bedingungen wechseln zu können, Vorschub ge­

leistet hat. Auch wenn in einzelnen Bereichen der vier mit dem 

Staatsbürgerrecht verbundenen Rechtsbereiche eine globale 

Vereinheitlichung angestrebt wird - zu nennen ist beispiels­

weise die kürzlich in Kraft getretene Wanderarbeiterkonven­

tion der UNO ( 45/158) -, liess das internationale Völkerrecht 

die politischen Rechte weitgehend an die Staatsbürgerschaft 

geknüpft. 

über vier Rechte verbunden: Die EU wird in der Migrationspolitik aktiv 

• das Recht auf Einreise und Aufenthalt; Auch auf der regionalen europäischen Ebene ist die Bürger­

rechtspolitik im speziellen - aber auch die Migrationspolitik 

• das Recht auf Berufs- und Erwerbsfreiheit; generell - als eine Sache der einzelnen Mitgliedsstaaten be-

trachtet worden. Das Aufenthaltsrecht, welches sich aus der 

• das Sozialhilferecht auf eine menschenwürdige Existenz; Berufstätigkeit der Arbeitsmigrantinnen und Arbeitsmigranten 

ergab, wurde in der Europäischen Gemeinschaft seit den sech­

• sowie das allgemein als Kern des Staatsbürgerrechts ziger Jahren entwickelt und ab 1990 vom Kriterium der Er­

erachtete Mitbestimmungsrecht auf allen Ebenen des politi- werbstätigkeit gelöst. Politische Rechte wurden in der EU erst­

sehen Gemeinwesens. mals mit dem Wahlrecht auf Gemeindeebene seit 1991 

vereinheitlicht - es wird heute von rund einem Drittel der in 

Mit der steigenden Akzeptanz der Grundrechte, welche auf 

Stufe Völkerrecht oder europäischem Recht fortentwickelt 

werden, geht jedoch eine Entkoppelung der Rechte von. der 

Zugehörigkeit zu einem Nationalstaat einher. An die Stelle des 

Staatsbürgerschaftsprinzips tritt damit zunehmend das Wohn­

sitzprinzip. Wo lassen sich im internationalen Recht Belege für 

diesen Trend finden? 

einem anderen EU-Staat lebenden Bürgerinnen und Bürger 

wahrgenommen. Mit Art. 17 des EG-Vertrags von Maastricht 

wurden diese Rechte 1992 schliesslich ·als Bestandteile des 

Unionsbürgerrechts festgeschrieben, das weiter auch die Teil~ 

nahme an der Wahl des europäischen Parlaments, Schutz vor 

Diskriminierung, Zugang zu den europäischen Organen, di­

plomatischen Schutz durch Vertretungen anderer Mitglied­

staaten sowie die Teilnahme am Zivildienst der Gemeinschaft 

umfasst. Dieses Unionsbürgerrecht ist aber insofern als «natio­

nalstaatlich» zu bezeichnen, als dass es sich indirekt aus dem 

Staatsbürgerrecht eines Mitgliedsta-ates ableitet. 



• 

d a 

Von den 5 Prozent der EU-Bevölkerung, welche nicht die 

Staatsangehörigkeit ihres Wohnsitzstaates besitzt, stammen an­

nähernd drei Viertel nicht aus anderen EU-Staaten, sondern aus 

so genannten Drittstaaten. Die Rechte dieser Personen werden 

durch ein Geflecht von Abkommen geregelt, welches sich je 

nach Land und Situation einer Person sehr unterschiedlich ge­

staltet. Mit den EFTA-Staaten, mit der Schweiz sowie mit wei­

teren privilegierten Staaten, insbesondere der Türkei, den 

Maghrebstaaten sowie zentral- und osteuropäischen Staaten 

haben die EU-Staaten besondere Abkommen getroffen. 

1999 hat der Ministerrat in Tampere beschlossen, das Thema 

Migrationspolitik auf die gemeinsame Agenda zu setzen. Die 

Grundrechtscharta von 2000 hält eine Gleichbehandlung der 

Drittstaatsangehörigen bezüglich Erwerbsfreiheit und Freizü­

gigkeit fest. Die Kommission will weitergehen und hat im No­

vember 2000 die Einführung einer von der nationalen Staats­

bürgerschaft unabhängigen, direkt an den Wohnsitz in der EU 

geknüpften «zivilen Staatsbürgerschaft» in die Diskussion ge­

bracht. Auch der Wirtschafts- und Sozialausschuss, das zivil­

gesellschaftliche Konsultativorgan der EU-Kommission, hat 

weitere Vereinheitlichungsschritte - harmonisiertes Einbürg~­

rungsverfahren, kommunales Wahlrecht .:__ vorgeschlagen. Der 

Ministerrat ist diesen Vorschlägen nicht gefolgt. In einer im 

Juni 2003 verabschiedeten Richtlinie hat er aber vereinbart, 

dass nach fünf Jahren Aufenthalt eine Angleichung der Rechte 

Drittstaatsangehöriger an diejenigen der EU-Bürger sowi~ der 

Familiennachzug gewährleistet werden solle. 

Auch im Rahmen der geplanten europäischen Verfassung ist 

die Gelegenheit zur Weiterentwicklung eines gemeinsamen 

Bürgerrechts nicht genutzt worden. Gernäss Konventionsent­

wurf soll das Unionsbürgerrecht wie bisher aus dem nationa­

len Staatsbürgerrecht abgeleitet werden. Indes soll durch Rah­

mengesetze eine gemeinsame EU-Migrationspolitik entwickelt 

werden, durch welche die Rechte der Drittstaatsangehörigen 

bestimmt werden. Somit wird weiterhin der pragmatische Weg 

der Vereinheitlichung des Rechts unter den Nationalstaaten 

eingeschlagen und nicht auf eine Anhindung der Staatsange­

hörigkeit an das Unionsbürgerrecht hin gearbeitet. 

• 
>> 
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Die Europäische Staatsangehörigkeits­
konvention vom März 2000 

Als sich nach 1990 zahlreiche Fragen im Bereich der Staats-~ 
zugehörigkeitund der Nachfolgeregelung der ehemaligen Ost­

block-Staaten stellten, begann der Europarat eine Regelung~ 
und Vereinheitlichung des Staatsbürgerrechtes in Buropa voran­

zutreiben. Resultat dieser Bemühungen ist die Europäische Kon­

vention über die Staatsangehörigkeit, welche am 1. März 2000 

in Kraft getreten ist. Bis heute haben diese Konvention 25 Staaten, 

darunter alle unsere Nachbarstaaten, aber nicht die Schweiz, 

unterzeichnet. Die Konvention gibt den Signatarstaaten Rahmen­

bedingungen zur Regelung der erleichterten Einbürgerung, der 

Wohnsitzfrist, des Verfahrens und der Gebühren, des Prinzips 

der Nicht-Diskriminierung sowie des Beschwerderechts vor. 

Die Konvention baut auf früheren Konventionen und Empfeh-

lungen der Europaratsgremien auf, geht aber bezüglich der Frage 

der Multinationalität entscheidend über diese hinaus. 

Ziel ist nicht mehr die Vermeidung, sondern die Gewährleistung 

der mehrfachen Staatsbürgerschaft Die Konvention bringt da­

mit die zunehmende Akzeptanz gegenüber einer «transnationa­

len», mehrere Staaten umfassenden (Rechts-)Identität zum Aus­

druck, welche durch die gewac~sene innereuropäische Mobilität 

und Migration und die Dringlichkeit der Integration sowie der 

Gleichberechtigung der Geschlechter genährt worden ist. Damit 

stellt sie einen entscheidenden Schritt in Richtung «Supranatio­

nalisierung» des Staatsbürgerrechtes dar. 

Weiterführende Links: www.eka-cfe.ch 
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International 

Adrian Gerber 
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Tout homme a un droit intangible a· 
une nationalite. Mais ce classement de 
personnes a des Etats nationaux est-i'l 
vraiment encore d'actualite? De fait, de 
plus en plus d'individus possedent plus 
d'une nationalite. Cet article montre les 
tendances qui se dessinent au sein de 
l'espace europeen. 

La citoyennete d'un Etat pennet nmmalement de disposerde 

quatre droits fondamentaux, a savoir le' droit d'entrer au pays 

et d'y sejourner, le droit d'exercer une profession et la liberte 

d'exercer une activite lucrative, le droit a l'aide sociale per­

mettant de vivre dans la dignite humaine, ainsi que 1 'exercice 

des droits politiques qui, dans la legislation sur la nationalite 

est considere comme le droit d' avoir voix au chapitre dans tous 

les domaines de la communaute politique. L' acceptation accrue 

des droits fondamentaux qui continuent a se developper a 
1 'echelon du droit international public ou du droit europeen en­

gendre toutefois une tendance a se detacher des droits lies a 
1 'appartenance a un Etat national. C 'est dire qu 'en lieu et pla­

ce du principe de citoyennete, ~ 'est le principe du domicile le­

gal qui gagne toujours plus de terrain. Ou trouve-t-on, en droit 

international, des preuves confirmant cette tendance? 

n 
alite 

I 

Le droit a Ia citoyennete est un droit 
de l'homme 

A 1 'echelon global du droit international public, fait foi 1' article 

15 de la Declaration universelle des droits de 1 'homme, adop­

tee par 1 'Assemblee generale des Nations Uni es en 1948. Cet 

article 15 stipule: «Tout individu a droit a une nationalite. Per­

sonne n'a le droit de le priver de sa citoyennete ni de lui inter­

dire de changer de nationalite.». Se fondant sur ce principe, le 

droit international public a surtout ete developpe en vue d'evi­

ter toute apatridie. Or, c 'est surtout 1 'attribution claire et nette 

de la personne a des Etats nationaux, ainsi que la garantie de la 

liberte fondamentale de l'individu qui lui ont permis de chan­

ger de nationalite sous certaines conditions. Meme si 1' on 

eherehe a uniformiser globalerneut dans certains domaines les 

quatre ressorts de droit avec celui sur la nationalite - citons ici, 

par exemple, la convention des travailleurs itinerants de 1 'ONU 

(45/158) -le droit international public a laisse subsister dans 

une ample mesure les droits politiques dans le droit de la 

citoyennete. 

L'Union europeenne devient active dans 
Ia politique de migration 

Sur le plan regional europeen, la politique du droit de cite en 

particulier, mais aussi la politique en matiere de migration, ont 

ete considerees comme etant une affaire relevant des differents 

Etats membres. Au sein de la Communaute europeenne, le droit 

de sejour, qui decoulait de l'exercice d'une activite profes­

sionnelle des travailleurs immigres, a ete developpe depuis les 

annees soixante et a ete detache des 1990 du critere de 1' acti­

vite lucrative. Dans l'Union europeenne, les droits politiques 

ont ete uniformises· pour la premiere fois depuis 1991 avec le 

droit devote sur le plan communal. Ce dernier est aujourd'hui 

exerce pour un tierspardes Citoyens residant dans un autre Etat 
de l'Union europeenne. Gräce aux dispositions de l'article 17 

du Traite CE de Maastricht, ces droits ont finalerneut ete codi­

fies en 1992 comme faisant partie integrante de la citoyennete 

de l'Union europeenne, qui comprend aussi la participation a 
1 'election du Parlement europeen, la protection face a la dis-



crimination, l 'acces aux organismes europeens, la protection 

diplomatique pardes representants d'autres Etats membres de 

l'UE, ainsi que la participation au service civil de la Commu­

naute. Cependant, ce droit a la citoyennete de l'Union doit etre 

qualifie comme un droit «national», puisqu'il decoule indirec­

tement du droit de citoyennete d'un Etat membre de l'Union 

europeenne. 

Sur les 5% de la population de l'UE qui ne possede pas la na­

tionalite de l'Etat dans lequel elle a elu domicile, pres de trois 

quarts ne sont pas originaires des autres Etats membres de 

l'Union europeenne, mais de nations dites Etats tiers. Or, les 

droits de ces personnes sorit regis par toute une ramification de 

Conventions qui se presente de maniere fort diverse suivant le 

pays de provenance de la personne concernee et sa situation. 

Les Etats membres de l'Union europeenne ont conclu des 

conventions speciales avec les Etats membres de 1 'AELE, avec 

la Suisse aiqsi qu'avec d'autres Etats privilegies, en particulier 

la Turquie, les Etats du Maghreb ainsi que des Etats d'Europe 

centrale et d 'Europe de 1 'Est. 

En 1999, a Tampere, le Conseil des ministres a decide d' ins­

crire le theme de la politique de migration a 1 'agenda commun. 

La Charte des droits fondamentaux de 1' an 2000 reste attachee 

a l'egalite de traitement des ressortissants des Etatstiersau su­

jet de la liberte d'exercer une activite lucrative et de la libre cir­

cu1ation. Sa commission souhaite aller plus loin et a evoque la 

possibilite, au mois de novembre 2000, de l'introduction d'une 

«citoyennete civile», liee directement au domicile au sein de 

1 'UE, mai_s independante de la citoyennete nationale. La Sous­

commission des affaires economiques et sociales, organe 

consultatif de la Commission de 1 'UE en la matiere, a, elle aus­

si, propose d'autres mesures d'uniformisation, notammentune 

procedure de naturalisation uniformisee et un droit de vote 

communal. Le Conseil des ministres n'a pas suivi ces proposi­

tions. Toutefois, dans une directive edictee au mois de juin 

2003, il a admis qu' au bout de cinq annees de sejour, on devrait 

pouvoir garantir aux ressortissants d 'Etats tiers une mise sur 

pied d'egalite de leurs droits avec ceux des ressortissants des 

Etats membres de l'Union europeenne et un droit au regroupe­

ment familial. En envisageant une Constitution europeenne, on 

n'a pas non plus saisi l'opportunite de faire evoluer un droit 

commun a la citoyennete. Aux termes du projet de la conven­

tion, le droit de citoyennete de l'Union doit decouler, comme 

c'est le cas aujourd'hui, du droit de cite national. Cependant, il 

est prevu de developper une politique migratoire commune au 

sein de l'UE par le biais de lois cadres, politique en vertu de la­

quelle les droits des ressortissants des Etats tiers seront deter-

min6s. J usqu' a ce jour, on continue donc de suivre Ia voie prag· w 
matique de l'uniformisation du droit parmiJes Etats nationaux, 

au lieu de detacher la nationalite de ces droits nationaux pour 

la lier dorenavant au droit de citoyennete de l 'Union euro-

peenne. 

La Convention europeenne sur 
Ia nationalite de mars 2000 

Lorsque, apres 1990, d'innombrables questions se poserent en 

matiere de nationalite et de reglementations de succession des 

anciens Etats du bloc de l'Est, le Conseil de l'Europe com­

men9a a activer une reglementation et une uniformisation du 

droit de cite en Europe. La Convention europeenne sur la na­

tionalite, entree en vigueur le 1 er mars 2000 constitue le resul­

tat de ces efforts. Acejour 25 Etats, dont tous nos voisins, ont 

signe cette convention, mais la Suisse, elle, ne l'a pas signee. 

Cette convention donne des conditions cadres aux Etats signa­

taires en vue de regler la naturalisation facilitee, le delai du 

domicile legal, la procedure et les emoluments, ainsi que des 

consignes sur le principe, de la non-discrimination et du droit 

de recours. Cette convention se fonde sur des conventions an­

terieures et sur les recommandations des cenacles du Conseil 

de l'Europe, mais en ce qui concerne la question de la multi­

nationalite, elle va bien plus loin que les anciennes conven­

tions. En effet, son but avoue n'est plus d'eviter les nationali­

tes multiples, mais au contraire de les accorder. Ainsi, cette 

convention se traduit par une acceptation accrue de l'identite 

Uuridique) dite transnationale incluant precisement plusieurs 

Etats. De fait, cette nouvelle tendance a ete nourrie par un ac­

croissement de la mobilite et de la migration intereuropeenne, 

par l'urgence de l'integration des migrants ainsi que par la ne­

cessite d'une egalite de traitement entres hommes et femmes. 

Cela dit, on a ainsi fait un pas decisif en direction de la «su­

pranationalisation» du droit de cite. 

liens: www.eka-cfe.ch 

terra cogn ita 4/2004 " 
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• Dessin Herrmann 1994, dans le Courrier . 

.• «Tod den Ausländern!» - «Ausgenommen 
meine Mutter» 
Zeichnung Herrmann 1994, im Courrier. 
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• Dessin Chappatte, dans «Le Temps» . 

• «Mehr f remden Verstand braucht das 
Land!» - « ... um denfehlenden schweizerischen zu 
kompensieren» - 40 Prozent der Schweizer sagten 
JA zur Ausländer-Quote . 
Zeichnung Chappatte, in «Le Temps». 



lnfothek: Für Sie gelesen 
lnfotheque: Lu pour vous 
lnfoteca: Letto per voi · 

Die Infothek enthält in einem ersten Teil 

Hinweise auf Bücher und Materialien zum 

Thema Einbürgerung und Bürgerrecht. 

Die Auswahl konzentriert sich dabei auf 

neuere Publikationen. Im zweiten Teil dieser 

Rubrik werden Neuerscheinungen rund um 

Themen zu Migration und Integration vor­

gestellt. 

L' infotheque contient, dans une premiere 

partie, des references bibliographiques et 

des materiaux au sujet de la naturalisation 

- et du droit de la nationalite. Notre selection 

d 'ouvrages se concentre sur des parutions 

recentes. La rubrique «Vient de paraitre», 

rend nos lecteurs attentifs aux nouvelles 

parutions consacrees au theme de la migration 

et de l'integration. 

L'Infoteca contiene, in una prima pmte, 

indicazioni concementi libri e documenti 

sul tema della naturalizzazione e del diritto 

in materia di nazionalita. La scelta porta essen­

zialmente su pubblicazioni recenti. La rubrica 

«Nuove pubblicazioni» illustra pubblicazioni 

interessanti relative ai temi della migrazione 

e dell'integrazione. 

Bücher und Materialien 
Ouvrages de reference 
Libri e documenti 

Thema Bürgerrecht 

Theme Droit 
sur Ia nationalite 

Tema Diritto 
in materia di cittadinanza 

Paradoxien im Bürgerrecht. 
Sozialwissenschaftliche Studien zur 
Einbürgerungspraxis in Schweizer 

Gemeinden. 
Faseale Steinerund 

Hans-RudolfWicker (Hg.) 

Im Gegensatz zu Einbürgerungsverfahren 

in anderen Staaten müssen Einbürge­

rungswillige in der Schweiz ein drei­

stufiges Verfahren durchlaufen, um die 

Schweizer Staatsbürgerschaft zu erlan­

gen. Die entscheidenden «Urteile» wer­

den dabei auf der Ebene der Gemeinden 

gefällt. Der Sammelband mit Beiträgen 

aus verschiedenen sozialwissenschaft­

liehen Perspektiven präsentiert die Resul­

tate eines Nationalfonds-Projekts, welches 

den zahlreichen Facetten von Einbürge­

rungspraxen nachgeht und die Interessen 

de~ Beteiligten ausleuchtet. 

Von besonderem Wert sind die Studien, 

weil sie erstmals eine Systematik in die 

häufig auf diffusen Annahmen beruhen­

den Debatten an die Öffentlichkeit brin­

gen. Obwohl zur schweizerischen Ein­

bürgerungspraxisbereits Untersuchungen 

vorliegen, ist der Zugang, die Verfahrens­

praxen in den Gemeinden mit einer qua­

litativen Fragestellung in den Fokus zu 

nehmen, ein höchst verdienstvolles Unter­

fangen. Dies ermöglicht es, den verschie­

denen Logiken und deren ausführenden 

Akteuren, die 'für eine bestehende Praxis 

stehen, Rechnung zu tragen. Die Analyse 

bietet somit einen wichtigen Beitrag nicht 

nur zum Thema Einbürgerung, ~ondem 

auch zum Staatswesen Schweiz. 

Zürich: Seismo 2004. 

ISBN: 3-03777-026-0, CHF 29.-

Staatsbürgerschaft und soziale 

Schliessung. 
Eine rechtsethnologische Sicht auf die 
Einbürgerungspraxis der Stadt Basel. 

Christin Achermann und Stefanie Gass 

Die Staatsbürgerschaft verleiht umfassen­

de Rechte und definiert sowohl Zugehö­

rigkeit als auch Ausschluss. Nicht zuletzt 

durch staatsbürgerliche Rechte und Iden­

titäten wird in modernen Staaten der ge- · 

seilschaftliehe Zusammenhalt gewahrt. 

Das Einbürgerungsverfahren stellt jenes 

Instrument dar, mittels dem entschieden 

wird, ob eine Person vom Status des Aus­

geschlossenen zum Status des Zugehöri­

gen wechselt oder nicht. 

In der Studie wird exemplarisch die Ein­

bürgerungspraxis der Stadt Basel unter­

sucht. Gesetzliche Grundlagen und insti­

tutionelle Regelwerke werden offen gelegt 

und den Motiven von Kandidatinnen und 

Kandidaten, welche die schweizerische 

Staatsbürgerschaft zu erwerben geden­

ken, wird nachgegangen. Anhand der Ana­

lyse der Einbürgerungsstatistik sowie von 

. Dossiers wird zudem der Wandel aufge­

zeigt, der sich bezüglich der Einbürge­

rungsklientel und dem -verfahren vollzo­

gen hat. Die Autorinnen kommen zum 

Schluss, dass die im Bürgerre~htsgesetz 

des Kantons Basel-Stadt festgehaltene 

Assimilationsforderung den Behörden 

einen beträchtlichen Ermessensspielraum 

bezüglich Einbürgerungsentscheiden 

gibt. Individuelle Ressourcen - Bildung, 

sozioökonomisches Profil - sowie die 

Herkunft von Kandidatinnen und Kandi­

daten spielen dabei eine entscheidende 

Rolle. 

Zürich: Seismo 2003. 

ISBN: 3-908239-97-4, CHF 48.-



Das Schweizer Bürgerrecht. 
Die demographischen Auswirkungen 
der aktuellen Revision. 
Rainer Münz und Ralf Ulrich 

Die Studie versucht die Frage zu beant­

worten, wie sich die Reform des Bürger­

rechtsgesetzes auf die künftigen Einbür­

gerungen und damit auch auf den Aus­

länderanteil auswirkt. Die langfristigen 

Folgen der geplanten Gesetzesrevision 

werden mit einer Bevölkerungsprojek­

tion abgebildet. Die Ergebnisse der Stu­

die zeigen, dass die Rev~sion weder 

Trendbruch noch Trendumkehr bewir­

ken, sondern eine sich bereits im Gange 

befindliche «natürliche» Entwicklung in 

~ichtung einer erhöhten Einbürgerung 

unterstützen würde. 

Zürich: Avenir Suisse 2003. 

Kann von der Website von Avenix 

Suisse heruntergeladen werden 

( www.avenir-suisse.ch). 

Naturalisationen Suisse. 
Le röle des changements legislatifs 
sur Ia demande de naturalisation. 
Philippe Wanner et Gianni D' Amato 

L'etude presente d'abord la situationjuri­

dique de la naturalisation en Suisse. Elle 

decrit ensuite la nouvelle loi sur la natura­

lisation et discute les tendances recentes 

de la naturalisation facilitee, en faisant en 

particulier reference aux facteurs interve­

nant sur l'evolution du nombre de natura­

lisations. La mise en parallele des deux 

axes pennet de poser differents elements 

prospectifs concernant le role que pourrait 

avoir un changement de loi sur 1 'evolution 

future du nombre de naturalisations ob­

serve en Suisse. 

Zurich: Avenir Suisse 2003. 

Peut etre telecharge du site 

intemet d'Avenir Suisse 

(www.avenir-suisse.ch). 

Vom Ausländer zum Bürger. Der 
Streit um die politische Integration 
von Einwanderern in Deutschland, 
Frankreich und der Schweiz. 
Gianni D 'Amato 

Wie reagieren unterschiedliche politi­

sche Systeme auf die Zuwanderung von 

Migrantinnen und Migranten? Am Bei­

spiel der Migration von Italienerinnen 

und Italienern werden Charakter und Re­

aktionsfähigkeit der politischen Systeme 

in Deutschland, Frankreich und der 

Schweiz näher unter die Lupe genom­

men. Das Buch geht den Fragen des Ver­

hältnisses von Einwanderung und Staats­

bürgerschaft in den drei untersuchten 

Ländern nach. Dabei zeigt sich, dass die 

von Städten ausgehenden Partizipations­

bestrebungungen - lokales Wahlrecht, 

erleichterte Einbürgerung, doppelte 

Staatsbürgerschaft- von besonderer Re­

levanz sind. Der Autor plädiert für eine 

Bürgergesellschaft, die sich durch offene 

plarisches Vorgehen, bei dem anhand 

von fünf ungefähr gleich grossen Ge­

meinden, aber aus unterschiedlichen 

Kantonen und mit unterschiedlichen 

Verfahren die Prozesse der Einbürgerung 

näher unter die. Lupe genommen wurden. 

Die Resultate sind in eindrücklichen 

Grafiken festgehalten, bei welchen der 

Weg durch den «Amtsdschungel» auch 

optisch nachvollziehbar wird. 

L' etude-pilote publiee par la CFR en­

quete sur la procedure complexe de la 

pratique de naturalisation a 1 'echelon 

communal. Cette etude-pilote a choisi un 

procede exemplaire. Ainsi, elle a selec­

tionne cinq communes de grandeur 

presque identique, mais sises dans cinq 

cantons differents connaissant tous des 

procedures de naturalisatlon differentes, 

puis les a analyse a la loupe. Les resultats 

. de cette enquete ont ete consignes dans 

des graphiques marquants. On voit d'em­

blee optiquement combien les ehernins 

politische Debatten immer wieder dyna- sont parfois inextricables dans cette 

misiert. Gerade die Ausweitung politi­

scher Teilhaberechte auf ehemalige Aus­

geschlossene ist seiner Meinung nach die 

Voraussetzung für eine sich als zivil ver­

stehende Nation. 

Münster, Hamburg, London: 

Lit-Verlag 2001. 

ISBN: 3-8258-5413-2, ca. CHF 38.-

Einbürgerungen auf der Ebene 
der Gemeinden. 
Pilotstudie zum Forschungsprojekt 
«Diskriminierung und Einbürgerung». 

jungle de procedures administratives. 

Bem: Eidgenössische Kom­

mission gegen Rassismus EKR/ 

Commission federale contre le 

racisme CFR 2000. 

Vertrieb/Vente: BBL/OFCL, 

Bern, www.bbl.admin.ch 

(No. 301.313.d), CHF 13.40 

Das Kreuz mit dem Pass. 
Die Protokolle der Schweizermacher. 
Christian Dütschler 

Schon kurz nach zehn Uhr morgens sind 

alle Betten gemacht, stellt der Einbürge-

Naturalisations sur le plan des rungsbeamte bei seiner Überraschungs-

communes. inspektionbefriedigt fest. Nachbarn hat-

Etude-pilote au projet de recherche ten einhellig behauptet, es herrsche eine 

«Discrimination et naturalisation». «Schweineordnung sondergleichen» in 

der Wohnung. 

Faseale Steinerund Hans-RudolfWicker Wer in den Jahren 1892 bis 1969 einen 

Antrag auf das Schweizer Bürgerrecht 

Die von der EKR herausgegebene Studie stellte, wurde von der Behörde gründlich 

geht den komplexen Verfahren der Ein- durchleuchtet: vom Sexualleben über die 

bürgerungspraxis auf Gemeindeebene Arbeitsmoral bis zur politischen Einstel­

nach. Die Pilotstudie wählte ein exem- lung. Unterstützt von auskunftsfreudigen 



Nachbarn und Berufskonkurrenten, ent­

ging den Beamten kein noch so pikantes 

Detail. Denn wer in ihren Augen der 

Schweiz «nicht zur Ehre gereichen» 

würde, sollte auf keinen Fall einen 

Schweizer Pass erhalten. Die vielfältigen 

Gründe, die zu einer Ablehnung führen 

konnten, zeigt Christian Dütschler an 

24 Lebensgeschichten. Sie sind aus den 

Akten abgewiesener Einbürgerungskandi­

daten zusammengestellt, die bisher unter 

Verschluss waren. 

Zürich: Limmatverlag 1998. 

ISBN: 3-85791 -295-2, CHF 32.-

Les naturalisations en Suisse dans les 

cantons et communes de Ia Suisse. 

-·-_...Die Einbürgerungen in der Schweiz. 

der Gesuchstellenden. Die Autoren ka­

men zum Schluss, dass sich bei der «Ein­

bürgerungsneigung» nach Nationalität 

markante Unterschiede zeigen, die u.a. 

mit der Geschichte der Betreffenden, 

aber auch mit der Bürgerrechtspolitik der 

jeweiligen Herkunftsstaaten der Migran­

ten zusammenhängen. Hingegen stellten 

sie fest, dass wirtschaftlicher und sozia­

ler Status nur bedingt Auskunft über die 

Einbürgerungshäufigkeit geben kann. 

Neuchätel: Officefederale de la 

statistique/Bundesamt für Statistik 

2000. 

ISBN: 3-303-01122-2 (f) , 

3-303-01125-7 (d), CHF 12.-

Die kantonalen Verfahren zur 

ordentlichen Einbürgerung von 

Ausländerinnen und Ausländern. 

Jugend ohne Politik. 

Ergebnisse der IEA-Studie zu poli­

tischem Wissen, Demokratiever­

ständnis und gesellschaftlichem 

Engagement von Jugendlichen in der 
Schweiz im Vergleich mit 27 anderen 

Ländern. 

Fritz Oser und Horst Biedermann (Hg .) 

Wie sind junge Menschen auf ihr Leben 

als Staatsbürgerinnen und -bürger vorbe­

reitet? Was lernen sie, um später mindes­

tens auf der Diskursebene am öffent­

lichen Leben teilnehmen zu können? Die 

Studie geht der Frage nach, ob Jugendli­

che in der Schweiz unterschiedliche po­

litische Kompetenzen entwickeln oder 

eher als politische Analphabeten aus der 

obligatorischen Schule entlassen werden. 

Im Rahmen dieser internationalen Studie 

wurde bei 14- bis 15-jährigen Jugend-

Unterschiede zwischen Nationalitä­

~ ten, Kantonen und Gemeinden. 

lichen aus 28 Ländern geprüft, wie viel 

Les procedures cantonales de natura- politisches Wissen sie haben, und welche 

lisation ordinaire des etrangers. Fähigkeiten zur Interpretation von politi-

Etienne Piguet, Philippe Wanner 

Procerlure cantonaH di naturalizza­

L' etude se penche sur les naturalisations zione ordinaria. 

effectuees entre 1981 et 1998. Le nombre 

des naturalisations, calcule d'apres le Barbara Boner 

Registre central des etrangers en Suisse, 

differe fortement d'une commune a Nicht mehr ganz aktuelle, aber interes­

l'autre et selon la nationalite d'origine sante Übersicht über die Verfahren der 

des requerants. Les auteurs sont arrives a Einbürgerung in den einzelnen Kantonen. 

la conclusion qu'il y a des differences 

sehen Texten sie besitzen. Von besonde­

rem Interesse sind auch die Ergebnisse 

zur Einstellung Schweizer Jugendlicher 

gegenüber Kolleginnen und Kollegen 

ausländischer Herkunft. 

Chur/Zürich: Rüegger 2003 . 

ISBN: 3-7253-0728-8, CHF 48.-

marquantes, quant aux tendances a la vo­

lonte de se faire naturaliser, en fonction 

des differentes nationalites d' origine. 

Ces differences sont liees, entre autres, a 
l 'histoire des requerants concernes, mais 

aussi a la politique de naturalisation des 

C'est un aper9u interessant, meme s'il Staatsbürgerschaft im Einwande­

n 'est plus tout a fait d' actualite, sur la rungsland· Deutschland. 

procedure de naturalisation dans les di- Handbuch für die interkulturelle 

vers cantons. Praxis in der Sozialen Arbeit, 

im Bildungsbereich, im Stadtteil. 

Riassunto, non piu del tutto attuale ma Henning Storz und CarolinReißlandt (Hg.) 

Etats d'origine des immigres. En re- tuttavia interessante, delle procedure di 

vanche, les auteurs ont constate que le 

statut social et economique n'influence 

que de maniere limitee la frequence de 

naturalisation. 

Die Studie befasst sich mit den Einbür­

gerungen zwischen 1981 und 1998. Die 

Einbürgerungsziffern, die anhand von 

Daten des Zentralen Ausländerregisters 

berechnet wurden, untersche~den sich 

stark nach Gemeinde und Nationalität 

naturalizzazione nei vari Cantoni. 

Bem: EKR, EKA, BFA/CFR, CFE, 

OFE 1999. 

Vertrieb/Distribution: BBL/ OFCL 

(No. 301.312 d/f/i) 

Das Handbuch stellt das neue Staatsan­

gehörigkeitsrecht in Deutschland vor und 

informiert umfassend über dessen politi­

sche und rechtliche Zusammenhänge. 

Der Fokus des Handbuchs richtet sich 

auf die konkrete Arbeit im Rahmen der 

interkulturellen Praxis in der Sozialen 

Arbeit, im Bildungsbereich und im Be­

reich der Quartierentwicklung. 

Opladen: Leske + Budrich 2002. 

ISBN: 3-8100-3420-7, CHF 23.-



Transnationale Staatsbürgerschaft 
Heinz Kleger (Hg.) 

Der Titel «Transnationale Staatsbürger­

schaft» steht für eine europäische Vision, 

die über das Bürgerschaftsrecht der Eu­

ropäischen Union hinausgeht. Die kon­

kreten Schwierigkeiten und Grenzen ei­

ner solchen Staatsbürgerschaft werden 

von namhaften Autoren verschiedener 

Nationen und unterschiedlicher Diszip­

linen erörtert. Das Buch versucht so auf 

die Frage von Raymond Aron - ob eine 

multinationale Bürgerschaft überhaupt 

möglich ist - Antworten zu geben sowie 

erste Bausteine für eine transnationale 

Demokratie zu entwickeln. 

gerrechten. Die Beiträge zeigen den 

Wandel auf, der sich in diesem wichtigen 

staatspolitischen Feld in den letzten Jah-
Internetseiten renund Jahrzehnten in der Schweiz und 
Sites Internet 

in anderen europäischen Ländern ab- . Si t i I n t e r n e t 

zeichnet. Der Wandel bezüglich staats- --------------------• 

Frankfurt a.M.: Campus 1997. 

ISBN: 3-593-35709-7, CHF 53.-

bürgerlichem Ein- und Ausschluss be­

zieht sich in erster Linie auf das seit 

Beginn der neunziger Jahre bestehende 

diskursive Feld, in welchem als Kern die 

Ablösung einer «alten» durch eine «neue» 

Zuwanderungs-, Integrations- und Ein­

bürgerungspolitik steht. 

Tsantsa 9/2004, Revue de la 

societe suisse d 'ethnologie/ 
Zeitschrift der Schweizerischen 

Ethnologischen Gesellschaft. 

Paralt en automne 2004 I erscheint 

im Herbst 2004. 

ISSN 1420-7834, CHF 35.-

Politique des etrangers, droit de Ia ci- Processus de naturalisation et caracte­
toyennete differenciee et naturalisation. ristiques socio-economiques des popu­

lations naturalisees. Uneanalyse des 
Ausländerpolitik, differenzierte donnees du recensement populaire. 
Bürgerrechte und Einbürgerung. 

Hans-RudolfWicker (Hg.) 

Des auteurs issus des domaines cqmme 

1 'ethnologie, la sociologie, les sciences 

de 1 'histoire et la politologie, s 'expri­

ment sous 1' angle de perspectives diffe­

rentes au sujet des rapports de connexite 

complexes de 1 'integration des etrangers 

et du droit de cite. Les articles montrent 

les mutations qui se sont operees au ni-

Milena Chimienti 

C'est l'analyse du recensement populai­

re de 1 'annee 2000 en ce qui concerne le 

profil socio-economique des personnes 

naturalisees en Suisse. En preparation. 

Neuchätel: Office federal de la 

statistique 2004. 

Paralt au printemps. 

veau suisse et europeen dans ce domaine Das neue Einbürgerungsrecht 
important de la politique de l'Etat au 

cours de ces dernieres annees et decen- Le nouveau droit de Ia naturalisation. 
nies. Cette nouvelle donne de l'integra-

tion ou, au contraire, l'exclusion de la ci- II nuovo diritto in materia di natura­
toyennete d'un Etat se refere au premier lizzazione. 
chef au domaine discursif issu du debut 

des annees nonante et qui constitue le 

noyau du passage de «1' ancienne» a la 

«nouvelle» politique d'.immigration, 

d'integration et de naturalisation. 

Autorinnen und Autoren aus den Diszip­

linen der Ethnologie, Soziologie, Ge­

schichtswissenschaft und Politologie 

äussern sich aus. je unterschiedlichen 

Perspektiven zu den komplexen Zu­

sammenhängen von Integration und Bür-

Bem: IMES 2003. 

Bestellungen/ Commandes I Ordina­

zioni: mario.tuor@imes.admin.ch; 

Factsheet zum neuen Einbürge­

rungsrecht 

Factsheet sur le nouveau droit 

de Ia naturalisation. 

Factsheet sul nuovo diritto in 

materia di naturalizzazione. 

www.eka-cfe.ch 
Ein Themendossier mit Analysen, Argu­

menten, aktuellen Links (in der Rubrik 

«Themen»). 

Un dossier a themes avec analyses, argu­

ments, links actuels (sous rubrique «The­

mes»). 

Un dossier a temi con analisi, argomen­
ti, links attuali (sotto rubrica «Temi» ). 

www.imes.admin.ch 
Alle Verfassungs- und Gesetzestexte 

zum neuen Bürgerrecht. 

Textes constitutionnels et legaux concer­

nant le nouveau droit sur la nationalite. 

Tutti i testi costituzionali e di legge rela­

tivi al nuovo diritto in materia di natura­

lizzazione. 

www.ejpd.admin.ch 
Einbürgerungsdossier des Eidgenössi­

schen Justiz- und Polizeidepartements. 

Dossier sur la nationalite du Departe­

ment federal de justice et de police. 

Dossier Diritto di cittadinanza del Dipar­

timenta federale di giustizia e polizia. 

www.parlament.ch 
Dossier des eidgenössischen Parlaments 

zur neuen Bürgerrechtsregelung. 

Dossier du Parlement federal sur la nou­

velle reglementation en matiere de droit 

sur la nationalite. 

Dossier del Parlamento federale sulla 

nuova regolamentazione in materia di 

cittadinanza. 

www.igsecondas.ch 
Seite der Interessengemeinschaft «Secon­

das», die sich für die Revision des Bürger­

rechts einsetzt. 

Site de la Communaute d'interets «Secon­

das», qui s'engage en faveur de la revi­

sion de la legislation sur la nationalite en 

Suisse. 
Sito della Comunita d'interessi «Secon­

das», attiva a favore della revisione del 

diritto in materia di cittadinanza. 



• Dessin Chappatte, dans «Le Temps» . 

• «Vor der Einbürgerung sind alle 
Ausländer gleich» - «Man muss sie alle zurück­
weisen?» 
Zeichnung Chappatte, in «Le Temps». 

Tous LfS 
~TRANG~Rß 
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Das Stimmvolk hat entschieden, doch 
das Bundesgericht akzeptiert keine Urnengänge 
bei Einbürgerungen. 
Zeichnung I als 2003 . 

Les votants ont decide, alors que le 
Tribunal Jederat n' accepte pas les naturalisations 
par votation au.:r. urnes. 
Dessin 1 als 2003. 



Neuerscheinungen 
Vient de paraltre 
Nuove pubblicazioni 

Tra due culture. 
Otto ritratti di donne italiane in 
Svizzera. 

Zwischen zwei Kulturen. 
Acht Porträts von Italienerinnen 
in der Schweiz. 

Rosanna Ambrosi 

Otto storie di donne italiane immigrate in 

Svizzera o nate e cresciute qui da genito­

ri italiani, donne di eta, professioni e de­

stini diversi. Rosanna Ambrosi ha rac­

colto q~este testimonianze ehe, nel loro 

insieme, costituiscono un quadro della 

vita in migrazione, insolito in quanto de­

clinato al femminile. Storie di sacrifici 

e umiliazioni ma anche di riscatto ed 

emancipazione. 

Acht Geschichten von italienischen, in 

die Schweiz immigrierten Frauen oder 

von solchen, die hier von italienischen 

Eltern geboren und aufgezogen wurden: 

Frauen verschiedenen Alters, verschie­

dener Berufe und Schicksale. Rosanna 

Ambrosi hat diese Zeitzeugnisse gesam­

melt. Insgesamt ergeben sie ein unge­

wohntes Bild des Lebens in der Migra­

tion, ungewohnt weil es ausschliesslich 

aus weiblicher Sicht dargestellt ist. Es 

sind Geschichten von Aufopferung, Er­

niedrigung, aber auch von B~freiung und 

Emanzipation. 

N 
00 

Hibiscus Press Zi.irich/Zurigo 2004. 

ISBN: 3-9522889-3-4, CHF 29.80 

Mehrsprachige Kinder. 
Ein Ratgeber für Eltern und andere 
Bezugspersonen. 
Claudio Nodari und Raffaele De Rosa 

Immer mehr Kinder wachsen in mehr­

sprachigen Situationen auf und immer 

mehr Eltern sehen die Mehrsprachigkeil 

als eine Chance für ihre Kinder. Doch 

wie kann die mehrsprachige Erziehung 

gelingen und für Kinder befriedigend 

sein? Worauf müssen Erziehende ach­

ten? Wo liegen Stolpersteine, die zu 

Frustrationen und einem Abbrechen der 

Mehrsprachigkeit führen können? Die­

ser Ratgeber beantwortet die Fragen 

von zukünftigen Eltern, die sich auf die 

mehrsprachige Erziehung vorbereiten 

möchten, geht den Problemen von Fami­

lien nach, bei denen die Mehrsprachig­

keit nicht so einfach gelingen will, 

und gibt konkrete Vorschläge und viele 

Tipps, wie sich die mehrsprachige Fami­

lie in der meist einsprachigen Umgebung 

zurecht finden kann. 

Bem: Haupt 2003. 

ISBN: 3-258-06319-2, CHF 29.-

Viele Sprachen - eine Schule. 
Über Schulen mit Kindern aus 
mehreren Kulturen. 
Myriam Eser Davolio 

Eltern möchten das Beste für ihr Kind 

und sorgen sich häufig, ob es in der 

Schule auch genügend gefördert wird. 

Gerade wenn der Ausländeranteil in der 

Schulklasse hoch ist und verschiedene 

Kulturen aufeinander treffen, werden 

Stimmen laut, dass die Schule nicht mehr 

allen Kindem gerecht wird. Das Buch 

geht den diversen sich in diesem Zu­

sammenhang stellenden Fragen nach und 

bietet Informationen zur Situation von 

multikulturellen Schulklassen und neuen 

Schulmodellen. 

Bem: Haupt 2003. 

ISBN: 3-258-06320-6, CHF 32.-

Kunststück Familie. 
Mütter und Väter in Zürich­
Fakten, Zahlen, Porträts. 
Büro für die Gleichstellung von Frau 

und Mann der Stadt Zürich (Hg.) 

Kinder haben sie alle, vom türkischen 

Hausmann und Vater zur top verdienen­

den vierfachen Mutter. Wie lebt eine 

Mutter in der Stadt Zürich? Und wie 

ein Vater? Gibt es bald keine richtigen 

Familien mehr? Finden Eltern den pas­

senden Platz in der Kinderkrippe oder im 

Hort? Wie viele Väter möchten ihre Er­

werbsarbeit reduzieren? Haben Mütter 

mehr Freizeit? Und wie sieht die Situa­

tion bei Eltern ohne Schweizer Pass aus? 

Das Gleichstellungsbüro der Stadt 

Zürich wollte es genau wissen und hat 

2000 Väter und Mütter befragt. Die So­

ziologin Doris Baumgartner präsentiert 

die Ergebnisse und eine Fülle an statisti­

schen Daten. Die Historikerin Elisabeth 

Joris stellt die letzte Mütterbefragung aus 

den 1950er Jahren vor, eingebettet in den 

historischen Kontext und in Bezug ge­

stellt zur Befragung von 2003. 

Zürich: Limmatver1ag 2003. 

ISBN: 3-85791-448-3, CHF 32.-

Die antirassistische Bewegung in 
der Schweiz. 
Organisationen, Netzwerke und 
Aktionen. 
Brigitta Gerber 

Mitte der achtziger Jahre konnte in der 

Schweiz, wie in ganz Europa, eine beun­

ruhigende Zunahme rassistischer Ge­

walttaten beobachtet werden. Medien, 

politische Organisationen und Forschen­

de stellten in den letzten fünfzehn Jahren 

rassistische Ausschreitungen und die be­

teiligten Täter ins Zentrum ihres Interes­

ses. Studien zu Ursachen rassistischer 

Gewalttaten haben ohne Zweifel zur 

kontinuierlichen öffentlichen Diskussion 

beigetragen. Demgegenüber wurde weit­

gehend vernachlässigt, dass nicht nur 

rassistische und xenophobe Akteure den 

gesellschaftlichen Diskurs bestimmen, 

sondern auch jene Teile der Bevölke­

rung, die sich um antirassistische Auf­

klärung bemühen und sich gegen Ras­

sismus organisieren. 



Die empirische Studie zeigt, wie antiras­

sistische Akteure in der Schweiz auf die 

Prozesse der öffentlichen Entscheidungs­

findung und das politische sowie admi-

Illungo addio - Der lange Abschied. 
Una storia fotografica sull'emigrazione 

italiana in Svizzera dopo Ia guerra -
138 Fotografien zur italienischen 

nistrative Handeln Einfluss nehmen. Der Emigration in die Schweiz nach 1945. 
· breit angelegte dokumentarisch-histo­

rische Charakter der Studie erlaubt es, 

einen Überblick über die Antirassismus­

Geschichte der Schweiz zu erhalten. 

Zürich: Seismo 2003. 

ISBN: 3-03777-002-3, CHF 59.-

Dieter Bachmann 

Centinaia di migliaia di persone prove­

nienti da tutta ltalia vennero in Svizzera, 

dopo il 1945, per cercarvi lavoro. Esse 

furono confrontate a privazioni di ogni 

sorta e al rifiuto da parte della popola-

Das Jahrhundert der Italiener in der 
Schweiz. 

II secolo degli Italiani in Svizzera. 

Ernst Halter (Hg.) 

Ein umfangreicher und sorgfältig be­

bilderter Band zur Sozialgeschichte der 

italienischen Immigrantinnen und Immi- \._,__.__ 
granten in der Schweiz, beginnend in den 

1870er Jahren mit dem Bau der Gotthard-

zione. Con illoro lavoro, ma anche con bahn bis in die heutige Zeit. In diesem 

la loro cultura e non da ultimo grazie Zeitraum haben sich rund fünf Millionen 

Rassismus angehen statt übergehen. 

Theorie und Praxisanleitung für 
Schule, Jugendarbeit und Erwach­

senenbildung. 
Monique Eckmann und 

. Miryam Eser Davolio 

Das Buch beinhaltet neueste Erkenntnisse 

alla loro gastronomia, i cittadini italiani 

hanno contribuito a costruire, modificare 

ed arricchire illoro Paese d' emigrazione. 

La gastronomia e riuscita a creare un'in­

tesa ehe in altri ambiti - convivenza, 

scuola, integrazione- era e resta diffici­

le per ambo le parti. 

Grazie a numerose fotografie scattate da 

und Bildungsansätze der Rassismuspäda- fotografi italiani e svizzeri, il libro (in 

gogik wie auch erprobte Umsetzungsan­

leitungen für erfahrungsorientierte Pro­

jekte. In 18 Unterrichtsmodulen, die aus 

der Arbeit der Autorinnen im Rahmen von 

Interventions- und Präventionsprojekten 

zu Rassismus entstanden sind, finden sich 

zahlreiche Anleitungen für die konkrete 

Umsetzung von pädagogischen und so­

ziokulturellen Aktivitäten. 

Zürich: Pestalozzianum 2003. 

ISBN: 3-03755-004-X, CHF 37.50 

Gleichgesinnt - Der Verein. 

Ein Zukunftsmodelt 

due lingue: italiano e tedesco) restituisce, 

rendendolo vivido, un passato ehe minac­

cia di essere dimenticato. 

Es waren Hundetttausende, und sie ka­

men aus verschiedensten Teilen Italiens. 

Sie suchten nach 1945 Arbeit und Ein­

kommen in der Schweiz und sahen sich 

konfrontiert mit Entbehrung und Ableh­

nung. Die Italiener haben das Land ihrer 

Emigration gebaut, verändert und berei­

chert, durch Arbeit, aber auch durch Kul­

tur, zuallererst und am unmittelbarsten 

sieht- und schmeckbar durch ihre Küche. 

Gastronomisch funktionierte eine Nach­

barschaft, die auf anderen Gebieten -

Hilar Stad/er und GabrielaMattmann (Hg.) Niederlassung, Schulwesen, Integration -

Tobias Madörin (Fotografien) 

Vereine sind nach wie vor populär. Das ist 

bei jungen und älteren Menschen so, in 

der Stadt wie auf dem Land. Im Verein 

werden Fremde zu Freunden, Alters- oder 

Klassenunterschiede gemildert, neue Ver­

bindungen und Symbole geschaffen. Das 

Buch enthält die Ergebnisse der ersten re­

präsentativen Umfrage zur Vereinskultur 

in der Schweiz. Illustriert ist der vom 

Museum im Bellpark Kriens herausgege­

bene Band mit eindrücklichen Fotogra­

fien von Tobias Madörin. 

Zürich: Kontrast 2003. 

ISBN: 3-906729-25-7, CHF 48.-

auf beiden Seiten schwierig war und ist. 

Das zweisprachig (i / d) gestaltete Buch 

lässt diese Geschichte, die in Vergessen­

heit zu sinken droht, durch Fotografien 

von italienischen und Schweizer Foto­

grafen wieder aufleben. 

Zürich: Limmatverlag 2003. 

ISBN: 3 85791 420 3, CHF 48.-

Italienerinnen und Italiener als «Gast­

arbeiter>> in der Schweiz aufgehalten. Sie 

haben einen guten Teil des schweizeri­

sehen Wirtschaftswunders der letzten 

120 Jahre gebaut. Die Beiträge von nam­

haften Autorinnen und Autoren reflek­

tieren die facettenreiche Geschichte der 

italienischen Emigration in die Schweiz. 

Un'opera assai circostanziata e arricchi­

ta di immagini scelte accuratamente, ehe 

narra la storia sociale degli Italiani im­

migrati in Svizzera, dalla costruzione 

della linea ferroviaria del Gottardo ( anni 

1870) ai nostri giorni. In questo lasso di 

tempo, hanno soggiornato in Svizzera 

qualcosa come cinque milioni di lavora­

tori italiani. Sono stati loro a costruire 

buona partedel miracolo economico el­

vetico degli ultimi 120 anni. I contributi 

di autori di spicco riflettono la ricca sto­

ria dell'emigrazione italiana in Svizzera. 

Nel 2004 sara pubblicata la traduzione 

italiana presso la casa editrice Casagran­

de a Locarno. 

Zürich: Offizin 2003. 

ISBN: 3-907496-17-5, CHF 79.-

Die demografische Herausforderung. 

Sozialalmanach 2004. 
Caritas Schweiz (Hg .) 

Mit dem «Sozialalmanach 2004» legt 

Caritas Schweiz eine weitere Analyse zur 

sozialen Situation in der Schweiz vor. 

Das Jahrbuch zeigt auf, wer von Armut 

und Ausgrenzung betroffen ist und was 

die Sozialpolitik unternehmen muss, um 

den sozialen Zusammenhalt und den 

Generationenvertrag zu sichern. Der 

Schwerpunktteil des Sozialalmanachs 



befasst sich mit der so genannten «de­

mografischen Herausforderung>>. Wie 

sieht unsere Gesellschaft in der Zukunft 

aus? Wie verändert sich das Leben der äl­

teren Generation? Sind die Sozialwerke 

gefährdet? Hält der Generationenver­

trag? Soll unsere Gesellschaft durch Im­

migration verjüngt werden? Zehn Auto­

rinnen und Autoren gehen diesen für den 

sozialen Zusammenhalt wichtigen Fra­

gen nach. 

Luzem: Caritas-Verlag 2003. 

ISBN: 3-85592-083-4, CHF 34.-

Parmi nous mais indesirables! 
Quelles solutions pour les sans­
papiers? 

Papiere für Sans Papiers. 
Härtefallregelungen genügen nicht. 
Ein Diskussionsbeitrag. 

Bettina Zeugin 

La situation des personnes sans permis de 

sejour pose problerne non seulement aux 

interesses, mais aussi a la societe suisse 

dans son ensemble. La nouvelle etude de 

Leben ohne Bewilligung in der 
Schweiz: Sozialer Schutz für 
Sans Sapiers? 
Christin Achermann und 

erheblichen Straftaten vorliegen, die An- Denise Efionayi-Mäder 

wesenheitsdauer von vier Jahren sowie 

die Bestätigung, dass die Person ihren Die Analyse der sozialrechtlichen Situa­

Lebensunterhalt in der Schweiz bestrei- tion von Sans Papiers in der Schweiz 

ten kann. 

Luzem: Editions Caritas I Caritas­

Verlag 2003. 

ISBN: 3-85592-082-6 (f), 

3-85592-081-8 (d), CHF 15.80 

weist auf einen Rechtsgüterkonflikt hin: 

Auf der einen Seite steht der Anspruch 

des souveränen Nationalstaates Schweiz, 

mit seiner Ausländergesetzgebung darü­

ber zu bestimmen, wem die Einreise und 

der Aufenthalt in seinem Hoheitsgebiet 

erlaubt wird, sowie welche speziellen 

La repression du travail clandestin a Regeln während der Anwesenheit gelten. 

Geneve. Application des sanctions et Auf der andern Seite stehen Normen auf 

consequences pour les personnes con- nationaler ebenso wie internationaler 

cernees. Ebene, die unabhängig von der Nationa­

Milena Chimienti, Denise Efionayi-Mäder lität und dem Aufenthaltsstatus gelten, 

avec la collaboration de Romaine F arquet 

Le rapport porte sur 1' application des 

sanctions et leurs consequences pour les 

travailleurs clandestins et leurs em­

ployeurs a Geneve. Le but de cette etude 

est de mettre en parallele l'application du 

da sie allen Menschen würdige Lebens­

bedingungen garantieren sollen und sich 

teilweise auf ein Versicherungssystem 

stützen. Die Studie des Schweizerischen 

Forums für Migrations- und Bevölke­

rungsstudien geht der Frage nach, wie 

dem Rechtsgüterkonflikt begegnet wer-

traitement qui leur est reserve, sachant den kann. 

que les consequences ne peuvent etre 

strictement identiques pour les deux par-

ties concernees. 

Les resultats mettent en evidence qu' il 

existe, en ce qui concerne les travailleurs 

clandestins, une pluralite de contröles et 

Forschungsbericht 24/03 

Bern: Bundesamt für Sozial­

versicherung 2003. 

ISBN: 3-905340-93-3, CHF 22.80 

(Vertrieb: BBL, Bestell-Nr. 

318.010.24/03 d) 

Caritas Suisse propose donc de proceder de sanctions, liee notamment a l'illegali­

a une regularisation collective ponctuelle. te du sejour. En revanche, les employeurs 

Cette Solution interviendrait a un moment 

favorable, Oll les reglementations en vi­

gueur sont adaptees. Les criteres a appli­

quer dans ce cadre doivent etre - selon 

Caritas - la preuve de 1' absence de delit 

important, au moins quatre ans de presen­

ce en Suisse et la confirmation que la per­

sonne peut gagner sa vie en Suisse. 

Die Situation von Personen ohne Auf­

enthaltsbewilligung ist nicht nur für die 

betroffenen Personen selbst, sondern 

auch für die Gesellschaft Schweiz insge­

samt problematisch. Die Publikation von 

Caritas Schweiz entwickelt Vorschläge 

für eine pragmatische Lösung im Um­

gang mit den Sans Papiers und fordert 

eine kollektive Regularisierung. Als Kri­

terien einer grasszügigen Lösung sollten 

lediglich gelten: der Nachweis, dass keine 

apparaissent moins exposes aux mesures 

de repression. Enfin, 1 'etude releve des 

disparites de traitement entre les em­

ployes, notamment en fonction de la m1-
tionalite, et entre les employeurs en fonc­

tion du secteur economique. 

Neuchätel: Forum Suisse pour 

l' etude des migrations et de la 

population 2003. 

Rapport de recherche 27, CHF 30.-

Etat, nation et immigration. 
Vers une histoire du pouvoir. 
Gerard Noiriel 

L'auteur met en reuvre, dans ce livre, les 

outils de la socio-histoire pour eclairer 

les grandes questions qui ont ete au centre 

de l'actualite depuis vingt ans: la crise du 

mouvement ouvrier, les problemes de 

l'immigration, la recrudescence du natio­

nalisme, la place de l'Etat dans la societe. 

En s'appuyant sur Max Weber, Norbert 

Elias, Mich~l Foucault et Pierre Bourdieu, 

il ouvre une reflexion sur l'histoire du 

pouvoir qui est aussi une invitation au 

debat. 

Paris: Belin 2001. 

ISBN: 2-7011 -2759-9, 

ca. CHF 30.-



Immigration, marche du travail, 
integration. 
Franr;ois Heran, Maryse Aoudai", 

Jean-Luc Richard ( ed.) 

Comment les irnmigres s 'inserent-ils dans 

la societe fran<;aise, notamment sur le 

marche du travail? Sont-ils victimes de 

pratiques discriminatoires? Les difficultes 

de recrutement de certaines entreprises 

appellent-elies la relance d 'une politique 

d'immigration de main-d'reuvre? L'im­

migration est-elle une reponse a l'avenir 

de nos retraites? Quels effets l'integra­

tion europeenne a-t-eile sur nos poli­

tiques nationales? Ces questions ont ete 

abordees dans le cadre du seminaire de 

recherche organise par le Commissariat 

general du plan en 2001. L' ouvrage qui 

en resulte presente des syntheses thema­

tiques et une quinzaine d'articles origi­

naux. 

Paris: La documentation franc;aise 

2002. 

ISBN: 2-11 -005292-9, 

ca. CHF 29.-

Differences culturelles et identites 
collectives. 

Kulturelle Differenzen und kollektive 
Identitäten. 

Michel Wieviorka 

Meme au sein des societes les plus avan­

cees, les differences culturelles non seu­

lement se maintiennent, mais elles se 

multiplient, se renforcent et se renouvel­

lent. Ainsi s' annule l 'antagonisme entre 

l'universalisme et le particularisme. A 

travers cette these, l' auteur Michel Wie­

viorka jette un regard retrospectif sur les 

tentatives theoriques et politiques et ten­

te de relever le defi d 'y voir clair en ce qui 

concerne les nouvelles differences cultu­

relles. Il aborde d'une part les debats du 

communitarisme et d' autre part les as­

pects de la politique multiculturelle. La 

diversite culturelle, telle que le multicul­

turalisme l'entend, a l'allure d'un assem­

blage, disparate et bigarre, d' identites 

ethniques figees, en soi homogenes 

et pourtant radicalement delimitees. Or, 

d'apres Michel Wieviorka, un tel modele 

n 'est plus du tout adequat pour notre La mondialisation de Ia culture. 
societe. Pour pouvoir etre efficace,, une Jean-Pierre Warnier 

politique se voulant multiculturelle doit 

definir elle-meme les Segments de la On danse le tango argentin a Paris, le 

population qu 'eile veut promouvoir. Elle bikutsi camerounais a Dakar, la salsa 

doit les identifier d'apres des criteres eth­

niques, religieux ou «raciaux», ces cate­

gories devenant alors forcement, par leur 

essence meme, «discriminatoires». La ou 

les differences culturelles sont labiles, 

se melangent et se reconfigurent, il est 
necessaire de disposer d'un autre mode­

le. Michel Wieviorka donne des lors la 

preference a la representation de cultures 

miX:tes, metissees et hybrides. 

Selbst innerhalb der modernsten Gesell­

schaften bleiben kulturelle Differenzen 

nicht nur erhalten, sondern sie verviel­

fältigen, verstärken und erfinden sich 

neu. Damit wird der strikte Gegensatz 

zwischen Universalismus und Partikula­

rismus hinfällig. Mit dieser These im Ge­

päck wirft Michel Wieviorka einen Blick 

zurück auf die theoretischen und politi­

schen Versuche, mit der Herausforde-

cubaine a Los Angeles. MacDo sert ses 

hamburgers a Pekin, et Canton sa cuisine 

a Soho. L'art zen du tir a l'arc bouleverse 

l'äme germanique. La baguette parisien­

ne a conquis l'Afrique de l'Ouest. Cette 

circulation culturelle a l'echelle du globe, 

souvent caracterisee comme une «mon­

dialisation de la culture», suscite des re­

actions contrastees. Est-ce dans la struc­

ture et la dynamique du marche culturel 

mondialise ou dans la nature du fait cul­

turellui-meme qu'il fal)t ehereher une cle 

d'interpret~tion de ces phenomenes? Etant 

donne la nature tout a fait particuliere des 

biens culturels, que ne sont pas reducti­

bles a des marchandises ordinaires, et vu 

le röle central que remplit la culture dans 

la vie en societe, seule une rMlexion sur 

la culture est susceptible de fournir les 

outils conceptuels pour progrysser dans 

l'analyse. C'est ce que propose ce Iivre ri-

rung der neuen kulturellen Differenzen goureux et accessible. 

fertig zu werden: nämlich auf die Korn-

munitarismus-Debatte einerseits und die 

multikulturalistische Politik andererseits. 

Kulturelle Vielfalt, wie sie der Multikul­

turalismus verstand, ähnelt einem bunten 

Flickenteppich scharf abgegrenzter, in 

sich homogener und erstarrter ethnischer 

Identitäten. Ein solches Modell, meint 

Wieviorka, trifft für unsere Gesellschaft 

gar nicht mehr zu; um wirksam zu sein, 

muss eine multikulturalistische Politik 
die Bevölkerungss·egmente, die sie för­

dern will, selbst definieren, identifizieren, 

nach ethnischen, religiösen oder «rassi­

schen» Kriterien kategorisieren, also im 

Wortsinne «diskriminieren». Wo kultu­

relle Differenzen labil sind, sich mischen 

und neu konfigurieren, bedarf es eines 

anderen Modells. Wieviorka gibt deshalb 

der Vorstellung vermischter, mestizen­

hafter, hybrider Kulturen den Vorzug. 

Paris: Editions Balland 2001. 

ISBN: 2-7158-1352-X, ca. CHF 53.­

Hamburg: Hamburger Edition 

2003. 

ISBN: 3-930908-90-5, CHF 42.50 

Paris: Editions La Decouverte 2003. 

ISBN: 2-7071-2938-0, CHF 16.80 . 

Integration und Recht. 
Konrad Sahlfeld, .Martina Caroni, 

Anna Chudozilov u.a. (Hg.) 

Die anlässlich einer wissenschaftlichen 

Tagung zum Öffentlichen Recht gehalte­

nen Beiträge befassen sich mit den ver­

schiedensten Facetten rechtlicher Fragen 

im Zusammenhang mit Integration. So 

werden u.a. folgende Themen aufgegrif­

fen: Integration und Staatsangehörigkeit, 

Integrationsvereinbarung im Österreichi­

schen Fremdengesetz, Familiennachzug­

ein Mittel zur Integration? Die Artikel 

stammen allesamt aus der Feder von 

Juristinnen und Juristen, sind aber auch 

für interessierte Laien gut verständlich. 

Basel: Helhing & Lichtenhahn 2003 . 

ISBN: 3-7190-2204-8, CHF 50.10 

U1 



fiNBV~GERVNG ~ 
GESUCHE A·Z . 

• «Drängelt doch nic:ht so!» 
Zeichnung Nico 2002, im Tages-Anzeiger . 

• <<Ne pousse pas comme r;a! » 
Dessin Nico 2002, dans le «Tages-Anzeiger». 
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Respekt im Zeitalter der Ungleichheit. Über Fre~de reden. 
Richard Sennett Überfremdungsdiskurs und Aus-

grenzung in der Schweiz 1900-1945. 
Der Soziologe Richard Sennett stellt in Patrick Kury 

seinem Buch die Frage, ob eine Gesell­

schaft, die von grosser sozialer Ungleich­

heit, ja Ungerechtigkeit geprägt ist, Res­

pekt noch zulässt - die Achtung vor dem 

anderen, vor allem vor den Gescheiter-

ten. Sennett geht davon aus, dass dies 

trotz inhärenter Konflikte und Reibun­

gen unabdingbar sein müsste, damit der 

gesellschaftliche Zusammenhang erhal­

ten werden kann. 

Berlin: Berlin Verlag 2002. 

ISBN: 3-8270-0032-7, CHF 33.60 

Klasse und Kultur. 
Verhandelte ldentitäten in der Schule. 
Gisela Unterweger 

Die Sozialpsychologin und Volkskundle­

rin hat eine spannende Studie zum The­

ma multikulturelle Gesellschaft verfasst, 

die ein Licht auf bisher wenig bekannte 

Seiten der Multikulturalität wirft. Die 

Autorin hat zwanzig Schüler aus einer 

Realklasse beobachtet und befragt. Sie 

kommt dabei zum Schluss, dass Kultur 

nicht vererbt, sondern täglich ausgehan­

delt und angeeignet werde. Gerade die 

Ausgrenzung und Stigmatisierung wegen 

der eigenen Herkunft im Klassenverband 

oder in der Gesellschaft mache eine «freie 

Entwicklung einer kulturellen Identität un­

möglich». Daher sei es überaus wichtig, 

Integrationsbemühungen einen hohen 

Stellenwert zu geben, um den «Teufels­

kreis» von Frustration und Gewalt zu 

durchbrechen. 

Zürcher Beiträge zur Alltagskultur 

Band 12. 

Zürich: Volkskundliches Seminar 

der Universität Zürich 2002. 

ISBN: 3-908784-01-8, CHF 34.-

Die Thematik der «Überfremdung» h<1;t 

die politische Kultur der Schweiz im 

20. Jahrhundert entscheidend geprägt. 

Zahlreiche Volksinitiativen belegen dies 

ebenso wie die Gründung von politi­

schen Organisationen, die dieses Thema 

zum programmatischen Schwerpunkt er­

hoben. Die Art und Weise des Sprechens 

über Fremde hat Tradition und beein­

flusst den Umgang mit Ausländerinnen 

und Ausländern bis heute. Das Buch 

spannt den Bogen vom ausgehenden 

19. Jahrhundert bis 1945. Es analysiert 

das Wechselspiel von Diskurs, recht­

lichen Normen, behördlichem Handeln 

und wirtschaftlichen Erfordernissen, 

skizziert die einzelnen Phasen und be­

leuchtet die wichtigsten Protagonisten. 

Im Mittelpunkt stehen die zwanziger 

Jahre, als nach der Gründung der eidge­

nössischen Fremdenpolizei der Über­

fremdungsdiskurs eine neue Ausrichtung 

erhielt und das Reden über «Fremde» 

antisemitisch aufgeladen wurde. 

Zürich: Chronos 2003. 

·ISBN: 3-0340-0646-2, CHF 48.-

betrogen und verkauft. 
Frauenhandel in der Schweiz 
und anderswo. 
Marianne Schertenleib und 

Lisbeth Herger (Hg.) 

Die vom FIZ herausgegebene Broschüre 

ist eine Dokumentation zu den gesell­

schaftlichen Bedingungen von Frauen­

handel und den politischen Antworten 

darauf. Sie referiert aktuelle Schätzun­

gen zum Ausmass, beschreibt die recht­

lichen Rahmenbedingungen und lässt 

eine Betroffene zu Wort kommen. 

Zürich: FIZ 2003. 

Kann beim FIZ bezogen werden: 

www.fiz-info.ch. CHF 12.-

Die multikulturelle Schweiz. 
La Suisse multiculturelle. 
La Svizzera multiculturale. 
La Svizra multiculturale. 

Jahrbuch der Neuen Helvetischen 

Gesellschaft (Hg.) 

Annuaire de Ia Nouvelle Societe 

Helvetique (Ed.) 

Almanacco della Nuova Societa 

Elvetica ( ed.) 

Das Jahrbuch 2002 I 2003 versammelt 

die anlässlich der expo.02 gehaltenen 

Beiträge zu Themen rund um die multi­

kulturelle Schweiz, die sich hauptsäch­

lich auf die Mehrsprachigkeit in unserem 

Land beziehen. 

L'annuaire 2002/2003 rassemble les 

articles publies a l'occasion d'Expo 02 

consacres a la Suisse multiculturelle, et 

qui se referent essentiellement au pluri­

linguisme de notre pays. 

L' almanacco raccoglie i contributi del­

l'expo.02 su temi concernenti la Svizzera 

multiculturale e incentrati principalmen­

te sul plurilinguismo nel nostro Paese. 

Zürich/Chur 2003. 

ISBN: 3-7253-0748-2, CHF 38.-

Die Schweizer Sprachenvielfalt 
im öffentlichen Diskurs. 
Eine sozialhistorische Analyse der 
Transformationen der Sprachen­
ordnung von 1848 bis 2000. 

La diversite des langues en Suisse 
dans le debat public. 
Une analyse socio-historique des 
transformations de l'ordre constitu­
tionnel des langues de 1848 a 2000. 

Jean Widme1~ Renata Coray, 

Dunya Acklin Muji, Eric Godel 

Die Besonderheit der Schweiz liegt da-oo 
rin, dass sie sich als mehrsprachiger Staat 

konstituiert hat. Wie konnte eine natio~'-.J 
nale Einheit geschaffen und erhalten 

werden, die eine Vielfalt von Sprachen 

anerkennt? Die Studie untersucht anhand 

der Verfassungsdebatten von 1848 bis 



2000 die Antworten auf diese Frage. Die 

erlangten Einsichten gehen über die 

Sprachenfrage hinaus. Die symbolische 

Ordnung, welche es in jeder Epoche 

erlaubte, die nationale Einheit sicher­

zustellen, ist nämlich Teil des Staats­

verständnisses schlechthin. 

Migration. 
Friedemann Malsch und 

Christiane Meyer-Stoll (Hg.) 

Migration einmal anders dargestellt: 

J?er Katalog in deutscher oder englischer 

Sprache beinhaltet die Abbildungen der 

munautes religieuses en Suisse et offre 

un apen;u du statut des communautes re­

ligieuses dans ies differents cantons. 

Lo studio realizzato dal Forum svizzero 

per lo studio delle migrazioni e della po­

pQlazione (FSM) analizza il significato 

ausgestellten Werke und Beiträge von del riconoscimento di diritto pubblico del-

La specificite de la Suisse reside dans le 

fait qu'elle s'est constituee comme Etat 

plurilingue. C'est Et l'angle d'approche 

Künstlerinnen und Künstlern zum The­
ma «Migration». Unter ihnen sind Vilem 

Flusser, Stephan Christoph Dorner, Nike 

choisi par les auteurs: comment a-t-elle Bätzner, Constant, Bernard Fibicher, 

institue une unite reconnaissant une 

pluralite de langues? Les contributions 

reunies dans cet ouvrage analysent les 

reponses donnees a cette question lors 

des debats constitutionnels qui se sont 

succedes de 1848 a 2000. Cette re­
cherche s'est averee riebe en enseigne­

ments qui depassent la seule question des 

-·-~langues. L'ordre symbolique qui realise 
a chaque epoque l'unite nationale partici­

_....._ ,,.pe en effet de l'imaginaire du politique 
-.....--.. . ....-tout court. 

Bem et al.: Peter Lang 2003. 

ISBN: 3-03910-208-7, CHF 99.-

Ombres et Lumieres de I 'Exil. 

Schatten und Licht im Exil. 

Antje von Graevenitz, Majorie Jong­

bloed, Peter Lilienthal, Friedemann 

Malsch, Christiane Meyer-Stoll, Annette 

Philp, Roberto Ohrt. 

Katalog zur gleichnamigen 

Ausstellung im Kunstmuseum 

Liechtenstein. 

·Köln: Verlag der Buchhandlung 

Walther König 2003. 

ISBN: 3-88375-745-4, CHF 48.-

Staat und Religion in der Schweiz -
Anerkennungskämpfe, 
Anerkennungsformen. 

Etat et religion en Suisse -

luttes pour Ia reconnaissance, 
formes de Ia reconnaissance. 

Bertrand Cottet (Photos), 

Sonya Mermoud (Texte) Stato e religione in Svizzera -
lotte per il riconoscimento, 

Comment rendre compte de la realite forme del riconoscimento. 

de l'exil sans la trahir ou, pire encore, la 

banaliser? Au risque du cliche, Bertand Sandro Cattacin, Cla Reto Famos, 

Cottet, anthropologue et passionne de Michael Duttwiler und Hans Mahnig 

photographie, oppose le temps assidu de 

la rencontre attentive. Ses photographies Die vom Schweizerischen Forum für Mi­

sont les fruits imprevisibles de relations grations- und Bevölkerungsstudien (SFM) 

patiemment construites, Ia memoire de la durchgeführte Untersuchung analysiert 

souffrance des departs forces. die Begründung der öffentlich-recht-

le comunita religiose in Svizzera e pre­

senta una panoramica dello statuto delle 

comunita religiose nei diversi Cantoni. 

Bem: Eidgenössische Kommission 

gegen Rassismus (EKR) I Commis­

sion federale contre le racisme (CFR) I 
Commissione federale contro il 

razzismo (CFR) 2003. 

Download: www.ekr-cfr.ch 

Aufgenommen, aber ausgeschlossen? 
Die vorläufige Aufnahme in der 
Schweiz. 

Admis mais exclus? 
L'admission provisoire en Suisse. 

Ammessi, ma emarginati? 
L'ammissione provvisoria in Svizzera. 

Martina Kamm, Denise Efionayi-Mäder~ 

Anna Neubauer, Philippe Wanner, 

Fabienne Zannol 

Die Studie untersucht die Lebenssitua­

tion von Menschen mit vorläufiger 

Aufnahme. Sie zeigt auf, dass die Ein­

schränkungep., denen diese Menschen 

unterworfen sind, eine Reihe nicht beab­

sichtigter, bisher aber hingenommener 

Benachteiligungen nach sich ziehen. 

L' etude examine I es conditions de vie et 

la Situation des personnes ayant ete ad-

Wie kann man das Leben im Exil zeigen 

und ihm gerecht werden, ohne einen fal­

schen Eindruck zu vermitteln oder ins 

Banale abzugleiten? Bertrand Cottet (Fo­

tos) und Sonya Mermoud (Texte) haben 

es in feinfühliger Art und Weise ge­

schafft. 

liehen Anerkennung von Religionsge- mises provisoirement. Cette etude de­

meinschaften in der Schweiz und bietet montre que les restrictions auxquelles 

eine Übersicht über den Status der Reli- elles sont soumises a nombre de conse­

gionsgemeinschaften in den verschiede- quences, non intentionnelles mais qui 

nen Kantonen. n'en demeurent pas moins des desavan-

Lausanne: Editions d'en bas 2003. 

ISBN: 2-8290-0300-4, CHF 35.-

tages dont elles doivent s 'accommoder. 

L' etude realisee par le Forum suisse pour 

1 'etude des migrations et de la population Lo Studio analizza Ia situazione di perso­

(FSM) analyse la signification de la re- ne ehe beneficiano dell'ammissione 

connaissance de droit public des com- provvisoria. Esso rileva le limitazioni cui 



sottostanno queste persone e ehe impli-

cano tutta una serie di svantaggi, certo La perizia dell 'Istituto di diritto pubblico 

non intenzionali ma sinora senz'altro dell'Universita di Bema relativo alla si-

accettati. 

Bem: Eidgenössische Kommission 

gegen Rassismus (EKR) I Commis­

sion federale contre le racisme (CFR)I 

Commissione federale contro il 

razzismo (CFR) 2003. 

Download: www.ekr-cfr.ch 

Vorläufige Aufnahme - Die Optik der 
Grundrechte. 

Admission provisoire- sous I' angle 
des droits fondamentaux. 

L'ammissione provvisoria nell'ottica 
dei diritti umani. 

Regina Kiener und Andreas Rieder 

Das Gutachten des Instituts für öffent­

liches Recht der Universität Bem zur 

tuazione delle persone ehe beneficiano 

dell 'ammissione provvisoria giunge alla 

conclusione seguente: le persone ammes­

se prövvisoriamente, definite quale grup­

po in base a questo loro statuto, non figu~ 

rano tra i gruppi di persone protetti dal 

divieto di qualsiasi discriminazione. Le 

limitazioni con una rilevanza dal profilo 

dei diritti fondamentali possono essere 

giustificate a breve termine, m~ non de­

vono essere mantenute piu a lungo termi­

ne in quanto ledono la garanzia dei diritti 

fondamentali e del rispetto della dignita 

umana, sanciti dalla Costituzione federale. 

Bem: Eidgenössische Kommission 

gegen Rassismus (EKR) I Commis­

sion federale contre le racisme (CFR) I 
Cominissione federale contro il 

razzismo (CFR) 2003. 

Download: www.ekr-cfr.ch 

Situation der Personen mit einem Status Aus- und Weiterbildung. 
der Vorläufigen Aufnahme kommt zum Interkulturelle Kompetenz, 
Schluss, dass Vorläufig Aufgenommene Konfliktintervention und Beratung 
als eine über ihren Aufenthaltsstatus de- in Diskriminierungsfällen. 
finierte Gruppe nicht zu den vom Diskri- Fachstelle für Rassismusbekämpfung 

minierungsverbot geschützten Gruppen FRB (Hg.) 

Neue Periodika 
Nouveaux periodiques 
Nuovi periodici 

Wiener Hefte zu Migration und 
Integration in Theorie und Praxis. 

Die «Wiener Hefte» sind eine Publi­

kation des Wiener Integrationsfonds 

(www.wif.wien.at) und möchten eine 

über die Tagespolitik hinausgehende 

Auseinandersetzung mit dem Thema 

Einwanderung und Integration ermög­

lichen sowie einen Beitrag zur Versach­

lichung der Diskussion leisten. 

Das erste Heft ist dem Thema «Defizitä­

re Demokratie - Migrantlnnen in der 

Politik» gewidmet. 

Bezug: Wiener Integrationsfonds, 

Mariahilferstrasse 103, 

A-1060 Wien oder 

medienzentrum@ wif. wien.at. 

Audiovisuelle Medien 
Materie! audiovisuel 
Materiale audiovisuale 

gehören. Die grundrechtsrelevanten Ein-. 

schränkungen lassen sich zwar für eine 

kurze Dauer rechtfertigen. Sie sollten 

aber nicht über einen längeren Zeitraum 

wirksam bleiben, denn sonst kann die in 

Die Broschüre bietet einen Überblick Familienszenen-Wege aus der Gewalt. 
über die in der 'deutschsprachige~ Schweiz Videoreihe mit Begleitmaterial. 
angebotenen Ausbildungen und Kurse in 

der Bundesverfassung verankerte grund­

rechtliche Garantie der Menschenwürde 

tangiert werden. 

L'expertise de !'Institut de droit public de 

l'Universite de ·Beme examine la situa­

tion des personnes ayant le statut de per­

sonnes provisoirement admises dans notre 

pays. Elle arrive a la conclusion que, de 

den Bereichen Mediation, Interkulturelle Scenes familiales- Sortir de Ia violence. 
Kommunikation und verwandten The- Serie de cassettes video et materiel 
men. d'accompagnement. 

Labrochure offre un aper~u sur les offres 

de formation et de cours dans les domai­

ne de mediation, de communication in­

terculturelle et des themes en relation. 

Une telle brochure recueillant les offres 

de formation en Romandie est en prepa-

Scene di vita familiare- Come uscire 
dalla violenza. 
Serie di videocassette con materiale 
accompagnatorio. 

RudolfWelten und Margrit Keller 

par leur statut de sejour en Suisse, ce grou- ration. 

pe de personnes n' appartient pas aux Die vierteilige Filmreihe thematisiertoo 
Gewalt in und um Familien und zeigt groupes proteges par l'interdiction de tou-

te discrimination. Les restrictions relevant 

du droit fondamentat se justifient, il est 

vrai, pour une breve periode. Mais ces res-

trictions ne devraient pas rester appli-

cables sur une periode plus longue, sinon 

la dignite humaine garantie par la Consti-

tution federale serait bafouee. 

Bem: FRB 2003. 

Bestellung (kostenlos) bei: 

ara@ gs-edi.admin.ch. 
Wege, anders mit Konflikten umzugehen 

sowie auf individueller und institutionel-

ler Ebene Hilfe zu leisten. Die Filme von 

je ca. 27 + 10 Minuten Länge basieren 

auf authentischen Fallgeschichten und 

greifen folgende Themen auf: «Wir woll-

ten doch gute Eltern sein», «Er bringt uns 



an unsere Grenzen», «Ausgerechnet du!» wie Anlässe und Schulungen erfolgreich Les films en version fran<;aise, alleman­

(Sexuelle Ausbeutung in der Familie), durchgeführt werden können. de ou italienne se pretent a la projection 

«Meine Kinder sollen es besser haben 

als ich». 

Die in deutsch, französisch und italie­

nisch erhältlichen Filme eignen sich für 

den Einsatz in der Eltern- und Erwachse­

nenbildung, in der Ausbildung von Per­

sonen, die beruflich mit dem Thema 

Gewalt konfrontiert sind. Der Film zum 

Thema «Meine Kinder sollen es besser 

haben als ich» wurde speziell für den Ein­

satz in Migrantenkreisen konzipiert und 

ist deshalb in zusätzlichen 5 Sprachen 

erhältlich. Zu jedem Videofilm werden 

Begleitbroschüren mit Hintergrundinfor­

mationen und Anregungen mitgeliefert, 

tt; •• 

Cette serie de quatre films thematise la 
violence dans et autour d'une famille. 

Elle montre une voie pour sortir de la vio­

lence et traiter les conflits differemment. 

Elle montre aussi comment apporter une 

aide individuelle ou institutionnelle. 

Chaque film, d'une duree d'environ 27 + 
10 minutes, s'inspire d'authentiques his­

toires et aborde les themes suivants: 
«Nous ne voulions pourtant qu'etre de 

bons parents», «11 nous pousse a bout», 

«C'est vraiment toi!» (abus sexuels dans 

la famille), «Mes enfants auront une 

meilleure vie que moi! ». 

dans le cadre des manifestations de for­

mation des parents ou d'adultes, de la 

formation de personnes confrontees pro­

fessionnellement au theme de la violence. 

Le film «Mes enfants auront une meilleu­

re vie que moi!» a ete specialerneut tour­

ne et con<;u pour les milieux immigres et' 

c'est pour ~ela, du reste, qu'il est distri­

bue dans cinq autres langues encore. Des 

brochures donnant des informations com­

plementaires et des Suggestions metho­

dologiques, par exemple sur la maniere 

de realiser avec succes des manifestations 

ou un enseignement, accompagnent chaque 

film video. 

• •• .... • • u.rt1 • ,, 7 • r:m II 11 J e n tr • · 2 - - . 
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Dessin Herrmann 1994, dans la Liberte . 

• «Warum wollen die jetzt plötzlich alle 
Jungen einbürgern?» - «Es ist bald Weltmeister­
schaft!» 
Zeichnung Herrmann 1994, in der Liberte. 

. . r' 



La serie di quattro filrnati tematizza la vio­

lenza nelle e attomo alle famiglie e indica 

vie possibili per gestire i altrimenti con­

flitti e offrire un aiuto sul piano indivi­

duale o istituzionale. I film, della durata di 

ca. 27 + 10 minuti ciascuno, sono basati su 

fatti reali ed affrontano i temi seguenti: 

« Volevamo sempre essere buoni genito­

ri», «Mette a dura prova i nostri nervi», 

«Proprio tu!» (abusi sessuali in famiglia), 

« Voglio una vita migliore per i miei figli». 

I film, ottenibili in italiano, francese e te­

desco, si prestano per essere utilizzati nel 

contesto della formazione di adulti, e piu 

particolarmente di genitori, come pure di 

persone confrontate con il tema della 

violenza nel contesto della loro profes-

sione. 11 film sul tema « Voglio una vita 

migliore per i miei figli» e Stato Special­

rnente concepito per essere utilizzato in 

ambienti legati alla migrazione ed e per­

tanto ottenibile anche in altre cinque lin- . 

gue. Ogni video e accompagnata da opu­

scoli di approfondimento e informazioni 

di fondo nonehe da proposte per lo svol­

gimento e la riuscita di manifestazioni e 

formazioni. 

Dryas Film 2003. 

Bezug/Distribution/ Ordinazioni: 

www.familienszenen.ch 

Pubertät. Jugendliche und Eltern 
aus verschiedenen Kulturen über 
das Erwachsenwerden. 
Pro luventute (Hg.) 

Die Filme werfen auf einem kulturspezi­

fischen Hintergrund allgemeine Fragen 

zum Erwachsenwerden auf. Es kommen 

Menschen zu Wort, die alle in der 

Schweiz leben, hier geboren 

oder einmal eingewandert sind. 

6 Videos VHS in den Sprachen 

Albanisch, Italienisch, Portugie­

sisch, Spanisch, Tamilisch, 

Türkisch, jeweils mit deutschen 

Untertiteln. 

Bezug: Pro Juventute, Bookit, 

Postfach, 4601 Olten, 

bookit@ sbz.ch 

• Toutes les stars qui viennent en Suisse 
ne 1 eulent pas devenir Suisses. Elles desirent 
simplement vivredans notre pays, cela leur suffit. 
Dessin Burki 1992, dans le Couleur Burki . 

• Nicht alle Promis, die in die Sch.",.. eiz 
kommen, wollen Schweizer werden. Hier leben 
zu dürfen, genügt ihnen. 
Zeichnung Burki 1992, im Buch Couleur Bw:ki . 



Interna 

Sirnone Prodolliet 

Wohnen ist ein zentraler Aspekt des 
täglichen Lebens. Ein wesentlicher 
Teil unseres Alltags spielt sich in der 
eigenen Wohnung und im Zusammen­
leben mit der direkten Umgebung ab. 
Auch viele Aspekte der Integration 
sind mit dem Thema Habitat verbun-

I e 
• 
I 

den. Die Eidgenössische Ausländer- Wie ist die Stellung ausländischer Mie- tobildungen festzustellen und wenn ja, 

kommission beschäftigt sich daher terinnen und Mieter auf dem Wohnungs-

2004 schwerpunktmässig mit Fragen · markt? Können Diskriminierungen bei 

rund um Wohnen, Siedlungspolitik der Vergabe von Wohnungen festgestellt 

und Raumplanung. werden? Werden bei ausländischen Mie-

Im Zusammenhang mit der Frage des 

Zusammenlebens von Einheimischen 

und Zugewanderten werden wiederholt 

Debatten geführt, wie die Stadt- und 

Quartierplanung gestaltet werden soll, 

damit ein ausgewogenes Verhältnis zwi­

schen der ansässigen Bevölkerung und 

den Bewohnerinnen und Bewohnern 

ausländischer Herkunft hergestellt wer­

den könne. Dabei fallen Schlagworte wie 

«Durchmischung der Bevölkerung» oder 

«Probleme in Ausländerghettos». 

Aufgabe der EKA ist es, sich mit Fragen 

der Integration sowie des Zusammen­

lebens .der schweizerischen und auslän­

dischen Bevölkerung z;u beschäftigen. 

Dabei setzt sie sich jeweils während eines 

Jahres zielgerichtet mit einem Thema 

auseinander. Diese politische Arbeit ist 

längerfristig angelegt und weist über das 

Schwerpunktjahr hinaus. Beim Thema 

Habitat wird der Fokus auf drei Ebenen 

gelegt: 

terinnen und Mietern höhere Mietzinse 

verlangt? Wie gehen Schlichtungsstellen 

bei Streitigkeiten in Mietangelegenhei­

ten mit ausländischen Mieterinnen un.d 

Mietern vor? Stellen sich für Auslände­

rinnen und Ausländer besondere Proble-

me beim Kauf von Wohneigentum? 

• Stadt- und (_luartierentwicklung 
Die zweite Ebene betrifft die Stadt- und 

Quartierentwicklung. Hier stellen sich 

Fragen, ob und wie integrationspoliti­

sche Anliegen in der Raumplanung und 

der Siedlungspolitik berücksichtigt wer­

.den. Wenn ja, welche Konzepte von 

Integrationspolitik finden Eingang in die 

Raumplanung? Werden bei der so ge­

nannten «Aufwertung» von Quartieren 

und Stadteilen die negativen Konse­

quenzen für eher Unterprivilegierte ein­

bezogen? Gibt es gelungene Modelle 

von sozialer Durchmischung? Gibt es 

(diskriminierende) Bestimmungen in der 

Zonenplanung, welche integrationspoli­

tischen Anliegen zuwiderlaufen? 

• Wohnsituation der Auslände- • Öffentlicher Diskurs I Wohn-
rinnen und Ausländer in der politik 
Schweiz Auf der dritten Ebene stellen sich Fra-

Zunächst einmal geht es darum, generell gen, wie in der Öffentlichkeit und in der 

einen Überblick über die Wohnsituation politischen Debatte Migrantinnen und 

von Migrantinnen und Migranten in der Migranten als Mitbewohnerinnen und 

Schweiz zu gewinnen. Gibt es Unterschie- -bewohner in diesem Land wahrgenom­

de je nach Siedlungsform oder Region? men werden. Wie wird im öffentlichen 

Gibt es Unterschiede je nach sozialer Stel- Diskurs mit der Tatsache umgegangen, 

lung von Ausländern? In welcher Art von dass in grösseren Agglomerationen be­

Wohnungen leben Menschen ausländi- stimmte Quartiere hauptsächlich von 

scher Herkunft und welchen Zugang ha- Personen ausländischer Herkunft be­

ben sie zu Infrastrukturen? wohnt werden? Sind so genannte Ghet-

wie gehen die entsprechenden Gemein­

den damit um? 

Solche Fragen gehen nicht nur an die 

Adresse von Politik und Öffentlichkeit, 

sondern auch an Fachpersonen, welche 

im wohn- und siedlungspolitischen Be­

reich mit Planung zu tun haben. Wie ge­

hen sie mit Fragen der Integration um? 

Werden künftige Architektinnen und Ar­

chitekten bzw. Fachpersonen in der 

Raumplanung und Siedlungspolitik be­

züglich integrationspolitischer Anliegen 

informiert und ausgebildet? 

• Konkrete Aktivitäten der EKA 
Ausgehend von der Analyse der Wohnsi­

tuation und der sich stellenden Fragen im 

Bereich der Quartierentwicklung und 

Agglomerations- und Stadtpolitik be­

nennt die EKA die integrationsrelevan­

ten Probleme. So werden etwa die beste­

henden kantonalen und kommunalen 

Leitbilder im Hinblick auf die Anliegen 

im Bereich der Wohn- und Siedlungspo­

litik und der damit verbundenen öffent­

lichen Diskurse untersucht. Ausserdem 

werden aufgrundder Volkszählung 2000 

separate Auswertungen gemacht, die 

Aufschluss über die Wohnsituation der 

Zugewanderten geben werden. Ebenfalls 

näher untersucht werden soll die Frage, 

wie das Kriterium der «angemessenen 

Wohnung» bei der Erteilung des Fami­

liennachzugs definiert wird. Die einzel­

nen Analysen bie.ten die Basis für Emp­

fehlungen, welche die EKA im Verlauf 

dieses Jahres erarbeiten wird. 

Die EKA arbeitet sowohl bei der Analy-

se der Wohnsituation wie auch bei der 

Bestandesaufnahme der siedlungspoli­

tischen und raumplanerischen Frage­

stellungen eng mit den verschiedenen 

Akteuren in diesen Bereichen zusam- , 



men. Dabei ist es ihr ein Anliegen, dass 

integrationspolitische Perspektiven ge­

nerell mit Fragen der Wohn- und Sied­

lungspolitik verknüpft werden. 

Ein wichtiges Ziel der Beschäftigung mit 

dem Thema «Integration und Habitat» ist 

neben der Sensibilisierung für besondere 

Anliegen der ausländischen Bevölkerung 

und dem Aufzeigen von Lösungsmög­

lichkeiten in diesem komplexen Bereich 

auch die Entwicklung von konkreten 

_Projekten in Zusammenarbeit mit Insti­

tutionen, die sich für die Verbesserung 

des Zusammenlebens zwischen Ein­

heimischen und Zugewanderten im 

Wohnbereich einsetzen. So können bei­

spielsweise auch im Rahmen des neuen 

Schwerpunktprogramms der Integra­

tionsförderung des Bundes (insbesonde­

re Schwerpunkt B, Institutionen öffnen, 

und C, Zusammenleben erleichtern) In­

tegrationsprojekte erarbeitet werden, die 

die Verbesserung des Zusammenlebens 

im Wohnbereich zum Inhalt haben. 

Weitere Produkte der Beschäftigung mit 

dem Thema wird die Herausgabe der 

Zeitschriftterra co.g n ita (Herbst 2004) 

zum Schwerpunkt «Integration und Ha­

bitat», die Durchführung der Nationalen 

Tagung am 11. November 2004- mit 

Empfehlungen der EKA sowie die Publi­

kation von der von der EKA durch­

geführten Re~herchen sein. 

Weitere Informationen unter 
www.eka-cfe.ch, Rubrik «Themen». 

. 1999 wurde noch in den meisten Berner 
Gemeinden an der Gemeindeversammlung über 
Einbürgerungen entschieden. 
Zeichnung Orlanclo 1999, im «Bund» . 

• «(:a suffit Monsieur Ali. On considere 
que vous maftrisez_ le folklore suisse ... mais de 
votre bouche r;a reste etrange. Demancle refusee! » 

En 1999, dans Ia plupart des communes bernoises, 
les decisions sur les naturalisations 
etaient encore prises a I' assemblee generale. 
Dessin Orlqndo 1999, dans le «Bund». 



Interna 

Sirnone Prodolliet 

L'habitat est un aspect majeur de Ia 
vie quotidienne. En effet, une partie 
essentielle de notre vie quotidienne se 
deroule dans notre propre Iogement et 
en cohabitation avec l'entourage di­
rect. De nombreux aspects de Pinte­
gration sont egalement lies au theme 
de l'habitat. En cette annee 2004, Ia 
Commission federale des etrangers se 
penche des lors aussi grandement sur 
les questions touchant a l'habitat, a Ia 
politique urbanistique et a l'amena­
gement du territoire. , 

Les milieux responsables tiennent fre­

quemment des debats en correlation avec 

le theme de la cohabitation entre la popu­

lation autochtone et les immigres. Ils s'in­

terrogent sur la meilleure maniere d'ame­

nager l'urbanisme et la p1anification de 

quartiers pour creer une relation equili­

bree entre la population indigene et 1es 

habitants d'origine etrangere. Dans ces 

debats, on entend souvent les expressions 

telles que «mixite de 1a popu1ation» Oll 

«prob1emes dans les ghettos d'etrangers». 

••~mL'une des täches de la CFE consiste a 
se preoccuper de l'integration et de la 

~cohabitation de la population suisse et 

\",1 l etrangere. Ce sujet occupera d'ailleurs la 

Commission pendant toute une annee 

puisqu'il constitue le theme de l'annee. Il 

est vrai aussi que le travail politique qui 

s 'en degage constitue un labe ur de 

longue haieine et depasse largement les 

intentions du theme de 1 'annee. De fait, 

ce theme de 1 'habitat se focalise sur trois 

niveaux: 

• Situation du Iogement des 
etrangers en Suisse 

Il s 'agit tout d' abord d ' avoir un apen;u 

general de 1a situation du Iogement des 

immigres en Suisse. Y a-t-il des diffe­

rences suivant !es regions ou les quar­

tiers? Suivant le Statut social des etran­

gers? Dans quel genre de Iogements les 

gens d'origine etrangere vivent-i1s et 

quel acces ont-ils aux infrastructures? 

Que1 est le statut des locataires etrangers 

sur le marche suisse du Iogement? A-t-on 

pu constater des discrirninations dans 1 'oc­

troi d'appartements? Les bailleurs deman-

dent-i1s des loyers superieurs aux loca­

taires etrangers? Comment 1es autorites de 

conciliation procedent-elles lors des litiges 

Oll des locataires etrangers SOllt impliques? 

Lesetrangers doivent-i1s affronter des pro­

b1emes particuliers lorsqll ' ils acquierent 

lln bien-fonds (maison ou appattement)? -

• Developpement de Ia ville ou du 
quartier 

Le deuxieme domaine conceme le deve­

loppement de 1a ville ou du quartier. 

Tient-on compte des postu1ats en matiere 

d'integration dans l'amenagement du 

territoire et dans la politique de 1'habitat? 

Si oui, quels sont les concepts qlle l'on 

prend en consideration dans 1' amenage­

ment du territoire en matiere de politiqlle 

d'integration? Dans ce que l'on appelle 

communement «la revalorisation» de 

quartiers a-t-on pris en compte des conse­

quences negatives pour les COUChes de la 

population plutot defavorisees? Existe-t­

il des modeles reussis de mixite sociale? 

Existe-t-il des dispositions (discrimina­

toires) dans 1a planification de zones al­

lant a 1 'encontre des poStlllats re1atifs a la 

politique d 'integration? 

• Discours public/politique de 
l'habitat 

Au troisieme plan, ce sont les questions 

suivantes qui se posent: comment appre­

hende-t-on, dans l 'opinion publique et 

dans les debats politiques, 1es migrants en 

tant que «colocataires» de ce pays? Que 

dit-on dans le discours public du fait qlle, 

ausein des agglomerations d 'une certai­

ne importance, certains quartiers soient 

habites essentiellement pardes personnes 

d'origine etrangere? Assiste-t-on a des 

formations de ce que 1 'on nomme des 

ghettos, et dans I' affirmative, que font les 

• 

communes concemees a ce propos? 

Ce genre de questions n 'est pas seule­

ment adresse a l'opinion publique oll aux 

politiciens, mais il doit ega1ement inte­

resser 1es specialistes qlli ont affaire, 

d'une marÜere Oll d'une alltre, a la plani­

fication dans le domaine de la po1itiqlle 

urbaine et de 1 'habitat. Comment ces spe­

cialistes comprennent-ils I es questions 

touchant a l'integration des etrangers? 

Les futurs architectes et les specialistes 

de demain charges de 1 'amenagement du 

territoire ou de la politique de l'habitat 

sont-ils informes, voire formes quarrt aux 

postulats existants en matiere de politique 

d'integration des etrangers? 

• Activites concretes de Ia CFE 
Partant de l'analyse de la situation du Io­

gement et des questions qlli se posent dans 

le domaine du developpement de qllar­

tiers , de la politique urbaine et des agglo­

merations, la CFE etablit un cata1ogue de 

problemes propres a 1 'integration. Ainsi la 

Commission analyse-t-eile, par exemple, 

1es modeles cantonaux et communaux 

existants quarrt aux postulats etablis en 

matiere de politique du Iogement et de 



• 

1 'habitat, et les examine a la lumiere des 

discours publics. Par ailleurs, elle proce­

de a des evaluations distinctes, basees sur 

le recensement populaire de l'an 2000, et 

qui fourniront un eclairage sur la Situation 

en matiere de Iogements des immigres. 

Comment definir le critere d' «apparte­

ment convenable» dans le cadre du 

regroupement familial? La Commission 

federale examinera egalement cette ques­

tion de plus pres. Les differentes analyses 

offrent une bonne base pour les recom­

mandations que la CFE elaborera a ce 

sujet au cours de cette annee. 

Tant dans I' analyse de la situation du Io­

gement que dans I' inventaire des questions 

en matiere de politique de 1 'habitat et de 

I' amenagement du territoire, la CFE colla­

bore etroitement avec les divers acteurs 

~uvrant dans ces domaines. Ce faisant, 

Ia Commission federaledes etrangers sou­

haite que les perspectives en matiere de 

politique d'integration soit liees d'une 

maniere generale aux reflexions de Ia po­

litique du logement et de I 'habitat. 

Outre la sensibilisation aux souhaits par­

ticuliers de la population etrangere et 

l'illustration des solutions possibles dans 

ce domaine complexe, 1 'un des objectifs 

importants du theme «Integration et habi­

tat» est de developper des projets concrets 

en etroite collaboration avec des institu­

tions qui s 'engagent en faveur de 1' ame­

lioration de la cohabitation entre la popu­

lation indigene et la population etrangere. 

Ainsi, dans le cadre du nouveau program­

me des points forts ( et en particulier dans 

le pointfort B relatif a 1 'ouverture des ins-

• 
a I 
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Dessin Pellet 1994 dans l' Express. 

Auf das südeuropäische «E» des Vaters 
antwortet der kleine Secondo mit einem echt 
schweizerischen «äh». 
Zeichnung Pellet 1994 im L' Express. 

• , Jt ••• 

titutions, et du point fort C « faciliter Ia 

cohabitation»), il sera possible d'elaborer 

des projets d'integration qui auront pour 

contenu 1' amelioration de la cohabitation 

sur le plan de 1 'habitat. 

L' importance de ce theme marquera aussi le 

numero 5 de terra cognita (automne 

2004), consacre pour l'essentiel au sujet 

«Integration et habitat». Elle sera egale­

ment illustree par la mise sur pied d'une 

Journee nationale, le 11 novembre prochain, 

au cours de laquelle la CFE presentera ses 

recommandations. Enfin, une publication 

sortira dans le cadre des recherches de la 

CFE et sera consacree au theme. 

Pour d'autres informations 
visiter le site www.eka-cfe.ch, 
rubrique «themes». 

a 
•• ltJ 11 2 -

,,EH,/ 

Pellet 



Interna 

Die EK s g" Ja 
zu erleichterten Ei bürgerung 

von Jugendlichen 
Die Eidgenössische Ausländerkommis­
sion hat an ihrer Plenarsitzung im Ja­
nuar 2004 einstimmig beschlossen, die 
erleichterte Einbürgerung von Jugend­
lichen zu unterstützen. Ein paar Gründe 
für dieses Engagement. 

Drei Viertel der in der Schweiz lebenden Ausländerinnen 
und Ausländer sind in der Schweiz geboren oder leben be­
reits seit mehr als acht Jahren hier. 

Ein Viertel der ständigen ausländischen Bevölkerung ist 
in der Schweiz geboren und hat hier die Schulen besucht. 
Ausländerinnen und Ausländer sind sie lediglich auf dem 
Papier. 

• Mit der Revision können sich künftig Jugendliche der 

zweiten Generation erleichtert einbürgern, und Kinder 

der dritten Generation erhalten das Schweizer Bürger­

recht bei der Geburt. 

Junge Ausländerinnen und Ausländer, die sich in der 

12 Jahre muss eine Person in der Schweiz wohnhaft sein, 
bevor sie ein Gesuch um Einbürgerung stellen darf. Dies ist 
im internationalen Vergleich sehr hoch (Frankreich 5 Jahre, 
Grossbritannien 5 Jahre, Deutschland 8 Jahre). 

• Mit der Revision wird die Frist auf 8 Jahre gesenkt. 

Integrierte erhalten so die Möglichkeit, früher alle 

Pflichten und Rechte als Schweizer Staatsangehörige 

zu übernehmen. 

In einzelnen Kantonen werden nur Personen eingebürgert, 
welche 10 Jahre und mehr in diesem Kanton gelebt haben. 

• Mit der Revision gelten neue Vorschriften für die Kan­

tone. Sie dürfen maximal 3 Jahre Aufenthalt im Kanton 

verlangen. Dies ist eine wichtige Erleichterung für die 

zahlreichen Personen, von denen am Ausbildungs- und 

Arbeitsplatz grosse Mobilität verlangt wird. 

Schweiz zuhause fühlen und sich hier eine Existenz- ·Das ordentliche dreistufige Einbürgerungsverfahren 
grundlageaufbauen wollen, werden auch auf dem Papier (Bund, Kanton, Gemeinde) ist zu langwierig und zu kom­
Schweizer Staatsangehörige sein. pliziert Es weist administrative Doppelspurigkeiten auf 

14 Kantone kennen schon heute die erleichterte Einbürge­
rung für junge Ausländerinnen und Ausländer der zweiten 
Generation. Diese Regelungen haben sich bewährt. 

• Mit der Revision gelten in der ganzen Schweiz die 
gleichen Bedingungen für Jugendliche der zweiten und 

Kinder der dritten Generation. 

und dauert mehrere Jahre. 

• Mit der Revision wird das Verfahren vereinfacht, der 
Verwaltungsaufwand verringert. 



La Commission federale des etrangers CFE 
a decide lors de sa seance pleniere de jan­
vier 2004 de soutenir Ia naturalisation fa­
cilitee des jeunes. Quelques raisons de cet 
engagement. 

• La CFE dit 0 Ul 
a Ia naturalisation facilitee 

des jeunes 
Trois quarts des etrangeres et des etrangers viva~t en Suisse 

y sont nes ou y vivent depuis plus de huit ans. 

Un quart de Ia population etrangere residante est nee en 

Suisse et y a frequente les ecoles. lls ne sont etrangers que 

sur papier. 

• Avec la revision les jeunes de la deuxieme generation 

peuvent a l'avenir obtenir la näturalisation facilitee, et 

les enfants de la troisieme generation peuvent .avoir la 

· citoyennete suisse des la naissance. 

Les jeunes etrangers qui se sentent chez eux en Suisse 

et qui veulent y fixer leur lieu d '.attache, seront aussi 

citoyens suisses sur papier. 

14 cantons connaissent deja aujourd'hui Ia naturalisation 

facilitee pour les jeunes etrangers de Ia deuxieme genera­

tion. Ces reglementations ont fait leur preuve. 

12 ans d'etablissement en Suisse avant qu'une personne 

puisse presenter une demande de natur~lisation. Ce delai 

est excessif en comparaison avec les autres pays (France 

5 ans, Grande Bretagne 5 ans, Allemagne 8 ans). 

• Avec la revision le delai sera abaisse a 8 ans. Les per­

sonnes integrees peuvent des lors plus tot remplir leurs 

devoirs et obtenir leurs droits. 

Dans quelques cantons, seules peuvent etre naturalisees les 

personnes qui ont vecu 10 ans et plus dans le canton. 

• Avec la revision les cantons ont de nouvelles presctiptions. 

lls doivent exiger au maximum 3 ans d 'etablissement dans 

le canton. Il s'agit la d'une amelioration importante pour 

un bon nombre de personnes, pour lesquelles il est exige 

une mobilite professionnelle et de formation. 

• Avec la revision les memes conditions seront valables La procedure ordinaire de naturalisation a trois niveaux 

pour I es j~unes de la deuxieme generation et les enfants (Confederation, canton, commune) est longue et compliquee. 

de la troisieme generation dans toute la Suisse. Elle comporte des doubles emplois administratifs et dure 

plusieurs annees . 

• Avec la revision la procedure est simplifiee, la lourdeur 

administrative reduite. 

terra cognita 4/2004 



Ausblick/ Aper~u 
terra cognita 5 

Integration und Habitat -
Wohnen, Siedlungspolitik und 
Raumplanung 

Wohnen ist ein zentraler Aspekt des täglichen Lebens. Es ist 

daher nicht unbedeutend, wie sich die Wohnsituation für den 

Einzelnen darstellt und wie das nachbarschaftliehe Verhältnis 

aussieht. 

Das Zusammenleben von Einheimischen und Zugewanderten 

steht immer wieder im Zentrum von Debatten, wie die Stadt­

und Quartierplanung gestaltet werden soll, damit ein ausge­

wogenes Verhältnis zwischen der ansässigen Bevölkerung und 

den Bewohnerinnen und Bewohnern ausländischer Herkunft 

hergestellt werden könne. Dabei fallen Schlagworte wie 

«Durchmischung der Bevölkerung» oder «Probleme in Aus­

länderghettos». 

terra cognita 5 befasst sich sowohl mit der spezifischen 

Wohnsituation von Zugewanderten wie auch mit siedlungspoli­

tischen und. raumplanerischen Ansätzen. Ein besonderes Au­

genmerk ·wird dabei auf Projekte gelegt, die im Hinblick auf in­

tegrationspolitische Anliegen von Bedeutung sind. 

Integration et habitat­
Iogement, politique de l'habitat 
et amenagement du territoire 

L'habitat constitue un aspect central de la vie quotidienne. La 

situation en matiere de logement n 'est donc pas indifferente. La 

Situation de voisinage a egalement toute SOll importance. 

La cohabitation de la population suisse et des immigres revient 

toujours au centre des debats. On se demande comment les 

villes, voire les quartiers, devront etre con<;us pour offrir un 

rapport equilibre entre la population autochtone residente et 

la population d'origine etrangere. Au cours de ces debats, on 

entend frequemrnent des expressions cle telles que «mixite de 

la population» Oll «problemes dans les ghettos etrangers». 

terra cognita 5 se consacre aussi bien aux conditions de lo­

gement des immigres qu' aux pistes proposees en matiere de 

politique de l'habitat et d'amenagement du terrltoire. Une atten­

tion particuliere sera accordee aux projets ayant une importan-

~ ce significative dans 1 'optique des postulats en matiere de po­

\J J litique d'integration des etrangers en Suisse. 



Die bereits erschienenen Hefte von terra 

c o g n i t a können beim Sekretariat der 

Eidgenössischen Ausländerkommission 

kostenlos bezogen werden: 

Les numeros parus de terra cognita 

peuvent etre commandes gratuitement 

aupres du Secretariat de la Commission 

federaledes etrangers: 

• terra cognita 1 

«Welche Kultur? Quelle culture?» 

(Herbst/ automne 2002) 

(nur noch in PDF-Format auf 

www. terra-cognita.ch 

n'existe qu'en format PDF sur le site 

www.terra-cognita.ch) 

• terra cognita 2 

«Bildung/Formation» · 

(Frühling I printemps 2003) 

• terra cognita 3 

« luvrar I arbeiten I travailler /lavorare» 

(Herbst/ automne 2003) 

Weitere Exemplare dieser Ausgabe von terra cognita 

sowie das Abonnement der Zeitschrift können bestellt 
werden bei: 

D'autres exemplaires de cette edition de terra cognita ainsi 
que l'abonnement de Ia revue peuvent etre commandes a: 

Esemplari supplementari di questa edizione di terra cognita 

e l'abbonamento alla rivista possono essere richiesti a: 

Eidgenössische Ausländerkommission 

Commission federale des etrangers 

Commissione federale degli stranieri 

Quellenweg 9, CH-3003 Bern-Wabern 

eka-cfe@imes.admin.ch 

terra cog n ita 4/2004 



Die Debatten um Einbürgerung lassen 
kaum jemanden kalt. Sie sprechen eine 
Thematik an, über welche nach wie vor 
kein Konsens herrscht. Wer gehört dazu 
und wer nicht? terra cog n ita greift 
anlässlich der bevorstehenden Bürger­
rechtsrevision die Fragen rund um Ein­
bürgerung auf und legt den Boden für 
eine sach- und realitätsbezogene Dis­
kussion . 
Denn: Fast zehn Prozent aller Schwei­
zerinnen und Schweizer sind einge­
bürgert. 

Les debats autour de Ia naturalisation 
ne laissent pratiquement personne .in­
different. lls touchent a une thematique 
qu i est loin d'atteindre le consensus. 
Qui en fait partie et qui en est exclu? A 
l'occasion de Ia revision imminente de 
Ia legislation sur Ia nationalite suisse, 
terra cognita .se penche sur les ques­
tions relatives a Ia naturalisation et la­
boure en quelque sorte le terrain pour 
y faire germer une discussion objective 
en prise avec le reel. 
A propos ... savez-vous que pres d'un 
Suisse sur dix est naturalise? 
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